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1. Uebersicht Ober die Verhandlungen 

Resume des dellberatlons 

x 179/92.031 s Verminderung der 'Iabak- und Alkohol­
pnbleme. Volksinitiativen 
Botschaft und Gesetzesentwfufe vom 9. März 1992 (BBI 
II, 1149) zu den Volksinitiativen «zar Verminderung der 
Tabakproblemeo. und ~ Vemrlnderung der Alkohol­
probleme» (Zwillingsinitiativen) sowie zur Revision von 
Artikel 13 des Lebensmittelgesetzes und von Artikel 42b 
des Alkoholgesetzes. 
N Kommission für Reclasfmgen 
S Kommission fiJr soziale Sicherhdt und Gesundheit 

A. IJu:ndesbesJ:hJ fJber die Vollcsinitiattve 4IZlU' V~ 
der Alkoholprobleme» und «mr Vennintlenmg der Tabalcpni­
bl.eme» (Zwillin&f/nitiativen) 

1993 2. Min. Beschloss des Stinderates gemäs.1 Entwurf des 
Bundesrates. 
1993 2. Imd. Beschluss des Nationalrates: Bundesbeschluss A 
wird in zwei Tuilbescblüsse aufgeteilL 

Al Bzuu:lesbachlus iJber die Volksinitiative 4IZlU' Verminderung 
der Alkoholprobl.eme» 

1993 2. Imd. Besdduss des Nationalrat.es gemäs.1 Entwurf der 
Kommmion. 
1993 10. JUDL Beschloss des Stinderates: Zustimmung. 
1993 18. Jmd. Beschluss des Ständerates: Der Bundesbe­
schluss wird in der ScblussabstimmWJg angenommen. 
1993 18. Jmd. Beschluss des Nationalrates: Der Bundesbe­
schluss wird in der Scblussabstimm.WJg angenommen. 
A2 Buntksbachblss iJber die Volksinitiative «zUr Verminderung 

der Tabakprobleme» 
1993 2. Imd. Beschluss des Nationalrat.es gemiss Entwurf der 
Kommmion. 
1993 10. JllDL Beschluss des Stind.erates: Zustimmung. 
1993 18. JODL .Besc:bluss des Ständerates: Der Bundesbe­
schluss wird in der Scblussabstimm.WJg angenommen. 
1993 18. JDDL Beschluss des Nationalrates: Der Bundesbe­
schluss wird in der Schlussabstimmung angenommen. 
BUDdesblatt 

B. Lebensmitteiges .Änderung 
1993 2. Min. Beschloss des Stinderates: Nichteintreten. 

• (siehe Motion SR Nr. 93.3026) 
1993 2. JaaL Bescblnss des Nationalrates: Nichteintret.en. 

-

x 179/92.031 e ~vention des problanes lies au tabac 
et a l'alcooL Initiatives populaires 

Message, projets de loi et d'arrete, du 9 mars 1992 (FF n, 
1141) concemant les initiatives populaires «pour la pre­
vention des problemes lies au tabac» et «pour la preven­
tion des problemes lies a l'alcool» (initiatives jumclles), 
ainsi que la revision de l'article 13 de la loi sur les denrees 
alimentaires et l'articlc 42b de la loi sur l'alcooL 

N Commission da affaires juridiques 
E Commissi.ons de fll sit:uriJe sociflU! et de fll santl publique 

A. ~ ftderal concemant 1a inäi.atives populaires "[)OUT fll 
prtvention da problemes lies a l'aJcool» et .:po_ur la prtvention 
da problhna 1ib tlll toba.c» (initiatives jumdles) 

1993 Z mars. Dkision du ComeU des Etats oonforme au projet 
du Conseil fed.6ral. 
1993 Zjuin. Dkision du Conseil national avec des divergences 
(Le Conseil national d6cide de scindcr le projet du Conseil 
fed6ral en deux arrttes distincts, l'un pour l'alcool et l'autre 
pour le tabac). 
(voir postulat CN n° 93.3240) 
1993 10 jubl. D6cision dn Conseil des Etats: Adhesion. 
1993 18 juiD. D&ision du Conseil des Etats: Les deux arrites 
sont adoptes en votation finale. 
1993 18 juiD. Dfdsion du Conseil national: Les deux arrites 
sont adoptes en votation finale .. 
Feuille fed6rale II, 

B. Loi sur !es dendes aJimentaires (Modification) 
1993 Z mars: Le Conseil des Etats d6ci.de de ne pas entrer en 
mati~re. _ 
(voir motion CE neo 93.3026) 
1993 ZJuin. D6dsion du Conseil national: Adhesion. (L'objet 
est ainst ray6 du röle). 



2. Rednerliste - Liste des orateurs 

2.1 Nationalrat - Conseil national 

Borradori {D/TI} 8 

Bundl {S/GR} 1 

caspar-Hutter (S/SG} 7 
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Cotti (C), Bundesrat 33 
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Huber (C/AG), Berichterstatter 21,32,36 
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zweite Sitzung - Deuxieme seance 

Mittwoch, 2. Juni 1993, Vormittag 
Mercredi2juin 1993, matin 

08.00h 

Vorsitz-Presidence: He" Schmidhalter/Frau Haller 

92.031 

Verminderung 
der Tabak- und Alkoholprobleme. 
Volksinitiativen 
Prevention des problemes 
lies au tabac et a l'alcool. 
Initiatives populalres 

Botschaft, Beschluss- und Gesetzentwürfe vom 9. März 1992 
{BBlll 1149) 
Message, projets d'arr!teet de leis du 9 mars 1992 (FF 111141) 
Beschluss des Ständerates vom 2. März 1993 
Decision du Conseil des Etats du 2 mars 1993 
Kategorie III, Art. 68 GRN-Categorle III, art. 68 RCN 

Ordnungsantrag Bundi 
Behandlung in Kategorie 1 
Motion d'ordre Bundi 
Traiter l'objet en categorie 1 

Bundi: Gemäss meinen Erkundigungen hatte die Kommis­
sion vorgeschlagen, dieses Geschäft in Kategorie II einzurei­
hen Das Büro hat es aber in Kategorie III eingereiht Ich 
schlage Ihnen vor, Kategorie I zu beschliessen 
Das Kategoriensystem handhaben wir seit ungefähr drei Jah­
ren im Rat Es wurde in einer ausserordentlichen Session im 
Februar 1990 mit einer Aenderung des Geschäftsreglementes 
beschlossen Diese Aenderung stand im Zusammenhang mit 
einer parlamentarischen Initiative Ott, die eine rationellere Ab­
wicklung unseres Ratsbetriebes zum Hauptziel hjitte. In die­
sem Zusammenhang dachte man vor altem daran, Geschäfte, 
die völlig unbestritten sind·, nach dem schriftlichen Vertahren 
durchzuführen, und schlug dementsprechend die Katego-
rien IV und Vvor. · 
In bezug auf die Kategorien 1, II und III war man der Auffas­
sung, dass man möglichst flexibel sein soll, und es war nie die 
Rede davon, dass die Kategorie I während einer ganzen Ses­
sion überhaupt ausgescnlossen werden soll Man hat damals 
gesagt, dass für wichtige Vorlagen die Debatte voll geöffnet 
werden solle, also Kategorie I beschlossen werden solle. 
Ich meine nun, dass eigentlich jede Volksinitiative eine wich­
tige Vorlage ist, gleichgültig, wie der Stellenwert des Inhalts 
dieser Initiative sein mag. 
Beim vorliegenden Geschäft haben wir es nämlich im Grunde 
genommen mit insgesamt vier Vorlagen zu tun'. nämlich mit 
zwei Volksinitiativen und zwei Gesetzesrevisionen Da meine 
ich, dass mindestens die Eintretensdebatte dazu in Katego-
rie I erfolgen muss. · 
Ich muss darauf hinweisen, dass für jede Volksinitiative ein 
sehr grosser Aufwand betrieben wird. Auch für diese beiden 
sind 11 O 648 und 115 210 Unterschriften gesammelt worden 
Dieses Volksrecht nehmen wir ja sonst sehr ernst, wir· halten 
es sehr hoch. Deshalb ist es auch richtig, dass wir die parla­
mentarische Behandlung einer Volksinitiative ebenso ernst' 
nehmen. 

Darum möchte ich Sie bitten, meinem Ordnungsantrag zuzu­
stimmen. 

Abstimmung-Vote 
i::ür den Ordnungsantrag Bundi 
Dagegen 

46Stimmen 
55Stimmen 

Reimann Maximilian, Berichterstatter: Die Mehrheit unserer 
Kommission hat am 3. Mai 1993 ijeweils mit einer Stimmen­
zahl von 13 zu 10) beschlossen, Ihnen - und damit auch Volk 
und Ständen - die beiden Initiativen zur Ablehnung zu emp­
fehlen Ebenfalls empfiehlt Ihnen die Mehrheit der Kommis­
sion für Rechtsfragen - mit 12 zu 8 Stimmen -. den indirekten 

. Gegenvorschlag des Bundesrates abzulehn~n. 
Die Mehrheit der Kommission hat sich damit voll und ganz 
dem Ständerat angeschlossen, der in der Märzsession mit 
dem sehr deutlichen Resultat von 38 zu 4 Stimmen die beiden 
Initiativen und mit 34 zu 8 Stimmen den Gegenvorschlag des 
Bundesrates klar abgelehnt hat 
Im Gegensatz zur ständerätlichen Kommission hat unsere 
Kommission auf die Anhörung von Experten verzichtet Es 
standen uns aber sämtliche Protokolle über die Hearings in 
der ständerätlichen Kommission zur Verfügung. Auf unser In­
teresse sind dabei insbesondere die Ausführungen von Pro­
fessor Bergler gestossen, dem Direktor des Psychologischen 
Institutes der Universität Bonn. Er hatte konkret zur Frage Stel­
lung genommen, ob Werbeverbote gesundheitliche Probleme 
zu lösen vermögen Hier seine Kernaussage: «Werbeverbote 
sind ..•. das untauglichste Mittel, gravierende Gesundheits­
probleme der Gesellschaft zu lösen Deshalb sind solche Ver­
bote wissenschaftlich sinnlos.» · 
Von dieser Argumentation liess sich auch die Mehrheit unse­
rer Kommission überzeugen Suchtprobleme werden durch 
Werbeverbote nicht gelöst Werbeverbote sind keine wir­
kungsvollen Massnahmen zur Reduktion des Konsums von 
gesundheitsgefährdenden Suchtmitteln Deshalb ist die 
Stossrichtung der «Zwillings-Initiativen» (der Volksinitiative 
«zur Verminderung der _Alkoholprobleme» und der Volksinitia­
tive «zur.Verminderung der Tabakprobleme»}, die ein tota(es. 
Verbot der Alkohol- und Tabakwerbung zum Inhalt haben, 
eben falsch. Ich betone das ganz besonders in einer Zeit, in 
der wir, wie kaum je zuvor, der Deregulierung verpflichtet sind. 
Ziehen Sie aber bitte nicht den falschen Schluss, dass dem­
nach in' der Schweiz für alkoholische Getränke und Tabakwa­
ren eine schrankenlose Werbefreiheit gelte. Unsere Gesetzge­
bung schränkt bereits heute die Werbung in diesen beiden Be­
reichen deutlich ein Radio- und Fernsehwerbung sind bei­
spielsweise absolut verboten, ebenso die Werbung auf öffent-

. liehen Gebäuden, Verkehrsmitteln und Sportplätzen. Zudem 
haben wir letztes Jahr bei der Totalrevision des Lebensmittel­
gesetzes dem Bundesrat die Kompetenz erteilt, die Werbung 
für alkoholische Getränke und für Tabakwaren, welche sich 
speziell an die Jugend richtet, einzuschränken. Der Bundesrat 
wird, wenn die beiden Initiativen wie auch der Gegenvor­
schlag verworfen werden, zweifellos zum Schutz der Minder­
jährigen auf dem Verordnungsweg von dieser Kompetenz Ge­
brauch machen Ich wäre Ihnen deshalb sehr dankbar, Frau 
Bundesrätin, wenn Sie uns heute die Meinung des Bundesra:. 
tes über diese Möglichkeit näher darlegen würden 
Erlauben Sie mir, noch ein anderes Argument gegen die bei­
den Initiativen aufzuzeigen, das die Kommissionsmehrheit 
ebenfalls in ihrer ablehnenden Haltung bestärkt hat, ein Argu­
ment, das auf dem jetzt so labilen Weg des integrationspollti­
schen Alleinganges der Schweiz von besonderer Bedeutung 
ist Die vorgeschlagenen Werbeverbote benachteiligen die 
schweizerische Wirtschaft und schaffen Marktvorteile für aus­
ländische Anbieter. Ueber ausländische Medien, seieh es nun 
Print-oder elektronische Medien, wird in der Schweiz'auch bei 
Annahme der Initiativen weiterhin Werbung für alkoholische . 
Getränke und Tabakwaren gemacht werden können Das· 
muss logischerweise zu Wettbewerbsverzerrungen zugun­
sten ausländischer Produkte führen und diskriminiert unnöti­
gerweise die schweizerischen Hersteller von Konkurrenzpro­
dukten. 
Leidtragende der vorgeschlagenen totalen Werbeverbote wä-
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ren insbesondere - dies eine letzte Bemerkung zu den Initiati­
ven - die Bereiche Kultur und Sport Die Tabakindustrie gibt 
heute jährlich für das Sponsoring schweizerischer Kultur rund 
15 Millionen Franken und für den Sportbetrieb :,,veitere 1 O Mil­
lionen Franken aus. Produzenten von Alkoholika fördern den 
Sport und die Kultur mit rund 5 Millionen Franken. Gerade den 
Kulturschaffenden und ihren Anhängern muss bei dieser Ge­
legenheit in Erinnerung gerufen werden, dass der neue Ver­
fassungsartikel über die Kulturförderung noch längst nicht die 
Hürden des Volks- und Ständemehrs genommen hat Des­
halb täte man gut daran, sich doppelt zu überlegen, ob man 
sich die heute zur Diskussion stehende Sponsoringquelle · 
ohne Not versiegen lassen will 
Die Kommissionsmehrheit empfiehlt Ihnen, die Zwillings­
Initiativen -wie schon im Jahre 1979 die Guttempler-Initiative 
ähnlichen Inhalts- abzulehnen 
Warum aber lehnt die Kommissionsmehrheit auch den indi­
rekten Gegenvorschlag des Bundesrates ab, und zwar noch 
etwas deutlicher als die Initiativen? Dazu folgendes: Der Bun­
desrat strebt auf dem Weg über die Revision des Lebensmittel­
und des Alkoholgesetzes ebenfalls im Grundsatz Werbever­
bote an, will sie aber mit einer Reihe von Ausnahmeregelun­
gen lockern. Dieser Weg erschien uns zu einem wesentlichen 
Teil unpraktikabel; zudem stellt er die Kantone vor erhebliche 
Vollzugsprobleme. . 
Ein Schwachpunkt im Gegenvorschlag ist zudem die Verlet­
zung des Gleichheitsprinzips, und zwar in bezug auf die Wer­
bewirtschaft Warum sollen Kino- und Aussenwerbung für al­
koholische Getränke und Tabakwaren verboten sein, Wer­
bung für dieselben Produkte in Zeitungen und Zeitschriften 
hingegen nicht? Es gibt keine plausiblen Gründe für diese will­
kürliche Differenzierung, was selbst der Direktor des Bundes­
amtes für Gesundheitswesen in der Kommission zugeben 
musste, der in Vertretung des Bundesrates unsere Kommis­
sionsarbeit begleitete. 
Vermutlich wollte der Bundesrat damit eine Geste gegenüber 
den rezessionsgeplagten Printmedien machen. Es mutet aber 
doch recht befremdend an, wenn der Bundesrat ausgerech­
net über die Lockerung des Verbotes der Alkohol- und Tabak­
werbung Stn,Jkturerhaltung für'die Presse zu machen gedenkt 
Das ist doch völlig willkürlich und inkonsequent, vor aUem, 
wenn der Bundesrat diese Differenzierung noch mit dem Hin­
weis auf verbesserten Jugendschutz begründet! Die Jugendli­
chen von heute blättern doch ebenso in Zeitungen und Zeit­
schriften wie die Erwachsenen Also hüten wir uns davor, halb­
herzige Gesetze und Verbote zu erlassen, die im Endeffekt 
nichts taugen, sondern bloss die Regulierungsdichte er­
höhen 
Die Kommissionsmehrheit empfiehlt Ihnen deshalb, auf den 
Gegenvorschlag des Bundesrates nicht einzutreten, hinge­
gen ermuntert die Kommission den Bundesrat, von seinem 
Recht auf Einschränkung jener Werbung Gebrauch zu ma­
chen, die sich speziell an die Jugend richtet 
Schliesslich noch ein Wort zu den beiden Kommissionsvor­
stössen 
Wir empfehlen Ihnen, die Motion des Ständerates betreffend 
Gesundheitserziehung mit Mitteln der Tabaksteuer (93.3026) 
nur in Form eines Postulates zu überweisen. Wir tun dies mit 
der erdrückenden Mehrheit von 13 zu 2 Stimmen Die Zielrich­
tung der Motion ist zweifellos unbestritten Das Mittel dazu ist 
~er die Erhöhung der Tabaksteuer, denn sämtliche bisheri­
gen Erträge aus der Tabaksteuer sind ja zweckgebunden für 
die AHV und IV einzusetzen. Ausgerechnet In der jetzigen Zeit, 
wo schon andere indirekte Steuern erhöht werden, auch noch 
eine Verfassungsänderung hinsichtlich Tabaksteuer in die 
Wege leiten wollen, scheint der Kommission nicht opportun zu 
sein. Wir ziehen deshalb den Weg über das weniger verbindli­
che Postulat vor. Dieser Weg ist flexibler und gibt dem Bundes­
rat andere und schnellere Möglichkeiten, zum gleichen Ziel zu 
gelangen. Folgen Sie also in der Frage Motion oder Postulat 
der Kommission, und entscheiden Sie sich für das Postulat! 
Das Postulat unserer Kommission betreffend Massnahmen 
gegen Gefährdungen der Gesundheit (93. 3240) ist nur mit ei­
nem ZUfallsmehr von 7 zu 6 Stimmen bei vielen Enthaltungen 
zustandegekommen. Es bezweckt eine bessere Koordination 

von staatlichen Aktivitäten und Massnahmen im Kampf gegen 
eine ganze Serie von gesundheitlichen Gefährdungen. Aus­
serdem soll der Einsatz der Mittel in finanzieller und personel­
ler Hinsicht nach Prioritäten optimiert werden. Dieses Postulat 
verdient wohl Ihre Unterstützung. 
Ich bitte Sie deSflalb, auch dieses Postulat zu unterstützen 

M. Ducret, rapporteur: Les deux initiatives populaires pour la 
prevention des problemes lies a l'alcool et pour la prevention 
des problemes lies au tabac, dites initiatives jumelles, ont ete 
deposees le 11 octobre 1989 par un comite hors parti, munies 
respectivement de i 10 648 signatures et 115 210 signatures 
valables. Elles visent a reduire la consommation des boissons 
alcooliques et du tabac en interdisant la publicite directe ou in­
directe pour ces produits. Elle prevoit en outre d'utiliser 1 pour 
cent au moins du produit de rimpöt sur le tabac a la prevention 
des maladies dues au tabac. Ces deux initiatives revetent la 
forme d'un projet redige de toutes pieces, leur unite de forme 
ne fait des lors aucun doute. Quant au fond, l'unite de la ma­
tiere est egalement realisee pour chacune d'elle; il existe, en 
effet, une correlation materielle entre leurs differentes compo-

-santes, c'esM-dire la prevention des problemes lies a l'alcool 
et au tabac, d'une part, et l'interdiction de la publicite en faveur 
de ces produits, d'autre part 
Dans son message du 9 mars 1992, le Conseil federal s'op­
pose a ces deux initiatives aussi bien pour des raisons formel­
les que materielles. Sur le plan formal tout d'abord, las. bases 
constltutionnelles permettant d'interdire la publicite ou d'exe­
cuter des mesures de prevention existent dejä dans la consti­
tutlon aux articles 69 et 69bis. II est donc inutile dans ces 
conditions d'ajouter une interdiction de la publicite. Sur le plan 
material, le gouvernement partage les preoccupatlons des au­
teurs des initiatives et reconnait !es consequences dlrectes et 
indlrectes des deux fleaux que constltuent l'alcool et le tabac 
lorsque leur consommatlon devlent excessiva En Suisse, se­
lon les chiffres publies par le comite d'action des initiatives lui­
m&ne, 150 000 personnes sont dependantes de l'alcool et 
3000 personnes meurent chaque annee p.arce qu'elles ont 
trop bu ou que d'autres ont trop bu. Quant au tabac, ce sont 
.10 000 personnes qui seraient decedees en 1990 des suites 
directes de la consommation. 
Au surplus, les coüts economiques occasionnes par ces abus 
representent pres de 2,2 milliards de francs par an pour l'al­
cool, alors que les recettes de la Confederation provenant des 
impöts speciaux et des droits de douane sur l'alcool se mon­
tent a environ 880 millions de francs par an Ces memes couts 
s'elevent ä plus de 1 milllard de francs par an pour le tabac, 
alors que le produit net de l'lmpositlon du tabac au profit de 
l'AVS et de l'AI s'eleve a environ 980 milllons de francs par an 
Tant pour des ralsons de sante publique que pour des motifs 
economiques, le Conseil federal partage donc l'avis que 
l'lnterdlctlon de la publicite, pour autant toutefois qu'elle soit 
assortie de mesures d'accompagnement et d'infonrtation, 
peut conduire a une diminution de la consommation globale. 
II rappelle, par ailleurs, que de telles experiences ont ete t~­
tees avec succes dans d'autres pays et que l'OMS soutient 
pour sa part l'interdiction de toute forme de publicite pour le 
tabac, car celle-ci contredit la politique de prevention qui de­
vrait s'imposer ä tous les gouvernements. 
Cela etant, le Conseil federal «considere l'interdiction totale de 
la publicite ••.• comme disproportionnee, en raison des reper­
cussions trop radlcales d'une teile mesure sur d'autres biens 
juridiques». II propose, en consequence, d'opposer aux Initia­
tives jumelles un contre-projet indirect qui confirme le principe 
de l'interdiction tout en prevoyant une serie d'exceptions qui 
sont censees mettre en balance des interets divergents et re­
pondre aux argµments des opposants. Par ces exceptions, il 
entend ameliorer l'objectivite de !'Information, assurer l'egalite 
de traitement par rapport aux supports publicitaires etrangers 
et sauvegarder la defense d'interets sociaux, culturefs et spor­
tifs lies au parrainage ou, pour parler anglais, au sponsoring. 
Nous reviendrons tout ä !'heure sur le contre-projet, mais il f.:!ut 
rappeler que le droit positif suisse n'ignore pas la question de 
la publicite pour l'alcool et le tabac. Ainsi, la loi sur l'alcool pre­
voit que la publicite pour las boissons distillees. qu'elle soit le 
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fait du texte. de l'image ou du son, ne doit contenir que des in­
dications ou des representations ayant directement trait au 
produit et ä ses proprietes. La publicite pour les boissons dis­
tillees est interdite ä la radio et ä la television, .dans et sur les 
bätiments destines a des usages publics, ainsi que dans et sur 
les vehicules de transports publics, sur les terrains de spart et 
lors des manifestations auxquelles participent surtout des en­
fants et des adolescents. ou qui sont organisees specialement 
pour eux. La publicite pour les boissons distillees n'est pas 
non plus admise dans les commerces ou etablissements qui 
vendent des medicaments ainsi que sur les emballages et ob­
jets usuels qui ne contiennent pas de boissons distillees et 
n'ont aucun rapport avec alles. · 
De plus, la nouv:elle loi federale sur la radio et la television, en­
tree en vigueur l'annee demiere, prohibe la publicite pour les 
boissons alcoolisees et le tabac. Enfin, il convient de rappeler 
que cette question a ete abondamment discutee a l'occasion 
des debats consacres l'annee demiere a la loi federale sur les 
denrees alimentaires. En cette circonstance, il taut se souvenir · 
que les Chambres federales avaient adopte un article 60 qui 
stipule que le Conseil federal peut restreindre'la publicite, en 
faveuc des boissons alcooliques et du tabac, destinee specia­
lement aux jeunes jusqu'ä ce que des dispositions particulle­
res soient introduites dans la loL Le rapporteur de l'epoque 
avait alors precise qu 'une interdiction totale de la publicite sa­
boterait l'economie de marche et irait a l'encontre des interets 
des consommateurs. Elle creerait de ce fait une nouvelle dis­
criminatlon et aurait pour consequence egalement de nier aux 
adultes leur capacite pe discemement 

· Sur la base de cette legislatlon, le Conseil federal a deja en­
gage ou annonce des actions destinees a lutter contre l'alcoo­
lisme et le tabagisme. La commission entend appuyer ces ef­
forts, car ils vont dans la banne dlrection, surtout s'ils concer­
nent lajeunesse. II est evident, en effet, que celle-cl doit etre la 
cible privilegiee d'une politique de prevention qui se veut rea­
llste et efficace. Si le contre-projet d'aujourd'hui est rejete en 
tant que tel, il appartlendra donc au gouvernernent de propo­
ser a la prochaine occasion une adjonction a 1a loi ~erale sur 
les denrees alimentalres qul pourrait reprendre Je texte de 
l'article 13, tel qu'il avait ete vote par notre conseil le 29 janvier 
1992, c'est-a-dire avant que cet article soit integre dans les dis­
positions transitoires de la loL 
En revanche, la majorite de la commission partdu constatque 
les restrictions de la publicite pour l'alcool et le tabac n'ont pas 
d'effets visibles incontestables sur 1a consommatlon Les don­
nees statlstiques en la matlere sont sujettes a caution et ne 
peuvent servir de base a une politique de la sante que dans 
une mesure limitee. Les experts, et meme panni eux des me­
decins, ont sur ce sujet, et ce n'est pas pour nous etonner, des 
avis qui sont fondamentalement divergents. On en veut pour 
preuve les auditlons organlsees par la commission du Conseil 
des Etats, auditions resumees dans. le rapport de M. Huber 
devant la Chambre des cantons. On en veut pour preuve ega­
lement les resultats plutöt c.ontradictoires des experlences 
tentees dans plusieurs pays europeens. . 
Une chose apparait certaine cependant, ce n'est pas la publi-­
cite qui conduit prlncipalement a la consommatlon d'alcool et 
de tabac, mais l'environnement social. Les pays d'Europe 
centrale, ou la publicite est embryonnaire, temoignent, en et­
fet, que ce n'est pas celle-cl qui pousse a bolre et a fumer. 
En 1979 deja, le peuple suisse s'opposait, a une nette majorlte 
de pres de 60 pour cent, ä une initiative pour l'lnterdiction des 
produits engendrant la dependance, initiative dite «des Bons 
Templiers». A l'epoque, le Conseil federal n'avait pas cherche 
a opposer un contre-projet a cette initiative; nous croyons pou­
voir dire qu'il en avait ete bien inspire. 
Au surplus, les ralsons suivantes, au nombre de six, militant 
contre les restrlctions de la publicite sur l'alcool et sur le tabac: 
1. Les exigences des initiatives jumelles et du contre-projet du 
Conseil federal tendent a considerer le consommateur 
comme un citoyen ä proteger. Elles le deresponsabilisent et 
constituent une immixtion tout ä fait discutable dans sa sphere 
privee. Cette tendance patemaliste de l'Etat doit etre rejetee. 
Et c'est d'ailleurs, a mon avis, le sens qu'il taut donner a la re­
cente votation populaire sur les casinos. 

2. Les interdictions de publicites sont disproportionnees et 
elles enfreignent la liberte du commerce et de l'industrie. II 
n'est pas acceptable, en effet; de restreindre la .liberte d'une 
entreprise qui fabrlque et vend des marchandises dont la 
consommation est legale, au contraire des drogues, par 
exemple. Cette restriction est susceptible de causer de graves 
. dommages economiques. En outre, las interdictions de publi­
cite sont aussi prejudiciables a une informatlon objective. Elias 
empechent des innovatlons, provoquent des distorsions de 
concurrence et nuisent a l'economie du pays face ä la concur­
rence etrangere. Enfin, l'existence de nombreuses manifesta­
tions sociales, culturelles et sportives pourraient etre remise 

• en cause si la publicite pour l'alcool et le tabac etait en grande 
partie interdite. Cela provoquerait finalement la perte de mil­
liers d'emplois, alors que les perspectives d'impact'de l'inter­
diction de publicite sur la consommatlon de tabac et d'alcool 
sont eminer'nment incertaines. 
3. La restriction de la publiqite pour le tabac et l'alcool n'est 
pas coherente. Une teile mesure pourrait etre appliquee a 
beaucoup d'autres produits taut aussi dangereux pour la 
sante. Elle risquerait donc de creer un precedent que d'au­
cuns ne manqueralent pas d'invoquer pour justifier de nou­
veaux interdits. 

. 4. La sante de la population doit etre preservee a l'aide d'au­
. tres mesures que des interdictions et des restrictions rigoureu­
ses de la publicite. Panni celles-ci figurent notamment l'infor­
matlon et l'educatlon, seuls veritables moyens de faire evoluer 
un phenomene de societe. A cet egard, il fautsouligner notam­
ment les efforts deployes par la Commission suisse pour la 
loyaute en publlcite et l'Associatlon suisse des fabricants de 
cigarettes, lesquels s'emploient, au travers de regles et d'ac­
cords librement consentls, a arräter les bases d'une ethique 
de la publlcite destinee a definir ses limites tant qualitatives 
que quantitatives. 
5. La Constitution federale permet deja au Conseil federat de 
mener une politique active dans le domaine de la preventlon II 
n'est pas necessaire d'ajouter a notre charte fondamentale un 
interdit supple~e~re. · . . . · . 
6. Le contre-projet au ConS811 federa4 est contradictolre dans 
la mesure ou la Confederatlon subventlonne aussi bien la 
cuiture du tabac que celle de 1a vigne, alors que les interdic­
tlons de publicite envisagees ont pour but, sinon pour conse­
quence, de limiter la consommatlon, mais aurait egalement 
pour effet de reduire la production. Au surplus, ce contre-pro­
jet est hypocrlte et beaucoup trop complique dans son appli~ 
catlon. Mieux vaut mettre le peuple sulsse devant un vrai choix 
et de vraies responsabllites, que de lui proposer une loi qui 
constitue, une fois de plus, un compromis qui ne resout rien et 
qui ne donne satisfaction a personne. 
De son cöte, le Conseil des Etats, au couts de 1a sesslon de 
prlntemps 1993, a rejete par 38 volx contre 4, respectivement 
par 34 voix contre 8, les initiatives jumelles et le contre-projet 
du Conseil federal. Le Conseil des Etats a reconnu q1,1e la 
consommatlon d'alcool et de tabac engendre de graves 
consequences sociales, et, partant, des coOts economiques 
lmportants. II a estlme toutefois que ce probleme ne saurait 
etre resolu par l'lnterdictlon ou par des restrlctions de la publl­
clte. Au travers d'une motion, la Chambre des cantons s'est 
toutefols prononcee en faveur d'efforts accrus en matlere de 
prevention, preferant prlvilegier la voie de mesures educatives 
dans les milieux a hauts facteurs de risques comme la jeu-
nesse. , 
Rejoignant les conclusions du Conseil des Etats, la majorite 
de notre commisslon recommande ä la fois le_ rejet des deux 
initiatives, que l'ensemble des commissaires juge excessives, 
et l'entree en matiere sur le contre-projet du Conseil federal. 
Les deux initiatjves ont ete refusees par 13 voix contre 1 O; 
quant au contre-projet, il a ete repousse par 12 voix contre a 
La commission s'est egalement penchee sur la motion du 
Conseil des Etats (93.3026) demandant que le Conseil tederal 
elabore un projet de loi, afin de mettre a disposition de la 
Confederation et des cantons une part appropriee du produit 
de l'imposition du tabac a des fins de prevention et d'educa­
tion pour la sante, ceci pour autant que cette prestation ne soit 
pas faite au detriment des taxes prelevees en faveur de 
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l'AVS/AI. Dans un avis de droit qui lui a ete demande par la auch wissen, dass die Nachfrage das Angebot bestimmt So-
Communaute de' l'industrie suisse de la cigarette, le profes- lange die Nachfrage, in diesem Fall die Nachfrage nach 
seur Etienne Grisel, de l'Universite de Lausanne, s'interroge Suchtmitteln, da ist, wird auch das Angebot nichtfehlen. Noch 
sur le but de la motion et sur le moyen de la concretiser. II rap• nie aber wäre in diesem Land oder sonstwo jemand auf die 
pelle que l'imposition du tabac est deja visee par les Idee gekommen, für Haschisch, Heroin oder eine andere ille-
articles 34quater alinea 2 lettre b et 41 bis alinea 1 lettre c de la gale Droge zu werben, und zwar nicht nur, weil es verboten ist, 
constitution. II en resulte que l'ensemble du produit net de l'im- weil es illegal ist, sondern vor allem auch, weil nur eine Minder-
pöt doit servir a la contribution federale aux assurances socia- heit davon Gebrauch macht, von der wir uns distanzieren: die 
les, ce qui suppose en tout etat de cause qu'il est exclu que les jungen Drogensüchtigen, mit denen niemand etwas zu tun ha-
taux de l'impöt sur le tabac restent les memes si l'on veut a la ben will und mit denen sich niemand identifiziert-weil sich so-
fois que la prevention beneficie de 5 pour cent des recettes et mit auch niemand davon betroffen fühlt Drogensüchtige ha-
que la contribution federale a l' AVS/Al demeure inchangee. Au ben sich von der Normalgesellschaft verabschiedet und wir 
surplus, l'article 34quater exige clairement que toute imposi- uns von ihnen. Gleichzeitig erlaubt uns das Problem der illega-
tion du tabac, independamment des taux, soit affectee ä len Drogen, am viel grösseren Problem des legalen Drogen-
l'AVS/AI. Pour en distraire 5 pour cent au benefice de la pre- konsums, Tabak und Alkohol, vorbeizuschauen und es zu ver-
vention, il importerait donc de reviser cette dispositlon. . harmtosen, vor allem aber, an diesen Produkten massiv zu ver-
A cette controverse s'en ajoute une autre, signalee par le pro- dienen, als Produzenten, als Händler oder eben als Werber. 
fesseur Grisel: elle concerne la repartition des competences Und hier wird die Sache im eigentlichen Sinne schizophren. 
entre la Confederatlon et les cantons. S'agissant de la preven- Wir praktizieren 'eine veritable doppelte Buchführung. 
tion de la consommation du tabac et de l'alcool, on peut consi- Niemand bestreitet, dass Tabak- und Alkoholabusus zu im-
derer qu'elle estvisee par l'article 32bis alinea 9 de la constitu- mensen Gesundheitsschäden und damit auch zu enorr:nen 
tion, qui confie explicitement aux cantons le soin de combat- volkswirtschaftlichen Ausfällen führen. Es geht hier offenbar 
tre, dans leurs causes et dans leurs effets, l'alcoolisme, l'abus wieder einmal um die Glaubensfrage: übergeordnetes Gut 
des stupefiants et autres substances engendrant la depen- versus Markt bzw. Gesundheit versus Geld 
dance, tel le tabac. Des lors et a premiere vue, la motion du Was wollen nun diese Zwillings-Initiativen? Sie wollen keines-
Conseil des Etats necessiterait une modification assez fonda- wegs den Konsum verbieten, vor allem aqer wollen sie nichts 
mentale des principes actuellement admis par la Constitutlon Neues. Seit Jahrzehnten diskutieren wir nun schon über ein 
federale. Werbeverbot, und um ein Werbeverböt geht es auch in diesen 
Pour cette raison, notre commission, tout en approuvant les Initiativen. Und gegen diese harmlose Massnahme wird nun 
objectifs de cette motion, propose de la transformer en postu- mit Argumenten der Handels- und Gewerbefreiheit Sturm ge-
lat par 13 voix contre 2. laufen. Einerseits versucht man mit allen Mitteln, auf die 
Enfin, la commission a egalement adopte, par 7 voix contre 6, Schädlichkeit von Tabak- und .Alkoholkonsum hinzuweisen, 
un postulat (93.3240) demandant au Conseil federal d'etabllr die Schäden einzuschränken und zu bekämpfen, und ande-
un rapport et de faire des propositlons sur la questlon de sa- rerseits will man ebenso mit allen Mitteln dafür Werbung ma-
voir si et comment les activites et les mesures de la Confedera- · chen. Zu allem Ueberfluss behauptet nun aber die Werbebran­
tion en matiere de lutte contre les differents dangers pour la · ehe allen Ernstes, die Werbung könne und wolle niemanden 
sante, tels qua l'abus de drogues, de stupefiants, de medica- beeinflussen und vor allem nütze sie nichts. Das ist nun wirk-
ments, d'alcooletdetabac, lapollution del'air, laradloactivite, lieh der reinste Abe,witzl Das ist ein Saff.o mortale oder«Satto 
etc:, pourraient etre mieux coordonnees et optimisees a l'aide Mortadella,,, wie Sie wollen! . 
d'une strategie generale ctaire et ordonnee, selon des priori- Werbung ist ein Geschäft. und Werber sind gute Geschäfts-
ies. II s'agit donc de definir une veritable politique de sante et laute, die gerne· gut und sehr professionell Geld verdienen, 
de prevention qui falt cruellement defaut dans notre pays. und zwar mit dem Mittel der Beeinflussung, mit dem Mittel der 
II doit etre releve qu'une minorite de la commission s'est es- Ueberzeugung, und das auf sehr subtile Art Wenn Werbung 
sentiellement opposee a ce postulat pour des raisons qui tien- tatsächlich nichts nützen würde, gäbe es kein Unternehmen, 
nent a. l'efficacite de la demarche, d'une part, et a la repartition aber nicht ein einziges, das auch nur einen Rappen dafür aus-
des competences entre la Commission des affalres jurldiques, gäbe! .Wenn Werbung für Tabakwaren und alkoholische Ge-
la Commission de la securite sociale et de la sante publique et tränke nichts bringen würde, dann müsste Ja eigentlich die 
la Commission de gestion, d'autre part ' . Werbebranche als allererste die Zwillings-Initiativen unterstüt-
En concluslon, la majorite de la commission vous propose, zen, denn sie könnte ohne Gesichtsverlust auf diese Welse 
dans un premiertemps, de rejeter les deux initiatives ainsi que aus einem offensichtlichen Flopgeschäft aussteigen. Das tut 
l'entree en matiere sur le projet du Conseil federal. La commis- sie aber nicht Sie wehrt sich mit Zähnen und Krallen dagegen 
slon vous invite egalement, dans une deuxleme phase, a und bringt damit eigentlich den allerbesten Beweis dafür, dass 
transformer la motion du Conseil des Etats en postulat des Werbung tatsächlich etwas nützt. Selbstverständlich nicht bei 
deux conseils et a soutenir son propre postulat Kettenrauchern, selbstverständlich nicht bei Alkoholikern, die 

Frau Grendelmeier, Sprecherin der Minderheit: Es ist in die­
sem Haus üblich, dass man seine Abhängigkeiten bekannt• 
gibt, bevor man sich zu einer Glaubensfrage äussert, und Ich 
gebe mich bekannt als starke Raucherin und bin hiermit wohl 
die unverdächtigste Werberin für ein Verbot von Tabak- und Al­
koholwerbung. 
Für ein Suchtmittel zu werben ist nicht nur Im wahrsten Sinne 
des Wortes schizophren, sondern in meinen Augen zutiefst 
unethisch, heuchlerisch und zynisch. Wenn wir heute von 
Sucht reden, so reden wir in aller Regel und ziemlich vor­
schnell von den illegalen Drogen, ein Problem, das die 
Schweiz, besonders aber Zürich und Bern - wie wir wissen -, 
weltberühmt gemacht hat Wenn wir ehrlich sind, so hat dafür 
noch niemand eine gültige Lösung gefunden, auch wenn von 
allen Seiten fieberhaft danach gesucht wird, vor allem aber 
auch wacker versucht wird, daraus politisches Kapital zu 
schlagen mit sogenannten Patentlösungen. Dabei müssen wir 
uns doch eingestehen, dass wir insgesamt eine süchtige Ge­
sellschaft sind Ich habe das in diesem Hause schon einmal 
betont Und als solche süchtige Gesellschaft sollten wir doch 

kommen auch sonst zu Tabak und Alkohol. Die Werbung kon­
zentriert sich - und das auf sehr geschickte Weise - auf Neu­
einsteiger, auf junge Menschen, die n<X;:11 unsicher sind, die 
suchen, und sie tut das al,lf keinen Fall plump, indem sie ir­
gendwelche Zigaretten oder Alkoholika anbietet Sie tut es raf­
finiert und bietet den Halbwüchsigen das an, was sie suchen: 

• Identifikationsmöglichkeiten, Identität Sie bietet ihnen Er­
wachsensein an, sie bietet ihnen Freiheit, Abenteuer, Roman­
tik, Lifestyle, In-Sein, Dazugehörigkeit,Akzeptiertsein,jasogar 
Geliebtsein an. Kurz: Sie bietet ihnen «das Leben» an. Natür­
lich nützt diese Werbung, sonst müssten keine Rauch- ur:id Al­
koholverbote in Schulhäusern und auf Pausenplätzen ausge­
sprochen werden. 
Ich bilde mir keineswegs ein, dass diese Zwillings-Initiativen 
das Alkohol- und Rauchproblem allein lösen könnten, aber:sie 
könnten mithelfen, die Folgen etwas zu vermindern. Die Wer­
bebranche - glauben Sie mir-wird nicht zusammenbrechen, 
denn erstens - der Herr Kommissionssprecher hat e.:. gesagt -
kennt die Schweiz bere.its jede Menge Werbeeinschränkun­
gen auf diesem Gebiet Das ist gar nichts Neues. zweitens ist , 
im benachbarten Ausland schon weitgehend ein Werbeverbot 
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vorhanden, so dass also ein unlauterer Wettbewerb nicht zu 
befürchten ist oder nur in ganz geringem Ausmass. Schliess­
lich wird weiterhin geraucht und getrunken Dass jedoch ein 
Wirtschaftszweig für gesundheitsschädigendes Verhalten be­
lohnt werden soll, gesundheitsschädigendes Verhalten för­
dern dürfen soll und sich dabei noch eine goldene Nase ver­
dient, ist nicht nur schizophren, wie ich zu Beginn gesagt 
habe, sondern zynisch und unmoralisch. 
Empfehlen Sie also dem Volk, ich bitte Sie auch im Namen 
meiner Fraktion, die Zwillings-Initiativen zur Annahme. 

· M. de Dardel, porte-parole de la minorite: Je m'exprimerai ä 
l'appui de la proposition de la minorite qui demande de soute­
nir le contre-projet du Conseil federal, mais je m'exprimerai 
egalement comme porte-parole du groupe socialiste pour 
l'ensemble de cette question, tauten precisant que je partage 
man temps de parole avec Mme Caspar-Hutter. 
Notre premiere preoccupation, evidemment, ce sont les preju­
dices sociaux, dans le domaine de la sante publique, que subit 
la population ä cause de la consommation du tabac et de l'al­
cool II ne s'agit pas seulement de milllers de morts - las chif­
fres ont ete cites tout ä l'heure -, mais aussi, et surtout; des 
consequences sur las maladies de la population ainsi que de 
l'enormite de l'augmentation des couts de ces maladies sup­
portes par les pouvoirs publics et par l'ensemble de la collecti­
vite. Taus ces dommages conduisent ä ce que toutes las me-· 
sures possibles de prevention soient prises, et tout particulie­
rement dans le domaine de la publicite qua nous abordons 
aujourd'hul 
II ne s'agit pas seulement d'une mesure isolee, comme le ~it 
d'ailleurs le Conseil federal, mais d'une mesure qui doit ätre 
combinee avec d'autres mesures de prevention, comme l'en­
couragement aux mesures therapeutiques, aux mesures de 
desaccoutumance, ä une polltique d'augmentation des prix, ä 
une polltique d'information generale de la population II est 
evidemment inutile de depenser des millions pour essayer de 
convaincre la population des prejudices causespar letabac et 
l'alcool si, parallelement, une publicite commerclale se deve­
loppe et dit exactement le contraire a la population en rendant 
sympathique et attrayante la consommation de l'alcool et du 
tabac. 
On dlt qua la publiclte commerciale- c'est la en effet le grand 
probleme de cette affaire - n'augmente pas le nombre global 
des consommateurs de tabac et d'alcool A notre avis, cette af­
firmation est fausse et hypocrite. De taute evidence, la publi­
cite joue un röte, peut-etre pas le premier role, mais un role im­
portant malgre tout, dans l'augmentation du nombre de 
cc;msommateurs puisque chaque annee de nouveaux 
consommateurs d'alcool et de tabac se presentent sur le mar­
che et sont encourages par 1a publicite. Ces nouveaux 
consommateurs, ce sont evidemment les jeunes, essentielle­
ment entre 14 et 17 ans. C'est cela qua tant les initiatives qua le 
contre-projet du Conseil federal veulent combattre avant tout, 
avecraison 
Pourquoi soutenons-nous le contre-projet du Conseil federal? 
Tout d'abord, il y a un argumentformel avance par le Conseil 
federal, qui est exact, c'est qua l'objet d'une interdlction ou 
d'une llmitation de la publiclte pour l'alcool et le tabac se 
trouve plut0t dans la loi que dans la constitution, c'est evident 
Sur le fand, le contre-projet a le grand avantage, ä notre avis -
meme s'il a ete tres decrie par le Conseil des Etats et la com­
mission du Conseil national-d'lnstltuer des mesures suffisan­
tes pour limiter precisement l'effet de la publicite sur l'augmen­
tatlon du nombre de consommateurs, et notamment sur l'ac­
ces des couches jeunes de la population au marche et ä la 
consommation du tabac et de l'alcool. 

• On a critique le fait, et cela a ete l'un des arguments importants 
dans la commission du Conseil national, que le projet du 
Conseil federal permettait la publicite dans la presse ecrite 
alors qu'il l'interdisalt dans les autres medias. A notre avis, ce 
reproche n'est pas valable pour plusieurs raisons. D'abord, il 
nous semble opportun, ou en tout cas taut a fait concevabte, 
d'avantager la presse ecrite par rapport aux autres medias, 
compte tenu des difficultes de c,elle-ci, notamment ä maintenir 
une multiplicite de journaux d'opinion. D'autre part, une serie 

de sondages ont etabli que la presse ecrite, lorsqu'elle n'est 
pas destinee exclusivement ou essentiellement a la jeunesse, 
est peu lue par las jeunes de la tranche d'äge de 14 ä,17 ans, 
c'est-ä-dire precisement les couches qui sont la cible de 
l'interdiction de la publicite. 
Ensuite, un probleme se pose avec las initiatives, ä savoir-celui 
de l'egalite de traitement entre les medias ecrits etrangers, 
dont on ne peut evidemment pas interdire l'importation en 
Suisse- ce qui serait un comble! -, et les medias ecrits natio­
naux. SE!lon leur loi d'origine, las medias etrangers·ne seraient 
soumis, le cas echeant, a aucun contröle, ou a d'autres contrö­
les beaucoup plus limites de la publicite en matiere d 'alcool et 
de tabac, et il y aurait une inegalite par rapport aux medias hel­
vetiques. 
En ce qui concerne d'autres argumentsavances par las adver­
saires des initiatives et du contre-projet, nous sommes d'avis 
qua l'argument qui porte sur la liberte individuelle, l'atteinte ä 
la sphere privee, doit etre balaye campte tenu des exigences 
de sante publique qui s'imposent D'ailleurs, la dependance a 
des substances comme l'alcool et le tabac, ou ä d'autres dro­
gues eventuelles, legales ou illegales, est la negation meme 
de la liberte individuelle et no1,1s pensons qu'il taut placer la ii­
berte individuelle avant la liberte commerciale puisque c'est 
de c;a qu'il s'agit, de la liberte de faire de la publicite et de faire 
commerce d'alcool et de tabac. 
On nous dit qua l'alcool et le tabac sont des produits legaux et 
qua, par consequent, la logique veut qua la publicite soit ega­
lement legale pour ces prodults. A notre avis, il s'agit la d'un 
pur sophisme. II n'est pas question d'interdire les produits res­
ponsables de la dependance, mais simplement de prendre 
des mesures d'accompagnement qui visent exclusivement un 
aspect commercial et publicitaire. 
En fait, il y va de la credibillte de toute la polltique des autorites 
en matiere de drogue, en matiere-de substances engendrant 
1~ dependance en general. Je pense que, dans le discours 
qua nous adressons a la jeunesse, nous n'avons aucune cre­
dlbilite a encourager la lutte contre la dependance· vis-ä-vis 

_ des substances toxiques illegales- - comme par exemple le 
haschich 6u l'heroine-si nous ne falsons pas taut notre possi­
ble contre l'alcool et le tabac. 
II y va aussi de la credibilite de notre pays sur le plan internatio­
nal. No1.1s tenons de grands discours au niveau international, 
en accord avec l'OMS. Nous pretendons participer a la cam­
pagne contre le tabac engagee de maniere. magnifique par 
l'OMS, mais a la premiere occasion nous reculons, ou en taut 
cas la majorite de votre commission et le Conseil des Etats re­
culent, lorsqu'il s'aglt de prendre des mesures qui coutent un 
peu a certains secteurs de l'economie. 
En conclusion, nous soutenons le Conseil federal, nous ap­
puyons son contre-projetque nous considerons comme equi­
libre et suffisant, mais las defls poses par cette affaire sont tels 
que, si le Parlament devalt refuser ce contre-projet - ce qui 
malheureusement semble etre l'hypothese la plus vraisembla­
ble -. nous soutiendrons alors las initiatives, car alles nous 
semblent indispensables dans un tel cas. 

Wiek: Ich habe maximal drei Minuten Zeit für eine ZUsatzerklä­
rung. Ich möchte Ihnen die Annahme der Initiative zur Vermin­
derung der Tabakprobleme wärmsten empfehlen. Warum? 
1. Die FMH, die Vereinigung der Schweizer Aerzte, steht hinter 
dieser Initiative. Ich muss Ihnen das vielleicht nicht mehr erklä­
ren. Wenn Sie als junger Student, wie mir das passiert ist, bei 
der Sektion einer 35 Jahre jungen Frau mit Lungenkrebs da­
bei waren - sie hatte ihren Lungenkrebs wirklich bekommen, 
weil sie ununterbrochen geraucht hatte -. dann stellt sich die 
Frage für Sie nicht mehr, ob Sie Tabakwerbung erlauben wol­
len oder nicht pann muss man die Tabakwerbung eben ver­
bieten. 
2. Die Zustimmung zu dieser Initiative soll eine Todsünde ge­
gen den freien Markt sein. Wenn der absolut freie Markt die 
höchste Staatsmaxime überhaupt wäre, dann wäre das wirk­
lich eine Todsünde. Aber es gibt eben keinen uneinge­
schränkt freien Markt, der freie Markt muss immer durch über­
geordnete Prinzipien eingeschränkt sein. Die Fürsorge für un­
sere Nächsten - auch wenn die Staatsfürsorge heute zum 
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Schimpfwort einiger Rechtsparteien geworden ist-. diese Art 
von Staatsfürsorge, ist eben nötig. Sie gebar Ihre Exkremente 
auch nicht mehr in jeden beliebigen Bach, sondern in die Ka­
nalisation. Das ist auch Präventivmedizin, und das ist auch 
eine Beschränkung Ihrer persönlichen Freiheit, und Sie den­
ken überhaupt nicht daran, das zu negieren. Genauso wäre es 
nach wenigen Jahren, wenn man die Tabakwerbung verbieten 
wurde. . 
3. Ist das Verbot der Tabakwerbung tatsächlich der Todes­
stoss für die graphische Industrie und die Werbebranche? 
Nehmen wir einmal an, es sei so. Um diesem vorzubeugen, 
habe ich gestern eine parlamentarische Initiative eingereicht 
Ich schlage Ihnen folgendes vor: Die 14 Rappen pro Ta:bak­
päckchen, die bis jetzt für Werbung und Sponsoring ausgege­
ben wurden, können einer Stiftung zugesprochen werden, die 
Werbung und Sponsoring macht-allerdings in einer anderen 
Richtung, nämlich in Richtung Gesundheitsförderung statt 
Gesundheitsuntergrabung. 
Diese parlamentarische Initiative habe ich nur für den Fall ein­
gereicht, dass die Initiative angenommen wird. Wenn sie an­
genommen wird, können wir damit der Werbung und dem 
Sponsoring genausoviel Geld zufliessen lassen, wie sie jetzt 
schon erhalten haben. Dieses Argument sticht deshalb nicht 
Ich bitte Sie, meiner parlamentarischen Initiative zuzu­
stimmen. 

Frau Gonseth: Tabak und Alkohol sind in unserem land die 
Drogen Nummer eins. Schweizerinnen und Schweizer stehen 
an der Spitze der internationalen Konsumrangliste: Beim Rau~ 
chen nehmen wir den vierten Platz ein, beim Alkohol sogar 
den dritten Platz. Unser Gesundheitswesen, die Oeffenttich­
keit und die Wirtschaft bezahlen teuer für die Folgen des Ta­
bak- und übermässigen Alkoholkonsums. Deshalb lässt sich 
Publikumswerbung für Tabak und Alkohol ebensowenig 
rechtfertigen wie für Medikamente oder andere Drogen, die zu 
Abhängigkeit und Sucht führen. Auch der Bundesrat erachtet 
deshalb in der Uebersicht zu seiner Botschaft „werbebe­
schränkungen als sinnvoll, ja unerlässlich. Denn selbst umfas­
sende Präventlonsbestrebungen führen nicht zu den ge­
wünschten Resultaten, wenn sie durch allgegenwärtige Alko­
hol- und Tabakwerbung laufend durchkreuzt werden». Aller­
dings bleibt der Bundesrat mit seinem indirekten Gegenvor­
schlag dann auf halbem Weg stehen und durchlöchert seine 
Aussagen dermassen, dass der Gegenvorschlag nichts mehr 
bringt und deshalb weder der Ständerat noch die Mehrheit der· 
Kommission des Nationalrates darauf eingetreten sind. 
Ich meine deshalb, dass Sie als Gesundheitsministerin, Frau 
Bundesrätin, heute - nach der voraussehbaren Absage an 
den indirekten Vorschlag durch das Parlament-die Zwillings­
Initiativen befürworten müssten; denn die Zwillings-Initiativen 
sind ein notwendiger Mosaikstein in einer kohärenten, konse­
quenten und sinnvollen Gesundheitspolitik Wir können nicht 
ständig die steigenden Gesundheitskosten beklagen und 
gleichzeitig Werbung für unsere Drogen Nurnmer eins betrei­
ben. Rauchen ist die wichtigste vermeidbare Bnzelursache 
von Krankheiten und vorzeitigem Tod in der Schweiz, und 
keine andere Droge verursacht in unserem land so viel Leid 
und so hohe soziale Kosten wie Alkohol 
Gemäss Botschaft ergeben Schätzungen, dass die durch das 
Rauchen verursachten volkswirtschaftlichen Kosten durch 
ärztliche Behandlung, Rehabilitation und Produktionsausfall 
gesamtschweizerisch mehr als eine Milliarde Franken betra­
gen. Die volkswirtschaftlichen Kosten durch übermässigen Al­
koholkonsum belaufen sich gemäss Bericht der Eidgenössi­
schen Alkoholverwaltung von 1989 auf rund 2,2 Milliarden 
Franken pro Jahr. 
Nur ein Verzicht auf Tabak- und Alkoholwerbung, zusammen 
mit Prävention, macht unsere Gesundheitspolitik deshalb 
glaubwürdig. Präventivmassnahmen zur Reduktion des Kon­
sums finden ja breite Zustimmung und werden von links bis 
rechts gefordert 
Der Ständerat hat deshalb auch eine entsprechende Motion 

• überwiesen, welche wir Grünen sehr unterstützen. Auch der 
Bundesrat schreibt in seiner Botschaft: «Statistiken lassen je­
doch darauf schliessen, dass Werbeverbote insbesondere 
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dann, wenn sie durch flankierende Massnahmen wie Warnauf­
schriften, Preiserhöhungen, Erhältlichkeitsbeschränkungen 
oder Aufklärungskampagnen ergänzt werden, zu einer deutli­
chen Verminderung des Gesamtkonsums führen können.» 
(Zlff. 1423) 
Als konkretes Beispiel gilt Norwegen, wo gestützt auf ein Wer­
beverbot der Konsum bei 16- bis 24jährigen von über 40 Pro­
zent auf unter 30 Prozent der täglich Rauchenden zurückge­
gangen ist Der Chefökonom im britischen Gesundheitsmini­
sterium, Smee, hat kürzlich darauf hingewiesen, dass in Län­
dern wie Norwegen, Finnland, Kanada und Neuseeland Wer­
beverbote zu markanten Rückgängen des Konsums pro Kopf 
der erwachsenen Bevölkerung (von 4 bis 9 Prozent) geführt 
haben. Immer mehr Länder ·folgen diesen überzeugenden 
Zahlen und haben inzwischen ebenfalls Werbeverbote erlas­
sen, so Anfang Jahr Frankreich und kürzlich Schweden. Bald 
bildet die Schweiz, zusammen· mit dem Hardliner Deutsch­
land, eine Insel in Europa, wo immer noch Werbung für Tabak­
waren gemacht werden kann. 
Die WHO und die Mehrheit der EG-Länder fordern ein Werbe­
verbot, und in der Schweiz sind es namhafte Organisationen 
aus dem Gesundheitswesen, so die Verbindung der Schwei­
zer Aerztinnen und Aerzte (FMH), und Fachorganisationen 
aus der Prävention, etwa die Schweizerische Gesellschaft für 
Sozial- und Präventivmedizin usw. 
Ich bin schockiert über die Schlussfolgerungen der Mehrheit 
der vorberatenden Kommission, welche in Anbetracht der üb­
rigen tangierten Rechtsgüter wie der Handels- und Gewerbe­
freiheit die Zwillings-Initiativen als unverhältnlsmässig ab­
lehnt Hier wird das Dogma der freien Marktwirtschaft wirklich 
ad absurdum geführt! 
Es ist an der Zeit, dass wir in Anbetracht der grossen gesell­
schaftlichen Auswirkungen und sozialen Kosten auch in der 
Schweiz endlich die Bekämpfung der Suchtmittel durch Prä­
vention und Werbeverbot ernst nehlpen. 
Im Namen der grünen Fraktion bitte ich Sie, klare Signale in 
der Suchtmittelbekämpfung zu setzen und den Zwillings-

. Initiativen zuzustimmen. 

Frau Robert Die grüne Fraktion ist von Verboten nicht begei­
stert Wir sind für das Verursacherprinzip und für Kostenwahr­
heit Wir sind aber auch überzeugt: Wenn diese beiden Grund­
sätze spielen würden und die Werbung für Tabak und Alkohol 
die volkswirtschaftlichen Schäden, die sie anrichtet, selber be­
zahlen müsste, würde die Alkohol-und Tabakwerbung augen­
blicklich von selber aufhören. Doch: Verursacherprinzip und 
Kostenwahrheit sind zwar in aller Munde, aber in Wirklichkeit 
verdienen zu viele Leute daran, dass diese Prinzipien nicht 
realisiert sind, dass die Gewinne privat bleiben 4nd die Verlu­
ste zu Lasten der Gesellschaft gehen. Wir müssen darum nach 
realistischen Varianten suchen, nach möglichst wirksamen 
Mitteln gegen die Ruinierung der Volksgesundheit und gegen 
die Verführung Minderjähriger zum Drogenkonsum. 
Trotz Psychologe Bergler, der hier eingangs zitiert wurde, be­
legen zahlreiche Studien aus allen Industrieländern, dass nur 
ein Werbeverbot in Kombination mit hohen Preisen und mit 
Gesundheitserziehung und Prävention eine echte Bndäm­
mung der Volksseuche Tabak- und Alkoholmissbrauch brin­
gen kann. 
Es geht in erster Linie um den Schutz der Kinder und der Ju­
gendlichen vor Verführung zu Drogenkonsum und zur Abhän· 
gigkeit Das Einstiegsalter für diese Drogen liegt zwischen 12 
bis 20 Jahren. An diese Altersgruppe richtet sich denn auch 
die Werbung - wenn auch nicht expressis verbis-, es wird an 
sie appelliert; es wird eine Erwachsenenwelt vorgespiegelt, 
mit der sich Jugendliche identifizieren, es werden Erwachsene 
gezeigt, die so ~ind, wie die Jugendlichen sein möchten:Jröh­
lich, schön, locker, selbstbewusst, geliebt, die Abenteuer und 
Freiheit erleben. 50 000 Tabakraucherabgänger müssen je­
des Jahr kompensiert werden. Dafür ist die Werbung da; und 
sie rekrutiert die Einsteiger und Einsteigerinnen bei diesen jun­
gen Jahrgängen, die noch beeinflussbar sind. 
Jede Gesellschaft hat eine ganz besondere Verantwortung für 
ihre Kinder und für ihre Jugendlichen. Kinder haben Rechte. 
Auch wir werden die Kinderkonvention nächstens unterzeich-
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nen. Es gehört zu den Grundrechten, dass Kinder und Ju­
gendliche nicht zu einem Verhalten verführt werden, das ihnen 
schadet und sie in eine Abhängigkeit führt Was punkto Alko­
hol und Tabak bei uns passiert, ist unverantwortlich, es ist un­
ethisch, und es ist heuchlerisch. 
Zu Recht erschallt der Ruf nach mehr Gesundheitsförderung 
und Prävention, nach Gesundheitserziehung und Drogenprä­
verition in den Schufen, weil es sich keine Gesellschaft auf die 
Dauer leisten kann, staatlich abgesegnet Krankheitsförderung 
zu betreiben, wobei der Gewinn Privaten in die Tasche ffiesst 
und die Gesellschaft nachher mit viel Aufwand die Schäden zu 
reparieren versuchen muss- meistens erfolglos. 
Aber auch dieser Ruf nach Prävention ist heuchlerisch und 
doppelzüngig. Er ist verlogen, weil jeder pädagogische Erfolg 
einzig und allein durch Glaubwürdigkeit möglich wird und 
das, was wir machen, doppelt unglaubwürdig ist: Es ist un­
glaubwürdig, staatlich Werbung zu sanktionieren, raffinierte 
Werbung, die zur Sucht verführt, und gleichzeitig zu predigen: 
«Macht dann das ja nicht, was wir euch hier überall zeigen; das 
führt euch ins Verderben.» Das kann nur schiefgehen. 
Prävention kann nur in Kombination mit einem Werbeverbot 
wirksam werden Wer Prävention will, muss auch ein Werbe­
verbot akzeptieren. Die Wirkung der Drogenprävention ist 
aber auch deshalb so verzweifelt klein, weil die Doppelmoral 
betreffend illegale und legale Drogen immer noch nicht besei­
tigt Ist Wir können doch nicht Werbung mit allen Mitteln für le­
gale Drogen gutheissen und die illegalen Drogen, die unend­
lich weniger Schaden anrichten als die legalen, mit allen Mit­
teln bekämpfen. Diese Doppelmoral geht nicht aut 
Noch ein Wort zur freien Marktwirtschaft und zur Handels- und 
Gewerbefreiheit: Natürlich sind auch wir dafür; aber wir sind 
dagegen, dass man sie verabsolutiert und daraus eine irratio­
nale Ideologie macht Es braucht eine Güterabwägung, wenn 
ein höheres Gut bedroht ist; und ein solches Gut ist die Ge­
sundheit der Kinder und der Jugendlichen. Deshalb muss die 
Handels- und Gewerbefreiheit eingeschränkt werden Wenn 
die unersättliche heilige Kuh «Marktwirtschaft„ ihre Kinder 
frisst- und das tut sie in diesem Falle Im wahrsten Sinne des 
Wortes-, dann muss man ihr das Maul verbinden 
Wir sind deshalb für die beiden Initiativen Wenn sie abgelehnt 
werden, sind wir, in absteigender Reihenfolge, für die nächst­
wirksamen Vorschläge. • 

Frau Hollenstein: Hauptgrund für ein Ja zu den beiden Initiati­
ven ist für mich ein gewisser Schutz Jugendlicher vordem Ein­
stieg in .den Alkohol- oder Tabakkonsum Die Gesundheit Ju­
gendlicher und Erwachsener IT!USS Vorrang vor rein wirtschaft­
lichen Interessen haben. Alkohol- und Tabakreklame laufen 
sämtflch~n präventiven Massnahmen zuwider. 
Im folgenden möchte Ich auf einen Aspekt hinweisen, dem im 
ZUsammenhang mit dem Tabakkonsum wenig Beachtung ge­
schenkt wird. Das Werbeverbot soll ja den Tabakkonsum ins­
gesamt reduzieren helfen Dies Ist nicht nur aus gesundheits­
politischer Sicht dringend, der Tabakanbau braucht auch 
Ackerland, und ein Grosstell des Tabaks wird in den soge­
nannten Drittweltländern angebaut Dazu müssen entweder 
Wälder abgebrannt werden, oder fruchtbare Gebiete werden 
für Tabakmonokulturen gebraucht, was auf Kosten von 
Grundnahrungsmitteln geht Wo unfruchtbare Gebiete am 
Wüstenrand urbar gemacht werden, versteppen sie infolge 
der Austrocknung durch die Tabakpflanzen bald. 
Zudem muss frisch geernteter Tabak fermentiert werden, dies 
braucht viel Wärme, zu deren Erzeugung Unmengen von Holz 
verbrannt werden. Rund jeder achte auf der . Erde gefällte 
Baum wird dem Tabak geopfert. Umgerechnet heisst dies: Für 
die täglichen 20 Zigaretten müssen pro Jahr 25 Bäume ver­
brannt werden Die Folgen für die Drittweltländer sind verhee­
rend. Der abgeholzte, früher fruchtbare Boden erodiert, wird 
weggeschwemmt, der Grundwasserspiegel sinkt, und in Re­
genzeiten beschleunigen Ueberschwemmungen die irrever-
sible Verwüstung. · ' 
Zudem benötigt Tabak mehr als 15 Pestizidbehandlungen pro 
Ernte. Gespritzt wird häufig ohne Schutzmassnahmen für Ar­
beiterinnen und Arbeiter und mit Chemikalien, die in den Indu-
strieländern längst verboten sind. · 

Den Menschen in den Drittweltländem wird durch den Tabak­
anbau wertvoller Boden für den Anbau der täglich benötigten 
Nahrungsmittel entzogen, worauf diese für teure Devisen wie­
der importiert werden müssen So wird Geld absorbiert, das 
für die Gesundheitsdienste c;iringend n~tig wäre. 
Aufgrund der grossen negativen Auswirkungen des Tabakan­
baus in der sogenannten Dritten Welt hat die WHO schon vor 
Jahren alle Mitgliedstaaten aufgefordert, den Kampf gegen 
den Tabakkonsum aufzunehmen. FAO, Weltbank und die na­
tionalen Werke der Entwicklungszusammenarbeit wurden auf­
gerufen, keine Tabakanbauprojekte mehr zu beginnen oder 
zu unterstützen. Mit der Einschränkung des Tabakkonsums 
bei uns könnte den verheerenden Auswirkungen in Drittwelt­
ländern ein klein wenig Einhalt geboten werden Die Nach­
frage bestimmt auch hier das Angebot 
Es geht um ein lokales Handeln gegenüber einem globalen 
Problem. Ich bitte Sie, diesen Aspekt in Ihre Ueberlegungen 
mit einzubeziehen und den Initiativen zuzustimmen. 

Frau Caspar-Hutter: Unter dem Schlagwort «Freiheit bewah­
ren» wird hier die Suchtmittelwerbung verteidigt Ich möchte 
aber gerade jene, die jetzt den freien Markt verteidigen, einmal 
bitten, ganz ehrlich zu sein Schauen wir doch einmal die Ge­
setze des Marktes und die Gesetze der Werbung anl Wenn 
eine Käuferschicht ausfällt oder eine Absatzgruppe einge­
schränktwird, dann ist es doch nicht so, dass der Handel sagt: 
«Jetzt hören wir auf, jetzt schränken wir unser Handelsvolu­
men ein», sondern dann werden neue Märkte erschlossen. 
Bei den Suchtmitteln ist es genau gleich. Wir kennen das übri­
gens auch aus der Drogenproblematik. Wenn al_so die Präven­
tlonsbemühungen bei einer Zielgruppe Erfolg haben, wenn 
die Konsumenten dazugelernt haben und Tabak· und Alkohol­
konsum eingeschränkt werden, dann ist es doch nicht so, 
<;fass die Anstrengungen des Handels aufhören und sich der 
Handel damit abfindet, dass der Umsatz zurückgeht, sondern 
dann erschliesst der Handel neue Käuferschichten, d h., er 
k~nzentrl_ert sich.!Wf jene, die von der ~g,noeh nicht 
e~ sind. 
Bei den Drogen sagt man dem: «Es wird angefixt» Und die 
Drogenkonsumentinnen und -konsumenten werden immer 
jünger. Man geht schon auf die Schulhöfe zum Anfixen. Anti- · 
xen geschieht übrigens so, dass mit falschen Bildern verführt 
wird: Es ist anfänglich gratis, es gibt das Gefühl des Dazuge­
hörens. Genau mit denselben Mitteln arbeitet die Werbung 
auch In anderen Bereichen, z. B. in der Automobilbranche und 
vor allem auch bei den Suchtmitteln Es wird also neues Kun­
denpotential rekrutiert, und das sind eben jene, die noch nicht 
erfasst sind, so kommen jährlich neue Käuferschichten dazu. 
Das sind die Jugendlichen, und es sind; vor allem in den letz­
ten Jahren, die Frauen gewesen. Sie werden durch falsche, 
verlogene Bilder beeinflusst Darüber hat uns Kollegin Verena 
Grendelmeier schon ziemlich ausführlich berichtet 
Es werden in diesen Bildern aber nicht etwa Jugendliche dar­
gestellt; denn die Jugendlichen orientieren sich nicht in erster 
Linie an Jugendlichen, sondern sie orientieren sich an Er­
wachsenen, an jenen, die ihnen Vorbilder sind. Es bringt also 
nichts, wenn die Werbung verspricht, die Werbung bei Ju­
gendlichen freiwillig einzustellen oder zu reduzieren. Wenn 
einfach auf Jugendliche in der Werbung verzichtet wird, trifft 
das gar nicht jene, die man meint, denn die Jugendlichen -
das ist erwiesen - orientieren sich an den Bildern von Erwach­
senen. Die Jugendlichen und die Frauen werden also gezielt 
als neue Käuferschichten für Tabak und Alkohol angeworben, 
ich erlaube mir zu sagen: angefixt 
Sie in diesem Saal gehören nicht mehr zur rentablen Ziel­
gruppe der Werbung. Entweder sind Sie schon abhängig, 
oder Sie sind schon immun dagegen. Gehen Sie also nicht 
von Ihrer eigenen Verführbarkeit und von sich selbst als Ziel­
gruppe aus, wenn Sie beurteilen müssen, ob das, was mit die­
ser Werbung geschieht, wirklich so gefährlich ist Aber die Ju­
gendlichen und zunehmend auch die s=rauen sind von einer 
allgegenwärtigen Suchtmittelwerbung überflutet Das Gegen­
mittel zu dieser allgegenwärtigen Ueberflutung wären ehrli­
cherweise gleich hohe Ausgaben für die Prävention wie für die 
Werbung und die volle Kostendeckung für die entstandenen 
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Schäden nach dem Verursacherprinzip. Sie müssten einmal 
zusammenrechnen, wie gross diese Schäden sind, was diese 
Sozialschäden ausmachen, nicht nur die Gesundheitsschä­
den, sondern wenn ganze Familien durch Alkoholismus rui­
niert werden 1 
Ich habe in meinem beruflichen Umfeld sehr oft damit zu tun. 
Und Sie müssten auch die Unfälle, die verursacht werden, in 
Betracht ziehen. . 
Weil aber die Ausgaben für die Prävention im Vergleich zu den 
enormen Werbebudgets lächerlich sind, gibt es nur die Ein­
schränkung der Werbung bzw. das Verbot Die Freiheit zum 
Konsumiere11 wird nicht eingeschränkt, aber die Verführung. 
Die Spiesse werden für beide Seiten gleich lang, für jene, die 
vor den Schäden und der Verführung warnen, und für die Ver­
führer. 
Grosse Firmen - ich denke an die Swissair, aber auch an die 
öffentliche Verwaltung, an die PTT und weitere Unternehmun­
gen - führen seit Jahren Suchtpräventionsprogramme durch, 
weil sie nämlich erkennen mussten, dass der volkswirtschaftli­
che Schaden, der durch den Suchtmittelkonsum entsteht, für 
'den Betrieb ganz enorm ist In einem solchen Programm ar­
beite ich auch mit Es ist V(lrklich deprimierend, erkennen zu 
müssen, dass all diese Bemühungen, die Zeit, das Geld, das 
in die Prävention investiert wird, lächerlich sind im Vergleich 
zur Werbung, mit der wir konfrontiert sind. 
Noch etwas zu den Bildern, die vermittelt werden: Bilder von 
Freiheit, Eigenständigkeit und Unabhängigkeit werden sug­
geriert Dabei wird aber genau das Gegenteil ermöglicht und 
erzeugt, nämlich Abhängigkeit, und das Produkt hat über­
haupt nichts mit dem zu tun, was suggeriert und vorgetäuscht 
wird. 
Besonders tragisch ist- und das sage ich auch aus der Erfah­
rung als Frau -, dass immer mehr jüngere Frauen zum Bei­
spiel rauchen In den Spitälern müssen mit Neugeborenen ei­
gentliche Entzugsprogramme durchgeführt werden Stellen 
Sie sich einmal vor, dass Neugeborene bereits Tabak- und Al~ 
koholentzug, aber auch Drogenentzug durchlelden müssen! 
Wenn Sie diese Probleme ernst nehmen, nützt es nichts, wenn 
Sie diese Abteilungen in den Spitälern ausbauen, sondern 
dann müssten Sie bei den Wurzeln ansetzen, das heisst bei 
der Alkohol- und Tabakwerbung. 
Ich möchte Sie einladen, in dieser Frage radikal zu sein, und 
zwar nicht aus einer moralisierenden Haltung. Ich gönne lh~ 
nen Ihr Gläschen und den Genuss Ihres Tabaks, wenn Siege­
lernt haben, mit Mass zu konsumieren Aber ich möchte Sie 
bitten, im Sinne des Wortes radikal zu sein, das heisst, an die 
Wurzeln zu gehen Nicht erst dort, wo die Auswirkungen sind, 
zu investieren, oder dort, wo wir schon die Schäden haben, zu 
warnen, sondern endlich bei den Ursachen anzusetzen, und 
das heisst: der Verführung Grenzen setzen! 
Darum möchte ich Sie bitten, den Zwillings-Initiativen zuzu­
stimmen und den Antrag der Kommissionsmehrheit abzu-
lehnen · 
Der Gegenvorschlag des Bundesrates wäre eine akzeptable 
Variante. Aber auf gar keinen Fall können wir es uns leisten, 
eine solche Kluft zwischen Anspruch und Wirklichkeit beste­
henzulassen und beides - die Initiativen oder den Gegenvor­
schlag des Bundesrates-abzulehnen 

Keller Rudolf: Die sogenannten Zwillings-Initiativen, die eine 
zur Verminderung der Alkoholprobleme, die andere zur Ver­
minderung der Tabakprobleme, sprechen ein wichtiges ge­
sellschaftliches Thema an Wir müssen uns beispielsweise be­
wusst werde!1, dass die häufigste Todesursache in den Indu­
striestaaten das Rauchen ist Andererseits gibt es noch immer 
viel zuviele Strassenverkehrsunfälle, die aufübermässigen Al­
koholkonsum zurückzuführen sind Wir stehen also vor der 
Tatsache hoher Kosten im Gesundheitswesen - auch das 
muss einmal gesagt werden -: Uebermässiger Alkohol- und 
Tabakkonsum bringen es leider mit sich, dass sich immer 
mehr Leute in ärztliche oder gar in Spitalbehandlung begeben 
müssen Diese Gesundheitskosten treiben die Krankenkas­
senprämien auch in die Höhe. Auch das sollten wir in unserem 
Rat zur Kenntnis nehmen. 
Werbung hat ja das Ziel, zum Konsum zu verführen, Bedürf-
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nisse zu wecken. Was für andere Produkte werbemässig 
durchaus legitim ist und gut sein kann, ist für Suchtmittel in un­
seren Augen gesehen eben gar nicht gut: Es schadet der 
Volksgesundheit 
Für uns Schweizer Demokraten gilt der Einwand nicht, dass ja 
die Fernsehsender und die Zeitschriften der umliegenden 
Länder auch Werbung für Tabak- und Alkoholprodukte betrei­
ben Ich meine, jemand muss anfangen Ueber kurz oder lang 
werden auch europaweit Werbeverbote kommen müssen. 
Frankreich und Schweden haben das unlängst beschlossen. 
Wir sind also nicht mehr allein. In anderen Ländern diskutiert 
man das auch sehr emstha~ : 
Wir wollen und können - und das muss man selbstverständ­
lich in dieser Debatte auch sagen - niemandem das Rauchen 
und das Trinken verbieten. Aber ich gestehe Ihnen frank und 
frei: Als Nichtraucher fühle Ich mich bei manchen Gelegenhei­

. ten belästigt, wenn in meiner Gegenwart geraucht wird. Das 
erlebe ich im Beruf, in der Oeffentlichkeit, manchmal auch bei 
grossen Veranstaltungen Vielleicht geht es auch dem einen 
oder anderen unter lhnen so. Sogar in der efgenen Fraktion 

· wird halt eben geraucht Hier würden wir alle etwas mehr ge­
sellschaftliche Zurückhaltung erwarten, Zurückhaltung ge­
genüber denjenigen, die unter dem «Rauch» eben leiden. Es 
gibt solche Leute, und ich zähle mich dazu. Ich hatte gesund­
heitliche Probleme, weil bei mir zu Hause zu viel geraucht 
wurde. 
Die Mehrheit der SD/Lega-Fraktion ist deshalb für die Zwil­
lings-Initiativen Sie unterstützt alle Vorstösse, die in diese 
Richtung gehen Wir sind auch für den indirekten Gegenvor­
schlag des Bundesrates, obwohl er in der Kommission nicht 
ernsthaft diskutiert worden ist 
Es muss unbedingt mehr für die Vorsorge und Aufklärung 
über Suchtmittel getan werden. Auch im Parteiprogramm der 
Schweizer Demokraten haben wir festgehalten, dass eine be­
wusste Förderung der gesunden Lebensweise, eine verbes­
serte Aufklärung über die Folgen des Drogen-, Nikotin- und 
Medikamentenmissbrauchs und ein Verbot der Werbung für 
diese Suchtmittel notwendig sind. 
Unterstützen Sie deshalb all die Vorsch~; die illl diese Rich­
tung gehen. 

On. Borradori: U tabagismo e l'alcolismo rappresentano un 
pericolo vasto e reale. II consumo eccesslvo di tabacco e 
l'abuso di bevande alcoliche costituiscono dei flagelli da com­
battere perle loro conseguenze nefaste sull'individuo, sulla fa­
miglia e sulla socletä. L'odiema discussione ha dunque il me­
rito di richiamare l'attenzione dell'opinione pubblica su uno 
dei grandi temi ehe occupano, e giustamente preoccupano, 
tutte le persone attente ad uno sviluppo piu armonioso delta 
nostravita 
Fatta questa premessa, entro nel merito per rilevare ehe non ri­
sulta possiblle stabilire c:on certezza se un divieto di pubblicitä 
e suscettibile di provocare una dlminuzione nel consumo dl ai­
cool e tabacco. 1 Paesi in cui la pubblicita non e ammessa de­
notano infatti dei consumi ehe non si discostano, in modo si­
gnificativo, da quelli riscontrabili dove la pubblicita e invece, di 
principio, autorizzata 
E allora, in questa sltuazione nebulosa, in cui una relazione di 
causa-effetto non puo essere dimostrata. vogliamo fntrodurre 
un'ulteriore massiccia limitazione, essenzialmente arbitraria in 
quanto lesiva del principio delta proporzlonaiita? Vogliamo 
farlo proprio ora, dopo av'ere giustamente liberafizzato il gioco 
d'azzardo in nome della coscienza individuale e delta respon­
sabilita del cittadino? 
In una societä liberale, fondata sull'econorrtia di mercato, ri­
sulta pericoloso concedere spazio a nuove prescrizioni e a 
nuovi divieti, specie oggi, dove il filo conduttore dovrebbe piut­
tosto essere 1a deregolamentazione. Se e indispensabile pro­
muovere una moderna politica di prevenzione per meglio pro­
teggere i giovani, particolarmente vulnerabili nei confronti dei 
pericoli legati alle varie forme di tossicomania, e altresi neces­
sario considerare gli adulti consumatori di alcool e tabacco 
come persone responsabili e libe,a nelle loro scelte. 
L'obiettivo a cui mirano gli iniziativisti eil Consiglio federale e 
lodevole. II mezzo scelto per raggiungere tale fine ~ per6 ina-
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deguatol Accettare il divieto di pubblicitä significa al')che am­
mettere a medio termine un'importante distorsione della con­
correnza ehe finirä con il favorire le grandi imprese gia ben 
consolidate e quelle attive all'estero ehe potranno contlnuare 
a promuovere liberamente, qui da noi, i loro prodottl attraverso 
i media stranieri. 
E ehe dire poi delle conseguenze per i giomali e per le riviste 
nazionafi, ehe gia oggi devono tar fronte ad una precaria situa­
zione finanziaria, non da ultimo a causa della diminuzione eon­
giunturale del volume pubbficitario? Da non sottovalutare in­
fine, in caso di scomparsa del «padrinato» da parte della pub­
bfieitä, gli effettl deleteri per malte manitestazioni sportive e 
eulturali Si tratta di danni concreti, reali, a eui si contrappone 

· un obiettivo 1a eui realizzazione e invece purainente ipotetica 
II controprogetto, ibrido e artificioso, del Consiglio tederale de­
nota, seppur in misura minore visto ehe rappresenta una sorta 
di vino annacquato, le medesime pecche delle iniziative: ina­
deguatezza rispetto al fine da raggiungere, difficoltä di appli­
cazione, distorsione arbitraria della concorrenza e mancanza 
di efficacla 
Mi sembra da ultimo ipocrita e paradossale volar proibire la 
pubblicitä per alcool e tabacco, quando la loro produzlone e il 
loro consumo non solo sono legali, ma sono addirittura soste­
nutl da sowenzloni tederali 
Che gli iniziativistl propongano allora «tout court» J'abolizione 
di queste ultima o-perehe no?-: lo sradicamento dei vigneti e 
la soppressione della coltivazione del tabacco nel nostro 
Paesel Non e con interventl statali contraddittori ehe si risolve 
il problema, ma piuttosto intensificando gli sforzi dell'ente 
pubblico verso delle opportune misure preventive, cosi da 
accrescere il senso di responsabilitä del singolo nei confronti 
della sua salute. Si passerebbe in tat modo da una sterile «stra­
tegia del divieto» ad una ben piu costruttiva «strategia dello sti­
molo, dell'incentivo». 
Per quest! motivi, una minoranza della nostra fl:azione re­
spinge sia le iniziative ehe II controprogetto. 

M. Comby: Nous ne voutons pas d'une societe ou l'on ne boi­
ralt qua de la camomille, ce serait trop triste, c;a manqueratt de 
chaleur et de couteurl · 
tndeniablement, le tabagisme et l'alcoolisme causent des ra­
vages au sein de nette soclete. En effet, la consommation ex­
cessive de tabac et l'abus d'alcool sont des fleaux qu'il taut 
combattre, car ils engendrent une serie de consequences tres 
negatives sur las individus, las familles et l'ensemble de la so-

. ciete. Las statistlques relatives a ce type de toxicomanie en 
tont la demonstration eloquente: chaque annee, quelque 
1 o 000 personnes meurent prematurement des suites direc­
tes du tabagisme et 2500 a 3000 deces sont dus ä l'alcoo­
lisme. II taut done agir avec plus d'efficaclte encore pour lutter 
contre te tabagisme et l'alcoolisme, mais d'une autre maniere. 
En effet, le but poursuivi par las initlants et par le Conseil fede­
ral dans son contre-projet est certes louable, mais las moyens 
choisis ne sont pas du tout adequats, et e'est lä qu'll y a diver- · 
gence entre les differents intervenants. 
Au nom du groupe radical qui l'a faltä l'unanimite, je vous pro­
pose de refuser les deuic initiatives pour las quatre ralsons sui­
vantes. 
Premierement, dans une societe liberale, fondee notamment 
sur l'economie de marehe, il est dangereux d'lntroduire taute 
une serie de nouvelles restrictlons etde nouveaux interdits. S'il 
est blen' sur indispensable de mieux proteger l'enfance et 
l'adolescence- le rapporteur de langue franc;aise a parle de la 
possibilite de le faire notamment par la modification de la loi fe­
derale sur tes denrees alimentaires -, il taut aussi cansiderer 
las adultes consommateurs de tabae ou d'alcool comme des 
gens responsables et libres de leur ehoix. Cette conception 
paternaliste de l'Etat est inadmissible. Ce n'est pas en impo­
sant une camisole de foree ä tous las individus que l'on va re­
soudre ä l'avenir las problemes de notre societe. 
Deuxiemerrient, ä notre connaissance, le soi-disant lien de 
causalite ,entre l'interdictlon de la publicite et la cansommation 
n'est pas demontre ä satisfaction, mais une chose est cer­
taine: l'interdiction de la publicite pour l'alcool et le tabac aurait 
des consequences negatives, non seulement pour les deux 

secteurs directement concernes, pour taute une serie de re­
gions qui en vivent partiellement, mais aussi pour plusieurs 
activites economiques, sportives et culturelles. Taut ä !'heure, 
on a evoque avec pertinence ce probleme. En effet, une inter­
diction generalisee de la publicite pour le tabac et l'aleool se 
traduirait par un coup grave porte ä de nombreuses activites 
culturelles et sportives. Or, dans la situation economique ae­
tuelle, il est·de plus en plus difficile de soutenir ce genre d'acti­
vite. Alors, n'allez pas dire qu'en interdisant la publicite pour le 
tabae et l'aleool on va encare mieux resoudre ä l'avenir l'en­
couragement de ce genre d'activite. 
Troisiemement, il ne taut' pas negliger le röle important joue 
par la publieite au niveau de l'information relative aux differents 
produits. Faute de publicite en effet, la elientele ne serait plus 
renseignee sur les innovations intr6duites, par exemple - et lä 
Je cite le message du Conseil tederal- «les cigarettes compor. 
tant moins de sub$tanees nocives gräce ä un filtre ameliore». 
Quatriemement, las milieux suisses eoncernes par las indu­
stries du tabae et de l'aleool subiraient une inegalite de traite­
ment par l'interdiction de la publicite, car las supports publici­
tatres etrangers parvenant en Suisse subsisteraient C'est a 
mon avis un element qu'H ne taut pas negliger. En effet, las di­
stributeurs locaux d'aleool et de tabae qui vendent leurs pro­
duits sur le marche suisse, ainsi qua la presse ecrite helveti­
que, seraientfortement penalises. 
Par ailleurs, je erols qu'il taut eviter aussi de tomber dans le 
piege des statistlques, et je vous eiterai rapidement deux 
exemples. Le premier conceme la consommation de tabae en 
Suisse. II est vrai qua notre pays est parmi las plus importants 
consommateurs de clgarettes dans le monde. Toutefois, il taut 
tenir campte d'un element, qu'a d'ailleurs releve, en fin 
cannaisseur, M. Frey Claude, an commission: on consomme 
en Suisse, bon an mal ao, 11 kilos de chocolat, mais si l'oh falt 
une comparaison avec d'autres pays, en tenant campte du 
facteur de distorsion du au tourisme, la consommatlon il'est 
guere plus importante qu'ailleurs. II en va de meme pour la 
consommatlon de clgarettes. 

. Deuxieme exemple: il est interessant de relever que si l'on 
prend en ·considei'ation las pays au t'on a interdit la publielte 
pour le tabac- la Norvege et la Finlande, par exemple-, dans 
la categorie des jeunes de 15 ans, 36 pour cent sont fumeurs 
en Norvege et 21 pour cent en Finlande, alors qu'en Suisse, 
ou l'on n'a pas inter'dit completement la publicite pour le 
tabae, a pour cent des jeunes de cette categorie sont des 
fumeurs. Ces chiffres devraient quand meme nous faire 
reftechlr • 
Quant au contre-projet du Conseil federal, il taut 1-e combattre 
egalement, car il s'agit d'une demi-mesure qui ne donne satis­
faction ä personne. II comporte de trop nombreux effets per­
vers etson appllcatlon poseralt plus de problemes qu'elle n'en 
resoudrail A l'avenir, afin de lutter efflcacement entre autres 
contre le ~gisme et l'alcoollsme, il faudra plutöt intensifier 
las efforts dans le domaine de la prevention en s'efforc;ant. 
ehacun, de realiser l'autogestlon de sa sante. Lorsqu'on exa­
mine la proportion des montants affectes ä la prevention par 
rapport aux sommes investles dans las mesures curatives, il 
faut blen reconnaitre qu'ils sont derisoires. Ce constat s'expli­
que en partie par le caractere de lang terme lie a la prevention. 
Cette promotion de la sante par la prevention devralt etre 
orientee dans las deux directions suivantes: une education 
globale a la sante, integres dans las programmes scolaires 
des la petite enfance, et, enfin, des actions specifiques clblees 
en dlrection des publics a risques, tels par exemple les media­
teurs-jeunesse, l'educatlon routlere et la lutte contre las toxico­
manies. Dans ces programmes de promotlon de la sante, il 
taudraittenir campte du coneept de sante qui ne se definit plus 
seulement par l'absence de maladie, mais comme un etat de 
bien-etre physique, mental et soclaL II taudrait aussi prendre 
en consideration l'evolution de la maladie dont l'origine est de 
moins en moins infectieuse et de plus en plus sociale. 
En corielusion, ä l'instar de la majorite de la Commission des 
affaires juridiques et de la forte majorite du Conseil des Etats et 
au nom du groupe radical, je vous invite ä refuser les initiatives 
jumelles et ä combattre le contre-projet du Conseil federal. Je 
vous invite egalement ä approuver la motion du Conseil des 
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Etats (93.3026) saus Ja forme moins contraignante d'un postu­
lat Cette Solution parait en effet plus efficace afin de promou­
voir l'education a la sante et la prevention, obeissant a une 
strategie globale, tout en evitant, justement, une fixation sur 
certaines toxicomanies. 

ZWygart: Die LdU/EVP-Fraktion will klare Signale zur Sucht­
mittelbekämpfung setzen und stimmt den Zwillings-Initiativen 
zu. Wir befürworten ebenso die Aenderung des Lebensmittel­
gesetzes-falls auf den Entwurf eingetreten wird 
Der Alkohol- und der Tabakkonsum stellen die grösste ge­
sundheitspolitische Herausforderung der Gegenwart dar. Das 
wurde hier schon mehrfach dargelegt Jed~r vierte Mann im 
Erwerbsalter stirbt wegen Tabakkonsum, und zwar im Alter 
von 57 Jahren - das ist ein Durchschnittsalter; viele sterben 
also früher. So fehlen dann z. B. in Familien die Väter; es fehlt 
der Ehemann. 
Aehnliches gilt beim Alkohol Nur ist es da noch viel tragischer, 
weil die familiären Probleme sich viel stärker auswirken. Es ist 
deshalb nicht verwunderlich, wenn die Verbindung der 
Schweizer Aerzte (FMH) aktiv eingegriffen hat Die 10 000 Ta­
baktoten und die 3000 Alkoholtoten pro Jahr wären teilweise 
vermeidbar. Weltweit nehmen wir Schweizer im Tabakkonsum 
eine Spitzenstellung ein, den siebten Rang, europäisch gese­
hen sogar den vierten Rang. Die WHO warnt uns Schweizer 
deshalb besonders vor den Gefahren des Tabak- und Alkohol­
konsums, und zwar, wie wir sehen, zu Recht 
Diese Tatsachen weisen auf einem dringenden Handlungsbe­
darf hin. Sie rufen nach einer wirksamen Gesundheitspolitik 
Eine lebensbejahende Prävention und ein Werbeverbot ge­
sundheitsschädigender Genussmittel sind zwei der wirksam­
sten Standbeine einer kohärenten Gesundheitspol_itik Der 
Bundesrat selber hält auf Seite 8 der Botschaft zu den Zwil­
lings-Initiativen fest ccAuch die wissenschaftliche Literatur 
kommt zum Schluss, dass Werbebeschränkungen in Kombi­
nation mit weiteren Massnahmen das wirksamste Mittel zur 
Reduktion des Gesamtkonsums darstellen.• Ein Vergleich mit 
Ländern, in denen die Tabakwerbung verboten ist, zeigt, dass 
ein durchschnittlicher Konsumrückgang von 6 Prozent zu er­
warteA ist Dieser Rückgang hat erhebliche Auswirkungen auf 
die Volksgesundheit 
Aus schlü~lgen Daten kann man berechnen, dass ohne Ta­
bakwerbung nicht nur 700 Todesfälle pro Jahr vermeidbar wä­
ren, sondern auch bei den ständig anwachsenden Gesund­
heitskosten massiveReduktionen zu erzielen wären. In der ge­
samten Gesundheitspolitik gibt es keine Massnahme, die so 
wirksam ist 
Die Initiativen möchten zudem Finanzen bereitstellen, um eine 
verstärkte Prävention zu ermögßchen. Artikel 69 der Bundes­
verfassung hält fest, dass die Förderung und der Schutz der 
Gesu!ldheit zur Verantwortung des Bundes gehören. Nehmen 
wir die Chance wahr, diesen Verfassungsauftrag durch ZU­
stimmung zu den Zwillings-Initiativen besser zu erfüllen. 
Der-gegenwärtige Umgang mit den Suchtmitteln ist mehr als 
zwiespältig. Die sogenannt harten Drogen verursachen dreis­
sigmal weniger Todesfälle, sind aber mit einem Konsumverbot 
und einem Werbeverbot belegt Für Alkohol und Tabak, die 
beiden Suchtmittel mit den verheerendsten gesundheitlichen 
und sozialen Folgen, darf aber jährlich mit 100 Millionen Fran­
ken geworben werden. Weil sie bei uns alteingesessen und 
von der Gesellschaft akzeptiert sind, lässt man sie nicht nur zu, 
sondern sie haben sich durch ihre wirtschaftliche Position 
viele Freiräume geschaffen und die Machtposition voll ausge­
nützt Gleichzeitig werden die Belastungen der öffentlichen 
Hand, das soziale Elend von einzelnen und Familien, ja die 
vermeidbaren Toten einfach negiert · 
Die ZWillings-lnitiativen möchten diesen Widerspruch been­
den. Sn verstärkter Gesundheitsschutz ist wegen unserer Ju- ' 
gend nötig. Der Früheinstieg wird gefördert, weil der junge 
Mensch doch erwachsen erscheinen will. In der schwierigen 
Zeit der Pubertät haben Kinder ein Recht auffaire Information, 
was Rauchen und Trinken anbelangt Sie können die soge­
nannt heile Welt, die verlogene Welt der Reklame; nicht durch­
schauen. Sie können die Folgen körperlicher und psychisch 
suct:itbil'dender Substanzen überhaupt nicht abschätzen. 

Die Tabakindustrie bestreitet bis heute die gesundheitsschä­
digende Wirkung des Rauchens. Ihre Argumentation ist auch 
deshalb unglaubwürdig, weil sie sogar auf Monopolmärkten 
Werbung betreibt, und 'ZYlar massiv, z. 8. in Kenia Umgekehrt 
hat man Beweise, dass in unserem Nachbarland Frankreich, 
wo jegliche Werbung verboten ist, eine neue Zigarette mit Er­
folg lanciert vverden kann «Philip Morris» hat seine neue, ovale 
Zigarette erfolgreich auf den Markt gebracht, mit erheblichen 
Marktanteilen. Es war einzig nötig, in der Anfangsphase an 
den Verkaufsorten eine gute Plazierung zu realisieren. 
Keine Freiheit ist absolut Jede Freiheit findet ihre natür~iche 
Grenze dort, wo die Freiheit, ja der einzelne Mensch zerstört 
werden. Diese Grenze ist bei Tabak und Alkohol eindeutig ge­
geben. Die Gewerbefreiheit hat keinen höheren Stellenwert; 
denn die Werbefreiheit dieser Produkte führt zur langfristigen 
Schädigung der Lebensgrundlagen des Menschen. 
Wirtschaftliche Freiheit um jeden Preis oder ethische Verant­
wortung im Suchtmittelbereich? Das ist hier die Frage. Hier 
wird wieder vor allem mit ökonomischen Argumenten gefoch­
ten. Was hingegen fehlt, ist eine volkswirtschaftliche Gesamt­
schau. Betriebswirtschaftlich hat die Suchtmittelwerbung ei­
nen bedeutenden Unisatz. Wir stellen das auch fest, wenn wir 
die schon seit langer Zeit laufende Antiwerbung betrachten. 
Volkswirtschaftlich gesehen haben wir aber etwa 3 Milliarden 
Franken negative Folgekosten wegen dem Alkohol- und Ta­
bakkonsum. Raucherinnen und Raucher z. B. fehlen - stati­
stisch gesehen - 50 Prozent häufiger an ihrem Arbeitsplatz. 
Solange für die schädlichsten Suchtmittel die aufwendigste 
Werbung überhaupt betrieben werden kann, so lange ist staat­
liche Gesundheits- und Drogenpräventionspolitik unglaub­
würdig. Nicht nur die Glaubwürdigkeit ist in Frage gestellt, son­
dern es wird gleichzeitig unserer Gesundheitspolitik massiv in 
den Rücken geschossen. Wir versuchen, die Kosten beim 
Krankenkassenwesen in den Griff zu bekommen; aber ohne 
Einschränkung wird gesundheitsschädliches Verhalten unter 
staatlicher Obhut zugelassen. Von den Privatpersonen ver­
langt man dann Solidarität beim Bezahlen der Krankenkas-

. senp,:ämien und von der öffentlichen Hand Beiträge. welche 
nicht der Verursacher bezahlt 
Mindestens der heranwachsenden Generation gegenüber ha­
ben wir eine Verpflichtung. Wollen wir .sie wirklich schützen, 
oder bleibt es bei verbalen Beteuerungen? 
Die Zwillings-Initiativen sind der Tatbeweis für eine zukunfts­
weisende Gesundheitspolitik Die Zwillings-Initiativen sind ein 
Ausweg aus der Sackgasse, in die uns das Zwangskorsett der 
Werbefranken gebracht hat Die Zwillings-Initiativen können 
ein Schirm sein für unsere Jugend .und damit für unsere Zu­
kun~ 
Die LdU/EVP-Fraktion plädiert dafür, aus Liebe zum Nächsten 
und im besonderen zu den Jugendlichen uncj Schwachen für 
einen Moment die Liebe zum Portemonnaie zu vergessen und 
den Initiativen zuzustimmen. (Zwischenruf: Raucher sind auch 
Christen!) 

Sieber: «Raucher sind auch Christen», hat ~in Kollege gesagt 
Stimmt! Ich habe als Bauemknecht die «Märchliptyte,. ge-
raucht · 
Ich möchte - ich spreche auch im Namen der LdU/EVP-Frak­
tlon - den Zwillings-Initiativen zustimmen, und zwar namens 
dreier Randgruppen auch in unserer Schweiz. Ich denke zu­
erst an die Obdachlosen in unserem Land Was geben wir in 
unserem lande im fürsorgerischen Bereich nicht alles zur Be­
kämpfung der Obdachlosigkeit aus? Ich denke ebenso an die 
Drogenabhängigen, aber auch an die seelisch leidenden 
Menschen. 
Zum Einstieg kurz eine Besinnung auf das Wort «Sucht»: Kolle­
gin Vreni Grendelmeier hat vorhin gesagt, v.;r seien alle süch­
tig. Wir sehen ja alle so aus! Aber man müsste auch sagen: Wir 
sind alle «sehnsüchtig». Der Weg zur Sucht geht über die 
Sehnsucht · · 
Wir wissen, dass es in unserem lande verschiedene Gruppie­
rungen gibt, die ihre Sehns11cht nach Leben, nach Inhalt, nicht 
erfüllen können. Die Obdachlosen gehören zu dieser Gruppe. 
Man sagt mir ab und zu: Weisst du, Pfarrer, wenn wir Alkohol 
trinken und .nicht Wasser. dann werden.wir nicht rostig. Wie 
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dem auch sei: Man weiss, dass in den Kreisen der Obdachlo­
sen der Alkohol das Problem Nummer eins ist Die Schäden im 
sozialen, persönlichen und menschlichen Bereich sind dem­
entsprechend. Wir könnten hier Zeichen setzen, um wirklich 
nun auch, geraäe von daher, im sozialen Bereich die Not zu 
bremsen. 
Ich denke ebenso an die Kreise der Drogenabhängigen 
Meine Lieben, man sagt in unserem Land immer, es stimme 
nict:it,, dass Rauchen die Einstiegsdroge sei. Es stimmt: Rau­
chen bedeutet die Einstiegsdroge - so viele Drogenabhän­
gige bestätigen das selbst, und zwar weil wir als Erwachsene 
ein schwaches Vorbild abgeben. Jugendliche fragen immer 
nach Leitbildern und Vorbildern. Führung schützt vor Verfüh­
rung, Mensch! Also: Auch im Namen der Drogenabhängigen 
würde ich betonen, dass die Zwillings-Initiativen notwendig 
sind, dass sie dem Gebot der Stunde entsprechen. 
Ich denke auch1 an die Gruppe der seelisch Leidenden. See­
lisch leidende Menschen suchen eine Identität Nun geht man 
vielleicht den kürzesten Weg, um seine Identität in unserer Ge­
sellschaft zu haben. Man entwickelt ein Imponiergehabe mit 
dem Glas, mit der Zigarette oder was immer. Ich weiss von den 
Rockerjahren, dass man die Hell's Angels damals für die Wer­
bung von Mary Long missbraucht hat Eine ganze Gang, die 
von der Gesellschaft regiert wurde, konnte mit der Werbung 
Zehntausende von Franken verdienen. Ich denke an die see­
lisch leidenden Menschen. Sie brauchen eine Identität, aber 
bei Gott nicht mit Alkohol uod mit Rauchen! 
Ich möchte meine Rede mit einem uralten Satz schllessen: 
Hier ist es nötig, Hüter des Bruders oder der Schwester zu 
sein. 

Scharrer Jürg: Manchmal denke ich, dass ich hier in der fal­
schen Debatte bin. Geht es nun eigentlich um ein Werpever­
bot, oder geht es um ein Verbot der Konsumation von Tabak 
und Alkohol? Nach den letzten Voten neige ich zur Annahme, 
es gehe um das letztere. Besonders Frau Hollenstein hat of­
fensichtlich den Beruf verfehlt; sie hätte Romanschriftstellerin 
werden sollen, denn was sie der Alkohol- und vor allem der Ta­
bakwerbung in der Schweiz alles andichtet. ist doch erstaun­
lich. So soll die Tabakwerbung in der Schweiz auch noch an 
der Brandrodung in der Dritten Welt und vor allem am tiefen 
Sozialniveau in der Dritten Welt schuld sein. 
Nun aber zu den ~riösen Fakten: Die Fraktion der Auto-Partei 
lehnt beide Initiativen ab, ebenso die Aenderung des Lebens­
mittelgesetzes. Beim Lebensmittelgesetz werden wir für 
Nichteintreten stimmen; dies aus grundsätzlichen und ord­
nungspolltischen Gründen, auf die ich noch zu sprechen kom­
men werde. Hihgegen werden wir der Motion und dem Po­
stulat aus den beiden Kommissionen zustimmen. 
In der Schweiz wurde die Gewerbefreiheit bisher hochgehaJ­
ten, und zur Gewerbefreiheit gehört eben auch die Werbefrei­
heit für die Produkte, die man auf einem freien Markt anbietet 
Willkürliche und generelle, weil nur einzelne Produkte betref­
fende Werbeverbote kann die Fraktion der Auto-Partei nicht 
akzeptieren. 
Darüber hinaus würde mit der Annahme der Initiativen oder 
der Aenderung des Lebensmittelgesetzes der Verbots- und 
Regulierstaat, von dem wir mittlerweile bereits zuviel haben, 
ausgebaut Es gäbe dann auch praktische Probleme. Es wäre 

• · zwar ohne weiteres möglich, die Werbung In Schweizer Me­
dien zu verbieten, hingegen wäre dies bei ausländischen Me­
dien, bei deutschen Zeitschriften zum Beispiel, kaum oder nur 
mit einem unverhältnismässig grossen Aufwand möglich. 
Frau Grendelmeier hat festgestellt, dass Werbung das Konsu­
mentenverhalten bestimmt und beeinflusst; das ist richtig, da­
für ist ja die Werbung da Wenn man aber im gleichen Atemzug 
das Geldverdienen mit der Werbung als schlecht hinstellt. 
dann hört der Spass auf. Geld zu verdienen ist nicht schlecht. 
auch in der Werbung nicht, weil Geldverdienen wieder Arbeits­
plätze schafft, und das sollten Sie sich in der heutigen Zeit be­
sonders gut merken. Ich habe noch nie einen Armen gesehen, 
der eine Firma gegründet und damit Arbeitsplätze geschaf-
fen hat · 
Viel, mehr als von der Werbung wird das Verhalten von Vorbil­
dern bestimmt. beispielsweise von Eltern, von Lehrern und bei 

Jugendlichen vor allem von Kollegen. Vorbilder bestimmen, 
ob ein Jugendlicher zu rauchen beginnt oder Alkohol zu sich 
nimmt Es ist offensichtlich wieder einmal an der Zeit festzu­
stellen, dass sowohl Tabakwaren als auch alkoholische Ge­
tränke Genussmittel sind oder sein sollten. Ob es dann zur 
Uebermässigkeit beim Konsum kommt, zum eigentlichen 
Missbrauch, und ob dann Alkohol oder Tabak zu Suchtmitteln 
oder gar zu sogenannten Drogen werden, hängt vom Verhal­
ten des einzelnen ab, niemals aber von der Werbung. 
Ich muss Sie daran erinnern, dass der berüchtigte «Volksalko­
holismus» vor dem Ersten We~rieg ohne jede Werbung zu­
stande gekommen ist In den Oststaaten wurde ohne jede 
Werbung gravierender Alko~ol- und Tabakmissbrauch ge­
trieben. 
Zur Minderheit, welche die beiden Volksinitiativen zur An­
nahme empfehlen will, und besonders zu Frau Grendelmeier 
muss ich sagen, dass der Konsum illegaler Rauschmittel-Ha­
schisch, .Heroin usw. - in der Schweiz stetig zunimmt. obwohl 
jede Werbung und auch der Konsum untersagt sind bzw. un­
tersagt wären, wenn der Rechtsstaat sich durchsetzte. 
Das ist der beste Beweis dafür, dass Werbeverbote überhaupt 
nichts nützen. Aufklärung ist wirksamer als Verbote, das be­
weist der in der Schweiz seit Jahren rückläufige Tabakkon­
sum Beim Tabak ist der Markt gesättigt, und bei der Werbung 
kann es kaum darum g~hen, mehr Konsumenten zu finden, 
deren Zahl nimmt ja ab. Es geht um Marktanteile, und es geht 
letztlich darum, dass Produzent A zu Lasten des Produzen­
ten B Marktanteile erhöhen kann. Ein Werbeverbot wäre un­
verhältnismässig, es wäre unnütz und würde den Regulie­
rungs- und Verbotsstaat weiter ausdehnen. 
Demzufolge sind beide Initiativen und eben auch der Indirekte 
Gegenvorschlag des Bundesrates abzulehnen. 

Vettern: Ich fange mit den Kolleginnen und Kollegen an-Wenn 
jemand da vorne gesprochen hat. habe ich mich heute mor- • 
gen immer wieder gefragt: Raucht sie? Raucht er? Trinkt sie? 
Trinkt er? Das ist ja doch eine sehr wichtige Voraussetzung für 
die.eigene Einstellung. Ich gebe lhnen.geme,meme··tflter­
essen oder meine Bindungen an: Ich bin Nichtraucher, ich 
habe nie geraucht, aus einem ganz einfachen Grund: Ich war 
aktiver Sportler, es war für mich überhaupt keine Frage zu rau­
chen. Ich habe damals auch nicht getrunken. Ich trinke heute, 
ich trinke gerne, ich schätze das. Ich muss Ihnen sagen, ich 
gehöre aber nicht zu den 700 000 Ominösen, die in der Stati­
stik ausgewiesen werden, die in gesundheitsschädigendem 
Masse trinken. Uebrigens, umgerechnet auf das Parlament. 
wären das 20 Kolleginnen und Kollegen. Ich beginne jetzt 
nicht herumzuschauen und zu suchen, wen das betreffen 
könnte. 
Die SVP lehnt die Zwillings-Initiativen und die Gegenvor­
schläge des Bundesrates ab; eine knappe Mehrheit unter­
stützt die ständerätllche Motion 
Einige Gründe, wieso die SVP beide Volksinitiativen ablehnt: 
Da wäre zuerst einmal die Bezeichnung. Auch diese zwei In­
itiativen sind Mogelpackungen, hier geschieht Etiketten­
schwindel Man suggeriert dem Volk Verminderung der Alk~ 
holprobleme und Verminderung der Tabakprobleme. Ob man 
mit dem Werbeverbot - und um das geht es ja schllesslich -
die Raucher- und Trinkerprobleme aber wirklich vermindern 
kann, sie nur ansatzmässig lösen kann, das ist gelinde gesagt 
umstritten, Ist eine Behauptung, Ist nicht zu beweisen. In der 
Fachliteratur gehen die Meinungen über den Zusammen­
hang, die Wechselwirkung, zwischen Werbung und Tabak- re­
spektive Alkoholkonsum diametral auseinander. Professor 
Doktor Bergler, Direktor des PsychG>logischen Institutes der 
Universität Bonn, sagte im Hearing der ständerätlichen 'Kom­
mission: «Es ist extrem unwahrscheinlich, dass der Jugendli­
che die Werbebotschaft an sich zum Anlass nimmt, mit dem 
Rauchen zu beginnen.» . 
Wenn uns die Werbung wirklich verführen könnte, so frage ich 
mich, warum sind dann in der Schweiz 70 Prozent der Bevöl­
kerung Nichtraucher? Der Tabakmarkt-wir haben es gehört­
ist gesättigt Werbung will nicht neue Kunden gewinnen, die 
Tabak-. die Zigarettenwerbung will Marktanteile, will Rauche­
rinnen und Raucher für eine neue Zigarettenmarke gewinnen. 
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Gemäss Herrn Direktor Zeltner vom Bundesamt für Gesund­
heitswesen wurde in der Schweiz zwischen 1970 und 1985 ein 
massiver Raucherrückgang von 50 Prozent auf 33 Prozent 
verzeichnet Nachher stabilisierte sich der Anteil der rauchen­
den Bevölkerung; heute sind es 31 Prozent Nur 31 Prozent 
und dieser Rückgang, obwohl im gleichen Zeitraum die Ta­
bakwerbung intensiviert wurde, also mehr Werbung und weni­
ger Raucher - das geht wie eine Schere auseinander. Ohne 
Tabakwerbung - ich denke an den früheren Ostblöck, wo es 
keine Tabakwerbung gab - nahm der Tabakkonsum jährlich 
um 25 Prozent ziJ. Wenn Sie eine Zahl über den Alkoholkon­
sum wollen: In Norwegen nahm der Alkoholkonsum in den 
ersten vier Jahren nach dem Alkoholwerbeyerbot um 12 Pro­
zent zu. 
Mit den Werbeverboten gemäss den Zwillings-Initiativen will 
man bekanntlich vor allem die Jugendlichen schützen. War­
um - dies eine weitere kritische Feststellung - greifen denn in 
Finnland und in Norwegen trotz totalem Tabakwerbeverbot 20 
bis 35 Prozent der 15jahrigen zur Zigarette und in der werbeli­
beralen Schweiz nur 8 Prozent der 15jährigen? Oder das Bei­
spiel Italien: Vor dem totalen Tabakwerbeverbot verzeichnete 
man einen durchschnittlichen jährlichen Zigarettenkonsum 
von 49,8 Milliarden Zigaretten. In den vier Jahren nach dem to­
talen Werbeverbot stieg der Konsum um 20 Prozent auf 59, 1 
Milliarden Zigaretten. 20 Jahre nach Inkrafttreten, nach den 
sogenannten Auswirkungen des Tabakwerbeverbotes, yer­
zeichnet man in Italien 102 Milliarden Zigaretten pro Jahr -
also das Doppelte. Da kann doch keine Rede davon sein, dass 
man mit Werbeverboten Tabak- und Alkoholprobleme vermin­
dere. 
Es sind andere Gründe, die das Rauchverhalten beeinflussen. 
31 Prozent der Schweizer Jugendlichen - das sagt eine wis­
senschaftliche Studie - rauchen zum Spass, rauchen, um 
«lässig» zu erscheinen; 26 Prozent, weil Freunde rauchen; · 
11 Prozent, weil es normal sei; 8 Prozent aus Langeweile. In 
verschiedenen Ländern ergaben gezielte Umfragen, dass nur 
1 bis 2 Prozent wegen der Tabakwerbung zu rauchen ange­
fangen haben. 
Gemäss Schweizerischer Gesellschaft für Gesundheitspolitik 
(SGGP) sind die Gründe für die erste Zigarette unabhängig 
von gesetzlichen Beschränkungen der Tabakwerbung. Ent­
scheidend sind Neugier, soziale Anpassung, das Rauchver­
halten der Umwelt, also der Eltern, Geschwister, Freunde, 
auch die wirtschaftlichen Aspekte wie Realeinkommen und re­
lativer Zigarettenpreis und dann Gesundheitsinformation. 
Apropos Rauchverhalten der Vorbilder - Kollege Wiek und 
Aerztinnen im Saal-, da komme ich um eine kritische Bemer­
kung wirklich nicht herum: 30 bis 35 Prozent der Schweizer 
Aerzte und Aerztinnen, die ja die Zwillings-Initiativen vehement 
unterstützen, sind Raucher, also schlechteste Vorbilder! In 
Finnland predigt man nicht Wasser und trinkt Wein. In Finn­
land hat die Aerzteschaft in einer vorbildlichen Aktion ihren 
Raucheranteil auf 10 Prozent reduziert Da kann ich nur sa­
gen: Chapeau, und zur Nachahmung empfehlen, auch in der 
Schweiz. 
Ich komme zum Hauptpunkt: Für mich sind die Zwillings-Initia­
tiven Alibiübungen Man pickt eine einzige, die einfachste 
Massnahme heraus und tut damit dergleichen, dass man kon­
kret etwas Grossartiges gegen Tabak- und Alkoholmiss­
brauch tue. Nützlicher, aber viel aufwendiger wären natürlich 
Massnahmenpakete betreffend Gesundheitserziehung, gross 
angelegte und nicht halbherzige Aufklärungskampagnen, Ge­
genkampagnen wie zum Beispiel: «Die neue Lust - Nichtrau­
chen!» Aber diesen Spot habe ich am Fernsehen nur zweimal 
gesehen, während ich «Stop Aids» jede Woche zwei-, dreimal 
sehe. Oder man könnte eine sinnvolle Freizeitgestaltung för­
dern, zum Beispiel Sport Ich habe gesagt, Jugendliche, die 
eine sinnvolle, echte Freizeitbeschäftigung haben, brauchen 
sich nicht aus Langeweile der Zigarette oder dem Alkohol zu­
zuwenden. Oder dann echte, wirksame Preiserhöhungen, Ein­
schränken des Rauchens in öffentlichen Räumen und weitere 
freiwillige Werbeeinschränkungen! 
Uebrigens sprechen auch andere Gründe gegen diese Wer­
beverbots-Initiativen. Diese Werbeverbots-Initiativen bedeu­
ten einen Verstoss gegen die Handels- und Gewerbefreiheit. 
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eine ungleiche Behandlung der Printmedien und der elektro­
nischen Medien, eine Bevorzugung der ausländischen ge­
genüber den inländischen Medien, zusätzliche neue Regle­
mentierungen, oeue Einschränkungen und vor allem Bevor­
mundung der Bürger und Konsumenten statt Mündigkeit, 
Selbstverantwortung und verantwortungsvollen Umgang mit 
Tabak und Alkohol zu fördem 
Umnichtfalsch verstanden zu werden: Auch die SVP kennt die 
Gefahren des Alkohol- und Tabakmissbrauchs und die negati­
ven Auswirkungen auf die Volksgesundheit Dagegen muss 
man ankämpfen, aberwirklich ankämpfen - und sich nicht auf 
Alibiübungen verlegen und mit dem Werbeverbot d~n Weg 
des geringsten Widerstandes gehen. 
Deshalb lehnt die SVP beide Initiativen und die nicht praktika­
blen Gegenvorschläge ab. Mit der Motion des St~nderates 
(93.3026) können wir leben. 

Scharrer Werner: Bei sehr gelichteten Reihen diskutieren wir 
heute morgen ein sehr wichtiges Problem, das alle Bürgerin­
nen und Bürger in unserem Land angeht 
Als Vertreter der christlichen Partei EDU unterstütze ich die 
Volksinitiativen zur Verminderung der Tabak- und Alkoholpro­
bleme; sollten beide hier im Rat abgelehnt werden, unter­
stütze ich auch den verwässerten Gegenvorschlag des Bun­
desrates. Im Abstimmungskampf wird sich die EDU jedoch mit 
allen Mitteln für ein rigoroses Werbeverbot hinsichtlich Nikotin 
und Alkohol einsetzen Wir tun dies aus moralischen, ethi­
schen, jedoch auch aus gesundheitlichen Gründen, und zwar 
vor dem Hintergrund einer zunehmenden Verelendung weiter 
Bevölkerungskreise aufgrund der Einnahme von Suchtmit­
teln, und der Alkohol ist bekanntlich die Einstiegsdroge Num­
mer eins. 
Alkohol- und Tabakmissbrauch im besonderen, Suchtpro­
bleme im allgemeinen haben epidemische Ausmasse ange­
nommen. Wie schon von Vorrednern erwähnt wurde, haben 
wir eine halbe Million Nlkotinkonsumenten, und rund 150 000 
Alkoholsüchtige werden betreut 1 o 000 Tabaktote und 
3000 Alkoholtote jährlich verursachen- nk:ht nur ständig hö­
here soziale und wirtschaftliche Folgekosten, sondern auch 
unermessliches menschliches Leid. Dabei sind nicht nur die 
Konsumenten Leidtragende, sondern vorab auch Kinder, Ju­
gendliche, Ehefrauen und ganze Familien. 
Es ist deshalb höchste Zeit, vorab präventiven Massnahmen 
erste Priorität zu geben, zu denen das vorgeschlagene Wer­
beverbot zu zählen ist Die Immer aggressiver werdende Al­
kohol- und Nlkotinwerbung muss gestoppt werden, damit 
sie nicht weiterhin Jugendliche zu einem risikoreichen Kon­
sumentscheid verführt Ein Werbeverzicht erhöht die Glaub­
würdigkeit unserer Gesundheits- und Drogenpolitik. Es ist 
zudem eine kostengünstige Prävention, sehr wirkungsvoll, 
was Beispiele im Ausland, z. B. Norwegen, Kanada und Neu­
seeland, klar belegen. Ich habe hier andere Zahlen als ge­
wisse Vorredner. 
Aufgrund der verheerenden Auswirkungen der Suchtkrank­
heiten sollte es einleuchtend, logisch und zwingend sein, die 
vorgeschlagenen Initiativen zu unterstützen. In den Prospek­
ten der letzten Wahl, von 1991, werden von allen Parteien der 
Schutz der Jugendlichen und die Förderung des Volkswohls 
grosssprecherisch aufgeführt Um so erstaunter und bedrück­
ter bin Ich, dass vorab alie sogenannt bürgerlichen und libera­
len Parteien hier das G~enteil vertreten und damit ernsthafte 
Bestrebungen von Aerzten, Fürsorgern und Seelsorgern tor­
pedieren. Das Hohelied der individuellen Freiheit ist hier fehl 
am Platz und ein Schwanengesang politisch-gesellschaftli-
cher Selbstzerstörung. . 
Unter dem hier matt und wenig überzeugenden Argument der 
Handels- und Gewerbefreiheit versucht eine Allianz der ver­
schiedenen Lobbys von Schnapsfabrikanten, Weinhändlern 
und Tabakwarenproduzenten und der von dieser unheilvollen 
Werbung profitierenden Medien, ein Werbeverbot zu verhin­
dem Kurzsichtig und vorab finanzielle Interessen vertretend 
unterstützen diese !:<reise ein äusserst widersprüchliches Ver­
halten im Hinblick auf unsereVolksgesundheit Im kommen­
den Abspmmungskampf werden diese Lobbys mit reichhalti­
gen Geldmitteln und massiver Unterstützung der teilweise von 
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ihnen abhängigen Medien versuchen, durch irreführende Ar­
gumentationen eine Weiterführung der zweifelhaften Werbe-

. methoden zu ermöglichen. · · 
Ich bin trotzdem zuversichtlich, dass das Schweizervolk einer 
Drosselung der Alkohol- und Nikotinwerbung zustimmt und 
damit wichtige Signale zur Verbesserung unserer Volksge­
sundheit setzen wird 

Frau Stamm Judith: Wie Sie auf der Fahne sehen, gehöre ich 
zur Minderheit, welche die Zwillings-Initiativen unterstützt Es 
ist aber jetzt meine Aufgabe, Ihnen die Meinung der CVP-Frak­
tion nahezubringen. 
Die erdrückende Mehrheit der CVP-Fraktlon empfiehlt Ihnen, 
die beiden Volksinitiativen zur Ablehnung zu empfehlen, auf 
den Gegenvorschlag des Bundesrates nicht einzutreten, die 
Motion des Ständerates (93.3026) als Motion zu überweisen 
und das Kommissionspostulat (93.3240) anzunehmen. 
Die CVP-Fraktion ist bedrückt über das grosse Leid, das süch­
tiger Genuss von alkoholischen Getränken und.Tabakkonsum 
den betroffenen Menschen und ihren Familien bringt Sie sieht 
die grossen volkswirtschaftlichen Schäden, die durch diese 
Suchtkrankheiten entstehen. Die CVP-Fraktion ist aber der 
Meinung, dass ein Verbot der Alkohol- und Tabakwerbung, 
das über die bestehenden Verbote, insbesondere in Radio 
und Fernsehen, hinausgeht, unverhältnismässig ist Der er­
wartete Erfolg des Verbotes, der umstritten ist, rechtfertigt 
nach Ansicht der CVP-Ffl!ktion die grosse 8nschränkung in 
der wirtschaftlichen Tätigkeit der Werbe- und Genussmittelin­
dustrie nicht Erfolg in der 8ndämmung von Suchtverhalten, 
gerade auch bei jungen Menschen, erwartet die CVP-Fraktlon 
einerseits von beispielhaftem Verhalten - es wurde bereits ge­
sagt - von Eltern, Lehrerinnen und Lehrern, Aerztinnen und 
Aerzten, Pdlitikerinnen und Politikern und anderen meinungs­
bildenden Personen. Die Macht des lebenden Beispiels soll 
nicht überschätzt, aber auch auf gar keinen Fall unterschätzt 
werden 
Besonders wichtig erscheint der CVP-Fraktioo aber in dieser 
Beziehung die Prävention, die Gesundheitserziehung. Auch 
In anderen Ländern ist festzustellen, dass ein Werbeverbot 
vor allem im Verbund mit anderen Massnahmen wie Präven­
tion, Verteuerung, Beschränkung der Zugänglichkeit von 
Genussmitteln eine Eindämmung des Konsums bringen 
kann. 
Die CVP-Fraktion empfiehlt Ihnen daher, die Motion des Stän­
derates als Motion anzunehmen, ungeachtet der juristischen 
Zweifel, die hier aufgetreten sind Der Bundesrat soll möglichst 
.rasch eine Vorlage unterbreiten, die es ertaubt, aus der Tabak­
steuer einen angemessenen Anteil für Gesundheitserziehung 
und Prävention auf Stufe Bund und Kantone zur Verfügung zu 
stellen, ähnlich wie beim Alkoholzehntel Selbstverständlich 
darf dadurch die Ablieferung an die AHV/lV nicht angetastet 
werden. Wir müssen uns eben klar darüber sein, dass Präven­
tion und Gesundheitserziehung etwas kosten, und ich habe 
die Worte des SVP-Vertreters, der auch diese Meinung vertre­
ten hat, gehört Ich gebe zu, dass es eine zwiespältige Sache 
ist, Prävention zu betreiben und gleichzeitig auf den Plakat­
wänden für den Konsum von Alkohol und Tabak zu werben. 
Immerhin erwarten wir von der Gesundheitserziehung die Ent­
wicklung der Fähigkeit, mit Werbung verantwortlich umzuge­
hen. Es erscheint der CVP-Fraktlon nämlich auch zwiespältig, 
aus dem Ertrag des legalen Anbaus, der legalen VermarktUng 
von Alkohol und Tabak zwar die AHV/IV zu alimentieren, 
gleichzeitig aber die Werbung zu verbieten. 
Wir lehnen daher auch den Gegenvorschlag des Bundesrates 
ab, der allen etwas bringen will Er wird die Werbung ein biss­
chen einschränken, um dann offenbar ein bisschen Erfolg zu 
bringen. Für die Anwendung ist er recht schwerfällig! 

· Die Situation scheint uns zu vielschichtig, als dass wir hier Zen­
suren wie «ethisch» oder «unethisch» austeilen oder ein­
stecken wollen. 
Aus Anlass dieses Geschäftes schlagen wir Ihnen ein Kom­
missionspostulat vor. Es soll der Planung und Koordination 
sämtlicher Massnahmen im Gesundheitswesen dienen. 
Ich beantrage Ihnen, sich äer Meinung der CVP-Fraktion anzµ-
schtiessen. · 

Mmesandoz: Le groupe liberal partage ä l'unanimite l'opinion 
de la majorite de la commission, c'est-ä-dire vous invite ä inci­
ter nos concitoyens ä rejeter les deux initiatives, vous invite ä 
ne pas entrer en matiere sur le contre-projet du Conseil federal 
et a transformer la motion du Conseil des Etats (93.3026) en 
postulat Je ne vais pas reprendre les arguments excellem­
ment presentes par les rapporteurs et tout recemment encore 
par M. VetterlL Je voudrais simplement ajouter quelques. re­
marques ou peut-etre quelques arguments nouveaux. 
D'abord en ce qui concerne les initiatives, il s'agit de constater 
une fois encore que la Chancellerie federale a mal fait son tra­
vaiL L'article 69 alinea 2 de la loi federale sur les droits politi­
ques demande a la Chancellerie federale de corriger les titres 
lorsqu'ils induisent les citoyens en erreur. Oire que ces initiati­
ves sont pour la prevention des problemes lies ä l'alcool et au 
tabac, c'est induire un tout petit peu les citoyens en erreur. La 
premiere des initiatives contre l'alcool ne contierit meme pas 
le ierme de «prevention», la deuxieme a un petit terme alibi ä 
l'alinea premier, mais, dans l'un comme dans l'autre cas, ce 
qui est voulu, c'est l'interdiction de la publicite. Ce qui est, 
croit-on, le resultat de cette interdiction, c'est la prevention. II 
n'est pas correct de donner un titre pour un but que d'aucuns 
croient atteindre alors que, precisement, c'est sur ce but-la 
que la contestation s'installa Malheureusement, la Chancelle­
rie nous habitue a ces negligences, ä ces indulgences, a cette 
ignorance de la loL Nous le deplorons, mais nous ne pouvons 
rienfaira 
Le groupe liberal constate qu'il est juste de surcro"it de separer 
chacune des initiatives, parce qu'il n'y a pas beaucoup de 
points communs entre l'alcool et le tabac. Certes, les partisans 
d'une liberalisation Qes stupefiants s'achament a assimiler 
l'alcool ä un stupeflant Or, il faut constater que contrairement 
ä ce qu'ils _pretendent, l'alcool, lui, a la difference des stupe­
fiants, fait partie de la traditlon culturelle de nos pays occiden­
taux. Si l'ethyllsme est en soi un fleau contre lequel tout le 
monde reconnait qu'il faut se battre,'il faut admettre en revan­
che que tous les consommateurs d'alcool ne sont pas depen­
dants et que l'on se sent tres peu alcooligue lorsque l'on 
mange un Cöq au vin, des fltets de truite·a lavaudoise, des 
moules poulette, voire le jambon du docteur dont chacun sait 
que la sauce est relevee au cognac. 
En ce qui concerne le tabac. c'estvrai qu'il ne joue pas un röle 
important en cuisina C'est vrai·aussi que lorsque quelqu'un 
fume, son voisin ~it de la fumee dans les yeux et les nari­
nes. Mals il faut admettre que le tabac a ete introduit dans nos 
pays occidentaux a un moment ou les gens etaient assez bien 
eleves pour ne fumer qu'au fumoir et ou l'on ignorait ses effets 
pemicieux sur la sante. Par consequent, le tabac a pu acquerir 
ses lettres de noblesse et fait lui aussi partle d'une certaine tra­
dition sociale occidentala 
C' est la qua nos deux initiatives se rejoignent En effet, le tatiac 
comme l'alcool, pulsqu'ils font partie d'une tradition culturelle 
ou sociale, sont entres dans la v(e economique des pays occi- . 
dentaux. Oe plus, on constate que 1a culture de la vlgne, des 
arbres fruitiers et du tabac est favorisee, developpee, subven­
tionnee parfois, par les pouvoirs publlcs qui esperent, de cette 
faoon, que l'on vendra beaucoup de produits qui rapporteront, 
qui permettront d'obtenir des lmpöts tres favorabli:l& - Je crois 
me souvenir -aux rentes AVS. II y aurait donc une certaine du­
plicite a lnterdire la publlclte d'un produit dont on favorise la 
culture, que l'on subventionne mema 
Mais, cette publicite, en fait, a quol sert-elle? M Vetterli l'a tres 

· bien rappele tout a !'heure: non pas a augmenter les besoins, 
mais a diriger ceux-ci, dans le cadre du marche, sur des pro­
duits cholsis. Je vous renvoie pour ceci au debat qui a eu lieu 
dans cette salle le 29 janvier 1992 - vous pouvez ~ trouver 
dans le Bulletin officiel (BQ 1992 N 78) - ou notre excellent col­
legue Jean-Michel Gros attlrait votre attention sur le fait que, 
dans les pays ou la publicite etait interdite, par exemple en 
Suade et en Norvege, la proportion de fumeurs de tjuir:ize ans 
s' elevait respectivement a 19 et a 36 pour cent du nombre des 
fumeurs, alors que dans un pays ou la publicite est autorisee -
les Pays-Ba., - on avait constate pendant ces vingt demieres 
annees une diminution de l'ordre de 40 pour cent des fu­
meurs. M. Gros attirait aussi l'attention sur le tait que, dans les 
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pays ou la publiqite est autorisee, on a vu les gens fumer plutöt 
des cigarettes avec filtre que sans filtre, plutöt des tabacs doux 
que des tabacs forts, alors que dans les pays au eile est inter­
dite au bien au eile n'est pas pratiquee-je pense aux pays de 
l'Est-ces besoins n'ont ete satisfaits que par des tabacs forts 
et des produits plus nocifs. ldem, d'ailleurs, pour l'alcool: an 
passe, gräce a la publicite, des alcools de mauvaise qualite a 
des alcools de meilleure qualite. 
Voila quelques motifs de refuser les initiatives. Mais regardons 
un instant le contre-projet, si vous le permettez. Le contre-pro­
jet a les defauts d'inapplicabilite, releves d'ailleurs par M. Vet­
terli et par les rapporteurs. Mais je dirai que le groupe liberal 
s'oppose a ce contre-projet encore pour d~ux raisons: la pre­
miere, c'est que nous sommes toujours, par principe, oppo­
ses a des contre-projets qui sont une atteinte a Ja volonte po­
pulaire. Lorsqu'une initiative est deposee, il faut que le peuple 
vote. Lui opposer un contre-projet, et en particulier un contre­
projet indirect, c'est en general lui proposer de renoncer ä mo­
difier un texte sur lequel il exerce 1a mai"trise, le texte constitu• 
tionnel, pour introduire un texte sur lequel il n'exerce pas la 
maitrise, le texte legal qui implique un referendum avec 50 000 
signatures, et puis un referendum du peuple seulement Cela 
est deja faux et c'est une bonne raison de refuser l'entree en 
matiere. , 
Mais il y a une deuxieme raison qui a ete fort bien evoquee par 
les rapporteurs, et notamment par M Ducret, c'est qüesi nous 
refusons l'entree en matiere, nous ne livrons pas le peuple 
suisse a l'horreur d'une publicite debridee. -Nous avons deja 
deux dispositions: l'une conceme l'article 60 de la loi federale 
sur les denrees alimentaires, que vous avez adoptee en vote fi. 
nal des deux Chambres le 9 octobre 1992, qui prevoit precise­
ment que le Conseil federal peut restreindre la publicite pour 
les boissons alcoolisees et pour le tabac lorsqu'elles concer­
nent la jeunesse. De plus, cet article reste en vigueur jusqu'a 
ce que l'on iritroduise des dispositions plus restrictives dans la 
loi Si nous n'introduisons donc pas le contre-projet du Con­
seil federal, nous avons l'article 60 qui va tres bien. 
En ce qui conceme la loi federale sur l'alcoQI, l'article 42b, qui 
existe deja, pose le principe que la publlcite n'est pas interdite, 
sauf dans certains domaines precis, comme par exemple les 
manifestations sportives, les transports publics, les concours. 
Subsiste de surcroit l'interdlction pour la radio et 1a television 
Alors, nous savons que la publicite est plutöt favorable a 1a di­
minution de certaines consommations, nous savons qua les 
contre-projets ne sont pas democratiques. Ce sont, outre tous 
les motifs deja evoques, de bonnes ralsons de suivre la propo­
sition de la majorite de la commission. 

Relmann Maximilian, Berichterstatter: Erlauben Sie mir drei 
kurze Bemerkungen zu einigen heute vormittag abgegebenen 
Voten. 
Zunächst zu Frau Grendelmeier und zu Frau Caspar-Hutter: 
Sie haben die raffinierten Methoden der Werbung, die sich ins­
besondere an die Jugend nchtet, gegeisselt und leiten daraus 
Ihre Forderung nach dem totalen Verbot ab. Die Werbung um 
die Jugendlichen ist gar nicht besonders erfolgreich in der 
Schweiz, das beweist die Statistik aus dem Jahre 1992. und 
sie stammt aus dem Bundesamt für Gesundheitswesen. 1992 
haben wir einen markanten Konsumrückgang bei Zigaretten 
festzustellen: Nicht mehr 34 Prozent der Schweizer Bevölke­
rung wie 1991, sondern nur noch 31 Prozent haben im letzten 
Jahr geraucht Deutlich unter dem Durchschnitt liegen die Ju­
gendlichen Bei den 15- bis 17jährigen sind es durchschnitt­
lich 14 Prozent, bei den 18-bis 20jährigen 29 Prozent Ich erin­
nere daran: Der Schweizer Durchschnitt liegt bei 31 Prozent 
Am grössten war der Rückgang bei den 20- bis 24jährigen: 
Dort hat die Zahl der Raucher um 7 Prozent abgenommen. 
Dieser Rückgang ist gesundheitspolitisch sehr erfreulich. Er 
ist aber ohne Verbot zustande gekommen Der Trend läuft 
denn auch weiterhin in Richtung abnehmender Konsum Wir 
brauchen also den Staatsvogt nicht, der uns ein totales Verbot 
bringen würde. 
Eine zweite Bemerkung, an die Adresse von Herrn Wiek: Sie 
haben uns den schrecklichen Fall der 35jährigen Frau geschil­
dert. die an Lungenkrebs gestörben ist Das ist sicher eine be-
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dauerliche Tatsache, aber Sie sind uns den Nachweis schul­
dig geblieben, dass dieser Fall auf die Tabakwerbung zurück­
zuführen ist Dieser Fall wäre auch in einem Land denkbar ge­
wesen, das die Werbung für Tabak generell verbietet Dieser 
tragische Fall wäre vermutlich nur in einem Land zu vermeiden 
gewesen, das den Konsum grundsätzlich verbietet Aber 
heute morgen ist in diesem Hausa in keinem einzigen Votum 
gefordert worden, dass wir den Tabakkonsum generell verbie­
ten sollten. Da geht auch Frau Grendelmeier sicher mit mir ei­
nig, und ich bin froh, dass wir uns·endlich einmal in einer sach­
politischen Frage einig sind 
Dritte Bemerkung, an die Adresse von Herrn Zwygart und an 
die Adresse einiger anderer Sprecher von heute morgen: Herr 
Zwygart hat mehrmals auf die hohe Zahl von 1 o 000-T odesfäl­
len verwiesen, die auf die Ursache Tabakkonsum zurückgin­
gen. Diese Zahl ist 'Z)Nar auch amtlich und in der Botschaft fest­
geschrieben. Aber ich muss hier unbedingt auf das Votum von 
Professor Peter Atteslander verweisen, der bei den Hearings 
im Rahmen der ständerätlichen Kommissipn diese Zahl als 
höchst fragwürdig bezeichnet hat Sie halte der wissenschaftli­
chen Kritik nicht stand, und weil sie derart mit Fehlern belastet 
sei, öffne sie dem Missbrauch Tür und Tor. Herr Zwygart, na­
türlich sterben Menschen am Ueberkonsum von Tabak. Wenn 
wir das verhindern wollen, kommen auch wir bei dieser Frage 
nicht darum herum, den Konsum von Tabakwaren generell zu 
verbieten. 
Sie sehen also: Die Debatte von heute morgen hat keineswegs 
neue Argumente dafür gebracht. dass die angepeilten Ver­
bote wirklich nötig und unabdingbar wären, im Gegenteil Sie . 
bestätigt, dass Ständerat und Kommissionsmehrheit den rich­
tigen Kurs eingeschlagen haben, nämlich ein Nein zu totalen 
Verboten, ein Nein aber auch zum untauglichen und unprak­
tikablen Kompromiss des Bundesrates, ein Ja zu mehr taugli­
chem Schutz der Jugend und vor allem zu einer Verstärkung 
der Prävention. 

M. Ducret. rapporteur: Une seule consiqeration de caractere 
personnel, S! vous le permettez. A entendre certains partisans 
des initiatives, je suis amene a constater qu'ils'ne sont pas ins­
pires par un grand souffle, par un grand esprit de tolerance. 
Lorsqlllej'entends certains-je devrais dire certaines d'entre 
eux :-, fumeurs inveteres et empoisonneurs notoires, parler de 
double langage, de schizophrenie, de cynisme et d'immora­
lite, je suis contraint de leur renvoyer ces compliments. 
L'alcool et le tabac appartiennent a ces phenomenes de so­
ciete qui exigent des modifications et des adaptations des 
comportements individuels. Avant de donner des lec;ons de 
conduite, ne pensez-vous pas qu'il conviendrait, dans ce do­
maine comme dans bien d'autres, d'adopter un comporte­
ment coherent et responsable? 
Cela etant, en tant que non fumeur, et habituellement indls­
pose par la fumee des autres, je constate qu'il n'existe en 
Suisse aucune dlsposition particuliere qui protege du taba­
gisme involontaire ou passif, alors que l'on sanctlonne 'Ies 
abus d'alcool lorsqu'ils sont susceptibles c;le mettre en danger 
la vie d'autruL 
Des lors, Madame la Conseillere federale, c'est dans ce do­
maine comme dans celui de la prevention en faveur de la jeu­
nesse que le gouvemement doit agir en priorite. Taus les ef­
forts qua vous pourrez deployer dans cette direction seront 
soutenus par le Parlament, j'en suis convaincu. 

Mme Drelfuss, conseillere federale: Merci a toµs ceux qui sont 
intervenus dans ca debat dont je considere qu'il a ete passion­
nant et qu'il a apporte enormement d'arguments, qu'il a aussi 
souleve la gravite du probleme auquel nous sommes confron­
tes, mäme si je n'ai pas le sentiment que les conclusions face a 
la gravite de ce probleme aient ete tirees par tous les interve­
nants, en taut cas pas de la mäme fa90n. 
Je crois que personne ne peut minimiser les problemes de 
sante dus a la consommation d'alcool et de tabac. Leur noci­
vite sur la sante n'est plus contestee aujourd'hui par personne 
et eile tait l'objet de nombreux travaux scientifiques. Nous en 
avons fait etat dans le message egalement et je crois que sur 
ce plan-la la seule question qui se pose est de savoir comment _ 
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nous pouvons agir contre des substances dont la consomma­
tion fait payer un tribut extraordinaire a notre societe. lmagine­
t-on d'autres substances dont on estimerait qu'elles sont res-
. ponsables de la mort de plus de 11 000 personries, ce qui est 
le cas en Sui$58 pour les consequences du ,tabac et de l'al­
cool, et qui ne susciteraient pas une volonte politique d'agir? 
Et comment est-ce qu'on pourrait. connaissant les effets de 
ces substances, accepter que dans ce pays 100 000 person­
nes par annee commencent ä s'adonner ä l'usage, par exem­
ple, du tatiac? Comment accepter que parmi ces 100 000 per­
sonnes 60 000 soient des personnes de moins de 20 ans, 
c'est-ä-dire effectivement de jeunes personnes qui entrent 
dans un m~che- parce qu'il s'agit en fait d'un marche - dont . 
nous connaissons les consequences riefastes? Et qui, · 
connaissant les repercussions nefastes de l'alcool, pouh'ait 
sans fremir penser qua la Suisse est un des pays qui se carac­
terise par un taux de consommation eleve, puisque nous nous 
trouvons au quatrieme rang des pays d'Europe en ce qui 
concerne la consommation de boissons alcooliques? 
Je n'entrerai pas ici dans une bataille sur les chiffres et sur les 
variations legeres dans la consommation, notamment celles 
qui ont eu lieu au cours des demieres annees et dont il y a lieu 
de penser, en ce qui conceme l'alcool, qu'une legere diminu­
tion de la consommation est due a'(8nttout a 1a baisse du pou­
voir d'achat et ä la situation economique defavorable que l'on 
constate actuellement en Europa. Le tabac est aujourd'hui la 
principate cause de deces qui est susceptible d'etre prevenue 
dans las pays developpes. C'est de cela dont nous devons 
discuter: pouvons-nous contribuer ä la prevention de cette 
cause de deces? Beaucoup d'orateurs sont intervenus, avec 
raison, pour souligner qua les causes pour lesquelles on 
s'adonne ä la consommation du tabac ou de l'alcool sont mul­
tiples. Ces causes sont multiples, alles ont ete enoncees, eUes 
sont egalement culturelles, comme l'a soullgne Mme Sandoz, 
cela ne signifle pas non plus que l'on puisse minimiser leurs 
effets ou faire de subtiles nuances entre des consommations 
de substances nocives parce qu'elles sont bien integrees 
dans le cadre culturel dans lequel nous vivons. Je crois que 
c'est a la physiQlogie qu'il taut faire appel pour savoir quels 
sont effectivement les degäts sur l'organisme humain. 
Mals, je ferme cette parenthese pour dire qu'effectivement les 
causes sont multiples et que de ce fait les reponses que l'on 
doit y apporter sont egalement multiples. Seuls des paquets 
de mesures, d'actions preveotives, peuvent nous amener ä 
notre but principal, qui est d'eviter que des jeunes personnes 
entrent dans le cycle de Ja consommation de ces substances, 
deviennent dependantes de · ces substances · et de teur 
consommation. Et il est clair que las meilleurs- resultats peu­
vent etre attendus d'une combinaison, par exemple d'une po­
litique des prix qui rende le seuil egalement de la consomma­
tion plus eleve, de campagnes antitabac- alles se sont deve­
loppees ces demieres annees, y compris dans tes ecotes et 
cela est tres positif- et d'une limitatlon de la publiclte. 
Tous les orateurs qui ont souligne que la restrictlon de la publi- · 
cite seule ne permettait pas d'arriver au resuttat escompte ont 
raison. Mais ceta n'est pas un argument pour eviter que, dans 
le paquet de rnesures que nous devons mettre en place, tes. 
restrictions ä la publicite trouvent egalement leur place. 
La situation en Europa montre que la Suisse est toin d'etre en 
avance dans ce domaine. Elle est dans une positlon, hetas, 
tres tourde de consequences en ce qui conceme ta consom­
mation, notamment d'alcool; elle ne l'est pas en ce qui 
conceme la determination politique ä lutter contre tes con_se­
quences de cette consommation. Nous sommes plutöt en re­
'trait par rapport ä la ptupart des autres pays d'Europe occiden­
tale. La publicite pour le tabac est totalement interdite en Fin­
iande, en France, en lslande, en ltalie, en Norvege, au Portu­
gal et depuis hier en Suade. L'Espagne est actuellement en 
train d'examiner la question d'une interdiction totale de cette 
publicite. La Belgique, l'lrlande et le Luxembourg connaissent 
des reglementations qui sont beaucoup plus restrictives que 
les nötres. Et tous ces pays ont repondu aux preoccupatlons 
exprimees par ailleurs dans le cadre de !'Organisation mon­
diate de la sante, et egalement par le Comite des ministres du 
Conseil de l'Europe qui preconise de limiter la publicite pour le 

tabac et l'alcool. Je n'entre pas dans le detail de reglementa­
tions ou d'accords qui ont dejä ete mis en place, notamment 
dans la Convention europeenne sur la television transfrontie­
res et da'ns le projet de directive de ta commission de la CE qui 
devrait aussi aller dans le sens d'une interdiction de toute 
forme de publicite directe et indirecte pour le tabac. , 
On a beaucoup parle de l'efficacite des interdicti9ns de la pu­
blicite. On peut certainement entrer dans des batailles quant ä 
l'analyse des resultats obtenus, et quant aux bases statisti­
ques choisies. Le Conseil federal, dans son analyse de la si­
tuation, part de l'idee que combinee avec d'autres mesures, ta 
restriction ä la pubticite a effectivement eu, dans les pays qui 
ont eu le courage politique de faire ce pas, sinon tous les effets 
esperes, du moins des effets sensibles quant ä une baisse de 
la consommation et de l'entree dans ta consommation. 
Ön a beaucoup parle, en particulier M, Ducret, d'hypocrisie 
dans le debat qui nous.preoccupe aujourd'hui Le Conseil fe­
derat est tres sensible ä l'hypocrisie d'une societe qui engage 
des moyens et_qui voit des citoyens et des associations s'en­
gager fermement dans la prevention contre l'usage et l'abus, 
en particulier du tabac et de l'alcool, et qui voit par ailleurs 
coexister ces efforts avec des depenses bien plu~ importantes 

-dans le domaine de la publicite. Et c'est contre cette hypocri-
sie-tä, qui conslste ä la fois ä prevenir et ä encourager, que 
nous devons agir. 
Face ä cette anatyse, te Conseil federat a cpnsidere que ces 
initiatives populaires repondaient certainement ä un besoin 
real, un besoin de sante publique grave, mais que les proposl­
tions faites avaient un certain · nombre de defauts qui ont 
amene te Conseil federat ä s'en distancer et ä recommander 
une autre voie, celle du contre-projet indirect 
Les arguments qui ont convaincu le Conseil federal qu'il fallait 
choisir une autre voie que celle proposee par les initiatives 
tiennent au caractere absotu de l'entrave a la liberte d'informa­
tion qui en resutterait, au principe de l'egalite detraitementqui 
serait difficile a appllquer etant donne que tes supports publici­
taires etrangers qui entreraient en Suisse ne pourraient pas 
etre supprim'3s. Effectivement, et par -un pragmatisme peut­
etre d'ailleurs exagere, te Conseil tederat a ete se11sibte au fait 
que la suppression du sponsoring rlsquait de mettre ä mal un 
certain nombre de manifestations culturelles, sportives et au­
tres, ä un moment ou des alternatives quant au financement 
dans ce domaine se reveteraient certainement tres difficiles ä 
mettre en place. 
Le Conseil federal a egalement, et c'est une positlon cons­
tante, regrette que dans l'initlative populaire «pour la preven­
tion des problemes lies au tabac- il y ait eu une affectation des 
recettes fiscales ä une fin determinee, ce qui reduirait ta marge 
de manoeuvre de ta Confederatlon en ta mattere. 
L'argument formal qui prevaut contre beaucoup d'initlatives, 
puisque dans notre pays nous n'avons que la voie de l'initla­
tive constitutionnelle et non celle de l'initlative legislative, est 
que la base constltutionnelle etait en fait dejä donnee; cela doit 
aussi etre evoque parmi tes ~sons pour tesquelles le Conseil 
federal a choisi une autre approche, celle du contre-projet indi­
rect et de la modification des deux lois qu'il vous propose. 
II est vrai que te contre-projet indirect du Conseil federal va trop 
loin pour les uns, pas assez loin pour les autres, et que peu se 
sont engages-je remercle d'autant plus ceux qul l'ontfait-en 
faveur de la ligne proposee par le Conseil federal. Car ce qu'il 
vous propose est effectivement une voie raisonnable et une 
voie moyenne. II n'y a dans ta positlon du Conseil federal au­
cune diabolisation de la consommation d'alcool et de tabac. II 
n'y a aucune marque d'intolerance envers les personnes qui 

, choisissent libren1ent de s'adonner ä cette consommation. II y 
a tout simplement la volonte, et c'est de la bonne prevention, 
de ne pas ban~liser ces substances aupres de lajeunesse par 
une publicite omnipresente. Et c'est dans ce sens que te 
Conseil federal vous propose de poser en principe, effective­
ment. l'interdiction de la publicite pour l'alcool et te tabac, de 
fa~n ä eviter justement qu'elle soit omnipresente comme eile 
l'est aujourd'hui. 
II suffit de se promener dans la rue pour se rendre campte de la 
presence massive de cette publicite, Si eile est aussi massive 
ce n'est certainement pas parce qu'elle n'a aucun effet sur la 
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consommation, non seulement en termes de parts du marche, 
mais egalement d'attrait et d'entree de nouveaux consomma­
teurs. II ne taut pas que cette publicite puisse appara1tre dans 
des endroits frequentes principalement par les jeunes, notam­
ment au cinema Oll alle est, aussi, massive par sa presence 
aujourd'hui; il nefautpas qu'elle puisseetrevehiculee pardes 
mectias qui s'adressent principalement aux jeunes. C'est le 
sens de la proposition qui vous est faite par le Conseil federat. 
Je n'ai pas besoin, ä ce stade, d'entrer en detail dans le com­
mentaire des propositions qui vous ont ete faites et qui vous 
sont bien connues. 
Ceux qui s'opposent 'soit ä ('initiative, soit au contre-projet du 
Conseil federal - que je vous recommande .pour ma part et en 
son nom d'accepter-, celix qui s'opposent aux deux proposi­
tions qui veulent introduire de plus importantes mesures pre­
ventives contre les abus du tabac et de l'alcool, disent qu'ils 
souhaitent que d'autres mesures soient prises dans ce do­
maine et demandent quelles sont las intentions du Conseil fe­
deral en ce qui concerne tes propositions de mesures qu'il 
pourrait prendre lui-meme. 
En ce qui concerne l'usage que le Conseil federal entend faire 
de l'article 60 de la loi federale sur las denrees alimentaires, 
dont le caractere transitoire a ete souligne et qui demanderait 
de taute fa90n, pour pouvoirfonder une politique, un nouveau 
debat dont je ne suis pas sure qu 'il ne menerait pas finalement 
aux meme discussions qu'aujourd'hui, II n'a pas au stade ac­
tuel de plan permettant de dire clairement qu'il ira au-delä de 
ce qu'il fait pour l'instant 
En effet, dans las mesures qu'il prend sur la base de la loi ac­
tuelle on voit qu'il va tres loin dans la protection de la jeunesse 
en veillant ä ce qua toute une serie d'elementS'- par exempte: 
l'affichage, las annonces dans la presse ecrite, la publicite 
dans las cinemas, le sponsoring, la distribution d'echantil• 
Ions - connaissent tous des restrictions de fa90n ä essayer 
d'eviter que la jeunesse solt interpellee directement lä Oll alle 
se trouve reunie. Mais, la jeunesse est bien sür soumise a cet 
espece d'arrosage permanent de la publicite et eile ne peut 
pas y echapper. L'article 60 ne donne pas d'instruments en 
dehors de ces mesures ciblees. 
En ce qui concerne les proposition mises au point par la com­
mlssion du Conseil des Etats et par votre commission, le 
Conseil fecteral prend l)Osition de la fa90n suivante. Pour la 
motion de la Commission de la securite sociale et de la sante 
publique du Conseil des Etats, le Conseil fecteral partage l'avis 
de votre commission qu'il s'aglt de la transformer en postulat 
et il s'efforcera alors de lui apporter le traitement le plus dillgent 
possible. En effet, les raisons pour lesquelles il lui sernble qua 
cette transformatlon s'impose ou est recommandable tiennent 
surtout aux arguments suivants. 
Le premier - c' est celui qua j'ai deja souligne-, c·~ qu'en fait 
des mesures efficaces ne peuvent etre prises que dans le ca­
dre d'un traln de mesures. Nous sommes en traln de l'elaborer 
et nous avons deja entrepris las travaux au sein de l'adminis­
tration. Dans ce sens-la, cette motion encourage le Conseil fe­
deral a poursuivre sur une voie dans taquelle il s'est deja en­
gage. 
Mais, ta solution proposee par la commisslon dolt faire l'objet 
d'un exarnen encore plus approfondi pour deux raisons. 
La premiere a deja ete soullgnee. II s'agirait d'exarniner ptu­
sieurs modifications de la Constltution fecterale pour pouvoir 
effectivement realiser las voeux de la motion Dans ce sens-ta, 
la forme du postulat est plus indiquee pour procecter a cet exa­
men. La motion remet egalementfondamentalement en cause 
l'affectation de l'imposition du tabac qui est faite actuellement 
unilateralement en faveur de l'AVS et de l'Al. 
D'un cöte, nous considerons qu'il ne serait pas judicieux d'af­
fecter a deux objectifs la meme somme ou la meme taxation. 
D'un autre cöte, nous considerons qua la motion, par son li­
belle, aurait pour effet de geler de taute fa90n la possibilite de 
financer I' AVS et l' Al - par las ressources de la taxe - et d'affec­
ter taute augmentation de la taxe au financement de. la preven­
tion contre les abus de la consommation du tabac. Nous pen­
sons qu'il ne serait pas tres responsable, face aux problemes 
financiers qui risquent dans une dizaine ou une vingtaine d'an­
nees de se poser pour le financement de l'AVS et de l'AI, de 

p·relever a cette source-la un financement pour une autre täche 
d'utilite publique. Au contraire, il conviendrait de le reserver au 
financement de la prevoyance vieillesse et de la prevoyance 
invalidite. . 
Voila las raisons pour lesquelles, tout en considerant qua le 
but poursuivi par la motion correspond aux efforts du Conseil 
federal, celui-ci vous invite a la transformer en postufat 
En ce qui concerne le postulat de la Commission des affaires 
juridiques du Conseil national, te Conseil fecteral propose de 
l'accepter. II le considere aussi comme un encouragement 
aux efforts de coordination qu'il entreprend de fac;on continue. 

Lebensmittelgesetz und Alkoholgesetz 
Lol sur les denrees allmentalres et loi sur l'alcool 

Präsident: Wir entscheiden zuerst über Eintreten oder Nicht­
eintreten auf den indirekten Gegenvorschlag des Bundesra­
tes. Wird Eintreten beschlossen, geht die Vorlage an die Kom-
mission zunick. . . . 

Antrag der Kommission 
Mehrheit . . . 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates ( = Nichtein­
treten) 
Minderheit 
(de Dardel, Bär, Bühlmann, von Feiten, Herczog, Leuenberger 
Moritz, Marti Werner, Tschäppät Alexander) 
Eintreten 

Propositionde~commissron 
Majorite 
Adherer a la decision du Conseil des Etats ( = ne pas entrer en • 
mattere) 
Minorite 
(de Dardel, Bär, Bühlmann, von Feiten, Herczog, Leuenberger 
Moritz, Marti Werner, TschäppätAlexander) 
Entrer en matiere .. · 

NamentlicheAbstimmung-Vote par appel nominal 

Für den Antrag der Mehrheit stimmen: 
Votant pour la proposltion de la majorlte: 
Allenspach, Aregger, Aubry, Baumbergar, Berger, Bezzola, 
Binder, Bircher Peter, Bonny, Borer Roland, Borradori, Borto­
luzzi, Bühler Simeon, Bührer Gerold, Bürgi, Caccia, Campo­
novo, Chevallaz, Cincera, Columberg, Comby, Cotti, Couche­
pin, Darbellay, Deiss, Dettling, Dreher, Ducret, Eggenberger, 
Eggly, Engler, Epiney, Etique, Eymann Christoph, Fahr, Fi­
scher-Hägglingen, Fischer-5eengen, Fischer-Sursee, Frey 
Claude, Frey Walter, Friderici Charles, Fritschi Oscar, Früh, 
Giezendanner, Giger, Gobet, Gros Jean-Michel, Guinand, Gy­
sin, Hari, Heberteln, Hegetschweiler, Hass Otto, Hess Peter, 
Hildbrand, lten Joseph, Jäggi Paul, Jenni Peter, Keller Anton, 
Kern, Kühne, Leu Josef, Leuba, Loeb Franc;ois, Maltre, Mamie, 
Maspoli, Mauch Rolf, Mlesch, Moser, Müller, Narbel, Neuen­
schwander, Oehler, Perey, Phillpona, Poncet, Raggenbass, 
Reimann Maximilian, Rohrbassar, Ruckstuhl, Rychen, San­
doz, Savary, Scharrer Jürg, Scheurer Remy, Schmied Walter, 
Schnider, Schwab, Segmüller, Seiler Hanspeter, Seiler Rolf, 
Spoerry, Stamm Judlth, Stamm Luzi, Steinegger, Steinemann, 
Stucky, Suter, Theubet, Tschopp, Tschuppert Karl, Vettern, 
Wanner, Wittenwiler, Wyss Paul, Wyss William, Zölch, Zwahten 

(109) 

Für den Antrag der Minderheit stimmen: 
Votant pour la proposltlon de la minorite: . 
Aguet, Bär, Baumann, Bäumlin, Beguelin, Bischof, Blatter, Bo­
denmann, Bore! Franc;ois, Brügger Cyrill, Brunner Christiane, 
Bühlmann, Bundi, Carobbio, Caspar-Hutter, Dahuser, 
de Dardel, David, Diener, Dormann, Dünki, Duvoisin, Fank­
hauser, Fasel, von Feiten, Gardiol, Goll, Gonseth. Grendel­
meier, Grossenbacher, Haering Binder, Hafner Ursula, Haller, 
Hämmerte, Herczog, Hollenstein, Jeanpretre, Jöri, Keller Ru­
dolf. Ledergerber, Leuenberger Ernst, Maeder, Marti Werner, 
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Matthey, Meier Hans, Meier Samuel, Meyer Theo, Misteli, Pi­
doux, Rebeaud, Rechsteiner, Robert, Ruffy, Scharrer Werner, 
Schmid Peter, Sieber, Stalder; Steffen, Steiger, Strahm Rudolf, 
Thür, Tschäppät Alexander, Vollmer, Weder Hansjürg, Wiek; 
Wiederkehr, Zbinden, Züger, Zwygart · (69) 

Der Stimme enthalten sich -S'abstiennent 
Jaeger,Ruf 

Abwesend sir1d-Sont absents: 

(2) 

Blocher, CavadiniAdriano, Daepp, Grass Andreas, Hafner Ru­
dolf, Hubacher, Leemann, Leuenberger Moritz, Mauch Ursula, 
Maurer, Mühlemann, Nabholz, Nebiker,. Plni, Rutishauser, 
Scheidegger, Spielmann, Ziegler Jean, Zisyadis (19) 

Präsident SChmidhalter stimmt nicht 
M. Schmidhalter, president, ne vote pas 

Bundesbeschluss über die Volksinitiativen cczurVermlnde­
rung der Alkoholprobleme» und «zur Vermlnden,mg der 
Tabakprobleme» (Zwillings-Initiativen) 
Arrete federal concemant les Initiatives populalres «pour 
la prevention des problemes lies a l'alcool» et «pour la pre­
ventlon des problemes lies au tabac» (Initiatives Jumelles) 

Eintreten ist obligatorisch 
L 'entree en matiere est acquise de plein droit 

Detailberatung-Discussion pararticles 

Entwurf A- Projet A 

Titel 
Antrag der Kommission 
Bundesbeschluss über die Volksinitiative «zur Verminderung 
der Alkoholprobleme» 

Tltre 
Proposition de la commission 
Arrete federal concemant I'initiative populaire «pour la preven­
tion des problemes lies ä l'alcool» 

Angenommen -Adopte 

Ingress 

' 

Antrag der Kommission . 
Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossen­
schaft, 
nach Prüfung der am 11. Oktober 1989 eingereichten Volksin­
itiative uzur Verminderung der Alkoholprobleme», 
nach Einsicht in eine Botschaft des Bundesrates vom 9. März 
1992, 
beschliesst: 

Preambule 
Proposition de la commission 
L'Assemblee federale de la Confederation suisse, 
vu l'initlative·populaire «pour la prevention des problemes lies 
ä l'alcool», deposee le 11 octobre 1989; · 
vu le message du Conseil federal du 9 mars 1992, 
arrete: 

Angenommen -Adopte 

Art.1 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
Die Volksinitiative «zur Verminderung der Alkoholprobleme» 
wird gültig erklärt und der Abstimmung von Volk und Ständen 
unterbreitet 

Abs.2 
Die Volksinitiative lautet: 
«Die Bundesverfassung-wird wie folgt ergänzt: 

Art. 32quinquies (neu) 
Abs.1 
Die Werbung für alkoholische Getränke und deren Marken ist 
untersagt, ebenso für Dienstleistungen und Güter, die in Wort, 
Bild oder Ton ihnen gleichen oder an sie erinnern. Die Bundes­
gesetzgebung kann in Sonderfällen beschränkte Ausnahmen 
gestatten. 
Abs.2 
Die Werbung für alkoholfreie Getränke muss klar als solche er­
kennbar sein. 
Uebergangsbestimmungen 
Abs.1 
Das Werbeverbot gemäss Artikel 32quinquies Absatz 2 tritt 
spätestens drei Jahre nach Annahme dieser Verfassungsbe­
stimmung in Kraft 
Abs.2 
Widerhandlungen gegen das Werbeverbot werden bis zum In­
krafttreten von Strafbestimmungen auf Gesetzesstufe gemäss 
Artikel 57 ,Absatz 2 Buchstabe a des Alkoholgesetzes be­
straft» 

Art.1 
Proposition de la commission 
Al.1 
L'initiative populaire «pour la prevention des problemes lies ä 
l'alcool» est declaree valide et est soumise au vote du peuple 
et des cantons. 

Al.2 
L'initiative populaire a la teneur suivante: 
«La constitution est completee comme il suit: 
Art. 32quinquies (nouveau) 
Al.1 
La publicite pour las boissons alcooliques et pour leurs mar­
ques est interdite; il en va de rneme pour las prestatlons de ser­
vices et les marchandises qui leur ressemblent au font penser 
ä alles par le texte, l'image ou le son La •legislation federafe_ 
peut autoriser des exceptions limitees a des cas particuliers. 
Al.2 
La pubticite pour les boissons sans alcool doit etre clairement 
reconnalssable comme teile. 
Dispositions transitolres 
Al.1 
L'lnterdlction de la publicite visee ä l'article 32quinqules en­
trera en vigueur au plus tard trois ans apres l'acceptation de 
cette dlsposltlon constitutionnelle. 
Al.2 
Les violations de l'lnterdiction de la publicite seront punies, 
Jusqu'ä l'entree an vigueur de dispositions penales fixees par 
la lol, conformement ä l'article 57 alinea 2 lettre ade 1a toi fade­
rate sur l'alcooL» 

Angeriommen-Adopte 

Art.2 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Die Bundesversammlung empfiehlt Volk und Ständen, die 
Volksinitiative zu verwerfen. 

Minderheit 
(Grendelmeier, Bär, Bühlmann, de Dardel, von Feiten, 
Herczog, Leuenberger Moritz, Stamm Judith, Tschäppät 
Alexander) · 
.... die Volksinitiative anzunehmen. 

Art.2 
Proposition de Ja commission 
Majorite 
L'Assemblee federale recommande au peuple et aux cantons 
de rejeter !'initiative. 
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Minorite 
(Grendelmeier, Bär, Bühlmann, de Dardel, von Feiten, 
Herczog, Leuenberger Moritz, Stamm Judith, Tschäppät 
Alexander) 
.... d'accepter !'initiative 

Namentliche Abstimmung -Vote par appel nominal 

Für den Antrag der Mehrheit stimmen: 
Votent pour la proposition de la majorite: 
Aregger, Baumberger, Berger, Bezzola, Binder, Blatter, 
Bonny, Borer Roland, Borradori, Bortciluzzi, Bühler Simeon, 
Bürgi, Caccia. Camponovo, Ca'(adini Adriane, Chevallaz, Cin­
cera, Comby, Cotti, Couchepin, Danuser, Darbellay, David, 
Deiss, Dettling, Dreher, Ducret, Duvoisin, Eggenberger, 
Eggly, Engler, Epiney, Etique, Eymann Christoph, Fehr, Fi­
scher-Hägglingen, Fischer-Seengen, Fischer-Sursee, Frey 
Claude, Frey Walter, Friderici Charles, Fritschi Oscar, Früh; 
Giezendanner, Giger, Gobet, Gros Jean-Michel, Grossenba­
cher, Guinand, Gysin, Harl, Heberlein, Hegetschweiler, Hess 
Otto, Hess Peter, Hildbrand, lten Joseph, Jaeger, Jäggi Paul, 
Jenni Peter, Keller Anton, Kam, Kühne, Leu Josef, Leuba, Leu­
enberger Ernst, Loeb Fran90is, Maitre, Mamie, Maspoli, Mat­
they, Mauch Rolf, Meyer Theo, Miesch, Moser, Narbel, Neuen­
schwander, Oehler, Perey, Philipona, Pidoux, Poncet, Rag­
genbass. Reimann Maximilian, Rohrbassar, Ruckstuhl, Ry­
chen, Sandoz, Savary, Scharrer Jürg, Scheurer Remy, 
Schmied Walter, Schnlder, Schwab, Segmüller, Seiler Hans­
peter, Spoerry, Stamm Luzl, Steinegger, Steinemann, Stucky, 
Suter, Theubet, Tschopp, Tschuppert Karl, Vetterli, Wanner, 
Wlttenwiler, Wyss Paul, Wyss Willi~, Zölch, Zwahlen (112) 

Für den Antrag der Minderheit stimmen: 
Votent poi.lr la proposition de la minorite: 
Aguet, Bär, Baumann, Bäumlin, Beguelin, Bircher Peter, Bi­
schof, Bodenmann, Bore! Fran90is, Brügger Cyrill, Brunner 
Christiane, Bühlmann, Bundi, Carobbio, Caspar-Hutter, 
de Darc;lel, Diener, Dünki, Fankhauser, Fasel, von Feiten, Goll, 
Gonseth, Grendelmeier, Hafner Rudolf, Hafner Ursula. Haller, 
Hämmerte, Herczog, Hollenstein, Jeanpratre, Jöri, Keller Ru­
dolf, Ledergerber, Maeder, Meier Hans, Meier Samuel, Misteli, 
Müller, Rechsteiner, Robert, Scharrer Werner, Schmid Peter, 
Seiler Rolf, Sieber, Stalder, Stamm Judith, Steffen, Steiger, 
Strahm Rudolf, Thür, Tschäppät Alexander, Vollmer, Weder 
Hansjürg. Wiek, Wiederkehr, Zbinden, Zwygart (58) 

Der Stimme enthalten sich-S'abstiennent: 
Dormann, Gardiol, Haering Binder, Marti Werner, Rebeaud, " 
Ruf, Ruffy, Züger (8) 

Abwesend sind-Sont absents: 
Allenspach, Aubry, Blocher, Bührer Gerold, Columberg, 
Daepp, Grass Andreas, Hubacher, Leemann, Leuenberger 
Moritz, Mauch Ursula. Maurer, Mühlemann, Nabholz, Nebiker, 
Pini, Rutishauser, Scheidegger, Spielmann, Ziegler Jean, Zi­
syadis (21) 

Präsident Schmidha/ter stimmt nicht 
M. Schmidha/ter, president, ne vote pas 

Titre 
Proposition de la commission 
Arrete federal concemant l'.initiative populaire «pour la preven­
tion des problemes lies au tabac» 

Angenommen -Adopte 

Ingress 
Antrag der Kommission 
Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossen-
schaft, · 
.nach Prüfung der am 11. Oktober 1989 eingereichten Volksin­
itiative «zur Verminderung der Tabakprobleme», 
nach Einsicht in eine Botschaft des Bundesrates vom 9. März 
1992, 
beschliesst: 

Preambule 
Proposition de la commission 
L'Assemblee federale de la Confederation suisse, 
vu !'initiative populaire «pour la prevention des problemes lies 
au tabac», deposee le 11 octobre 1989; 
vu le message du Conseil federal du 9 mars 1992, 
arrete: 

Angenommen -Adopte 

Art.1 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
Die Volksinitiative «zur .Verminderung der Tabakprobleme» 
wird gültig erklärt und der Abstimmung von Volk und Ständen 
unterbreitet 

Abs.2 
Die Volksinitiative lautet: 
«Die Bundesverfassung wird wie folgt ergänzt: 
Art. 32sexies (neu) 
Abs.1 
Vom Ertrag derfiskalischen Belastung der Tabakwaren ist, un­
ter Einbezug der Kantone, mindestens ein Prozent zur Verhü­
tung tabakbedingter Krankheiten zu ve~enden. 
Abs.2 
Die Werbung für Tabakwaren und deren Marken ist untersagt. 
ebenso für Dienstleistungen und Güter, die in Wort, Bild oder 
Ton ihnen gleichen oder an sie erinnern. Die Bundesgesetzge­
bung kann in bestimmten Sonderfällen beschränkte Ausnah­
men gestatten 
Uebergangsbestimmungen 
Abs.1 
Das Werbeverbot gemäss Artikel 32sexies tritt spätestens drei 
Jatfre nach Annahme dieser Verfassungsbestimmung in Kraft 
Abs.2 
Widerhandlungen gegen das Werbeverbot werden bis zum In­
krafttreten von Strafbestimmungen auf Gesetzesstufe gemäss 
Artikel 57 Absatz 2 Buchstabe a des Alkoholgesetzes be­
straft.» 

Art.1 
Proposition de la commlssion 
A/.1 
L'initiative populaire «pour la prevention des problemes lies au 
tabac» est declaree valide et est soumise au vote du peuple et Gesamtabstimmung-Vote sur l'ensemble 

Für Annahme des Entwurfes 
Dagegen 

106 Stimmen ' des cantons. 
50Stimmen 

Entwurf B-Projet B 

ntel 
Antrag der Kommission 
Bundesbeschluss über die Volksinitiative «zur Verminderung 
der Tabakprobleme» 

Al.2 
L'initiatlve populaire.a la teneur suivante: 
«La Constitution federale est completee comme il suit: · 
Art. 32sexies (nouveau) 
Al. 1 
Un pour cent au moins du produit de l'imposition du tabac doit 
etre utilise, avec le concours des cantons, a la prevention des 
maladies dues au tabac. 
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Al. 2 
La publicite pour le tabac et ses marques est interdite; il en va 
de meme pour les prestations de services et les marchandises 
qui leur ressemblent ou font penser a alles, par le texte, l'image 
ou le son. La legislation federale peut autoriser des exceptions 
limitees dans des cas particuliers. 
Dispositions transitoires 
A/.1 
L'interdiction de la publicite visee a l'article 32sexies alinea 2 
entrera en vigueur au plus tard trois ans apres l' acceptatlon de 
cette disposition constitutionnelle. . 
Al.2 
Les violations de l'interdictlon de la publicite seront punies 
jusqu'a l'entree en vigueur de dispositions·penales fixees par 
la loi, conformement a l'article 57 alinea 2 lettre ade la loi fede­
rale sur l'alcool.» 

Angenommen -Adopte 

Art.2 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Die Bundesversammlung empfiehlt Volk und Ständen, die 
Volksinitiative zu verwerfen 

Minderheit 
(Grendelmeier, Bär, Bühlmann, de Dardel, von Feiten, 
Herczog, Leuenberger Moritz, Stamm Judith, Tschäppät 
Alexander) 
.... die Volksinitiative anzunehmen 

Antrag Wiek 
.... die Volksinitiative anzunehmen 

Art.2 
Proposition de la commission 
Majorite -
L'Assemblee tederale recommande au peuple et aux cantons 
de rejeter !'initiative. 

Minorite 
(Grendelmeier, Bär, Bühlmann, de Dardel, von Feiten, 
Herczog, Leuenberger Moritz, Stamm Judith, Tschäppät 
Alexander) 
.... d'accepter !'initiative. 

Proposition Wiek 
.... d'accepter l'initlatlve. 

Präsident: Frau Grendelmeier hat ihren Antrag auf Abstim­
mung unter Namensaufruf zurückgezogen 

Abstimmung-Vota 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit/Wiek 

Gesamtabstimmung-Vota sur l'ensemb/e 
Für Annahme des Entwurfes 
Dagegen 

An den Ständerat-Au Conseil des Etats 

/ 

104Stlmmen 
52Stimmen 

105Stimmen 
51 Stimmen 

N 2juin 1993 
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Verminderung 
der Tabak- und Alkoholprobleme. 
Volksinitiativen 
Prevention des problemes 
lies au tabac et a l'alcool. 
Initiatives populaires 

Siehe Seite 890 hiervor - Voir page 890 ci-de,vant 
Beschluss des Ständerates vom 1 a Juni 1993 · 
Decision du Conseil des Etats du 18 Juin 1993 

A. Bundesbeschluss über die Volksinitiative «zur Vermin­
derung der Alkoholprobleme» 
A. Arrete federal concernant l'lnitlatlve populalre «pour la 
preventlon des problelnes lies a l'alcool» 

Schlussabstimmung - Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 
Dagegen 

86Stimmen 
48Stimmen 

B. Bundesbeschluss über die Volksinitiative «zur Vermin­
derung der Tabakprobleme,; 
B. Arrete federal con~rnant l'initiatlve populaire «pour la 
preventlon des problemes lies au tabac» 

Schlussabstimmung-Vota final 
Für Annahme des Entwurfes 
Dagegen 

An den Bundesrat-Au Conseil tederal 

90Stimmen 
49Stimmen 

• 

Schlussabstimmungen 

• 

" 



Ständerat 
Conseil des Etats 

Sitzung vom 

Seance du 

02.03.1993 
10.06.1993 
18.06.1993 (Schlussabstimmung) 

02.03.1993 
10.06.1993 
18.06.1993 (Vote final) 
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Verminderung 
der Tabak- und Alkoholprobleme. 
Volksinitiativen 
Prevention des problemes 
lies au tabac et a l'alcool. 
Initiatives populaires 

Botschaft, Beschluss- und Gesetzentwürfe vom 9. März 1992 
(BBI 111149) 
Message, projets d'arrite et de lois du 9 mars 1992 
(FFll 1141) 

Huber, Berichterstatter: Wie der Botschaft des Bundesrates 
vom 9. März 1992 entnommen werden kann, reichte 'am 
11. Oktober 1989 ein überparteiliches lnitiativkomitee zwei 
Volksinitiativen -«zur Verminderung der Tabakprobleme» und 
«zur Verminderung der Alkoholprobleme»-ein Da die Initiati­
ven gleiche Ziele mit gleichen Mitteln erreichen wollen, näm­
lich die Verminderung der Tabak- ,und Alkoholprobleme durch 
Werbeverbote, hat sich rasch der Name «Zwillings-Initiativen» 
eingebürgert Die Volksinitiative «zur Verminderung der Alko­
holprobleme» vereinigte 110 648 Unterschriften aur sich, die 
analoge Initiative für den Kampf gegen Tabakprobleme 
115 210 Unterschriften Die Initiativen haben rechtlich die 
Form von ausgearbeiteten Entwürfen; die Einheit der Materie 
ist gegeben. 
Ich mache zuerst einige Ausführungen über die Beurteilung 
der Initiativen durch den Bundesrat In der Botschaft vom 
9. März 1992 wird vorweg dargelegt, dass schon aus formellen 
Gründen die beiden Initiativen abgelehnt werden sollten Der 
Bundesrat macht zu Recht darauf aufmerksam, dass die ange­
strebten Ziele bereits gestützt auf Artikel 69 und 69bis BV er­
reicht werden können. Die Bundesverfassung soll weder 
durch Details noch mit Wiederholungen überlastet werden Es 
gibt nach Meinung des Bundesrates schon aus formellen 
Gründen genügend Anhaltspunkte, um die Initiativen abzuleh­
nen - Ueberlegungen, die im Zeitalter der Deregulierung nicht 
ausser acht gelassen werden sollten 

,, 
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In materieller Hinsicht behandelt die Botschaft einlässlich die 
unbestrittenen und traurigen. Folgen sowohl des Alkohol- als 
auch des Tabakmissbrauchs, wobei letzterer nach Auffassung 
der Weltgesundheitsorganisation die häufigste Todesursache 
darstellt Dass der Alkoholmissbrauch die grösste Drogen­
sucht in unserem lande darstellt, ist.weitgehend bekannt Die 
Zahl der direkten und indirekten Todesopfer in der Schweiz 
wird auf rund 4000 pro Jahr geschätzt, die Zahl der Alkoholiker 
je nach Definition auf rund 150 000. 
Der Bundesrat kommt in seiner Würdigung der Initiativen zum 
Ergebnis - und die Kommission schliesst sich ihm hier aus­
drücklich an-: «Positiv an den Initiativen ist aus der Sicht des 
öffentlichen Gesundheitsschutzes, dass sie die auf Tabak­
und übermässigen Alkoholkonsum-zurückzuführenden Ge­
sundheitsschäden vermindern und die Prävention fördern 
wollen.» (Botschaft, Zlff. 1423). Er legt des weiteren dar. dass 
Werbebeschränkungen in Kombination mit weiteren Mass­
nahmen das wirksamste Mittel zur Reduktion des Gesamtkon­
sums darstellen. Besonders bei jungen Menschen spiele die 
Genussmittelwerbung bezüglich der sozialen Akzeptanz von 
Alkohol und Tabak eine wesentliche Rolle. Präventions- und 
Aufklärungskampagnen hätten nur wenig Wirkung, wenn sie 
durch eine «omnipräsente Werbung laufend durchkreuzt» 
würden · 
Wenn der Bundesrat die Initiativen dennoch ablehnt, so sind 
es neben dem formellen Grund, auf den ich hingewiesen 
habe, materielle Gründe wie Information, rechtsgleiche Be­
handlung gegenüber dem ausländischen Werber, die Not­
wendigkeit des Sponsorings mit Alkohol- und Tabakwerbung 
für Kultur und Sport und neubegründete Fiskalbindungen, die 
den Bundeshaushalt unflexibler machen würden. Letzteres Ar­
gument ist im Zeitalter der Volksabstimmung über die Erhö­
hung des Treibstoffzollzuschlages ein eher marginales Argu­
ment 
Da die Probleme um Alkohol und Tabak und der Zusammen­
hang mit der Werbung aber bestünden, will der Bundesrat den 
abzulehnenden Initiativen einen indirekten Gegenvorschlag 
auf der Stufe der Teilrevision des Lebensmittelgesetzes und 
des Alkoholgesetzes gegenüberstellen. 
Der Bundesrat unterlässt es nicht, die oft.verkannten bisheri­
gen und geplanten Präventlonsbestrebungen von Bund und 
vor allem von den Kantonen in der Tabak- und Alkoholpräven­
tion hervorzuheben; dafür ist ihm der Ständerat dankbar. 
Ein Wort zu den gesetzlichen Regelungen in der Schweiz: Es 
wird gerne übersehen und in der Argumentation auf der Seite 
gelassen, , bewusst auch verdrängt, dass wir in der Schweiz 

· durchaus Beschränkungen der Alkohol- und Tabakwerbung 
in mehreren Gesetzen kennen «Die absolute, schrankenlose 
Werbefreiheit», wie von den «Aerzten für Nichtrauchen» be­
hauptet wird, gibt es in unserem Lande nicht 
Artikel 42b Absatz 1 des Alkoholgesetzes begrenzt die Wer­
bung für gebrannte Wasser. Sie darf in Wort, Bild und Ton nur 
Angaben und Darstellungen enthalten, die sich unmittelbar 
auf das Produkt und seine Eigenschaften beziehen Radio­
und Fernsehwerbung sind verboten, ebenso gilt das Werbe­
verbot für öffentliche Gebäude, Verkehrsmittel, Sportplätze. 
Die Lebensmittelverordnung verbietet die Alkohol- und Tabak­
werbung, die sich in deutlicher Weise an Minderjährige richtet 
Sie erinnern sich, dass wir uns beim Entwurf zu einem neuen 
Lebensmittelgesetz mit dem Thema auseinandergesetzt ha­
ben. Auf Seite 11 der Botschaft finden Sie sodann auch Darle­
gungen über die Verbote der Alkohol- und Tabakwerbung ge­
nerell an Radio und Fernsehen wie auch über deren Auswei­
tur,g im neuen Radio- und Fernsehgesetz in Richtung Sponso­
ring. 
An dieser Stelle muss ich ein Wort zu einem Thema sagen, das 
in der Botschaft völlig vernachlässigt wurde - ich meine, ver­
nachlässigt werden musste-. weil die zeitlichen Verhältnisse 

. es anders nicht erlaubten. Es ist das Verhältnis der vorliegen­
den Vorlage zur Revision des Lebensmittelgesetzes. 
Im Jahre 1992 wurde das Lebensmittelgesetz hier im Rat und 
ir;:; Nationalrat behandelt In der Schlussabstimmung a1 n 
9. Oktober 1992 fand es unsere Zustimmung; die Referen­
dumsfrist ist am .18. Januar 1993 abgelaufen, das Inkrafttreten 
des Gesetzes ist mit der neuen Lebensmittelverordnung vor-
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gesehen. Die Lebensmittelverordnung geht Mitte 1993 in die 
Vernehmlassung; ihr Inkrafttreten istfrühestens auf den 1. Ja­
nuar 1994 vorgesehen. Der bisherige Artikel 420d der bisheri­
gen Verordnung wird dem Inhalt nach in die neue Verordnung 
übernommen, während für den Tabak eine eigene Verord­
nung geschaffen wird. 
Wir haben, entspreqhend einem Formulierungsvorschlag un­
seres Kollegen Zimmerli, aus dem Artikel 13 des Entwurfs zum 
Lebensmittelgesetz eine Uebergangsbestimmung, nämlich 
Artikel 60a (neu), geschaffen: Gemäss diesem Artikel kann der 
Bundesrat bis zum Erlass besonderer Bestimmungen über 
Werbebeschränkungen in diesem. Gesetz die Werbung für 
alkoholische Getränke und für Tabak, welche sich speziell an 
die Jugend richtet, einschränken; vorbehalten bleiben sollen 
die Werbebeschränkungen nach dem Bundesgesetz vom 
21. Juni 1991 über Radio und Fernsehen. 
Damit ist klar gesagt, dass der Bundesrat im Lebensmittelge­
setz ein Aktionsmittel hat, das eine ganz deutliche Richtung 
beinhaltet, die vön seiten der Kommission Im übrigen auch 
nicht in Frage gestellt wird 
Ein Ueberblick über die Problemlösung im europäischen Aus­
land ergibt sich aus der Botschaft, die hier sehr einlässlich ist 
Die Vielfalt ist beeindruckend, der Schluss naheliegend, dass 
die Schweiz mit dem heutigen Recht nicht ausserhalb der An­
strengungen anderer Länder liegt Herausheben möchte ich 
die Lösung in den Niederlanden, die-wie Ihre Kommission -
eine Erhöhung der Tabaksteuer in Aussicht nimmt 
Zur Beurteilung der vorliegenden Initiativen trägt ferner bei 
(darüber äussert sich die Botschaft nicht), dass yor nicht allzu­
langer Zeit die sogenannte Guttempler-Initiative mit einem 
ähnlichen Inhalt vom Souverän .... und zwar ohne Gegenvor­
schlag - mit 1115116 Nein- zu 773485 Jastimmen abgelehnt 
wurde. Noch nachhaltiger war das Ständemehr: Lediglich ein 

· Halbkanton hat sich damals im -Sinn der Initianten ausge-
sprochen. · 
Im Gespräch mit den heutigen Initianten in der Kommission 
wurden sie mit diesem Faktum konfrontiert Sie erklärten, man 
habe sie damals «betrogen». Das versprochene Präventions­
gesetz sei nicht erlassen worden. Das trifft zu, doch haben die 
Kantone in der Folge der Abstimmung eine spezielle Stiftung 
für Präventivmedizin in Lausanne ins Leben gerufen. Sie woll­
ten ihre Kompetenz in dieser Frage - trotz Drängen des Bun­
des - nicht antasten lassen, nehmen sie aber in letzter Zeit mit 
zusätzlichem Effort wahr; ich verweise etwa auf den Entwurf 
des Kantons St Gallen mit einer Gesamtkonzeption in der 
Frage des Gesundheitswesens, der vor wenigen Tagen vorge­
legt wurde und einen deutlich klaren Akzent in Richtung Prä­
.vention -wie andere Kantone es vorher schon getan haben -

· beinhaltet Die Prävention ist heute, zusammen mit der Thera­
pie und der Rehabilitation, anerkanntermassen ein Zweig je­
des Bemühens, Gesundheit nicht zu gefährden. 
Nun einige Ausführungen zur Behandlung der Initiativen in der 
Kommission: Die Initiativen sind der Kommission für soziale Si­
cherheit und Gesundheit (SGK) des Ständerates als Erstrat zur 
Vorberatung und Antragstellung zugewiesen worden. Wir ha­
ben uns dem Geschäft an zwei Tagen, am 18. und 19. Januar 
1993, zugewendet, zum Teil im Beisein von BundesratCottl; im 
übrigen wurden wir vom Direktor des Bundesamtes für Ge­
sundheitswesen,.Professor Zeltner, begleitet Die Kommission 
hat die Vertreter der Initianten und der Gegner angehört 
Von den Initianten hörten wir den Direktor des Präventlvmedizi­
nischen Instituts der Universität Bern, Herrn Prof. Dr. Abelin, 
den Direktor der Fachstelle für Alkoholprobleme in Lausanne, 
Dr. Müller, und Herrn Oberholzer, Leiter des Aktionskomitees, 
an. 
Herr Prof. Abelin hat über die ges1Jndheitlichen Aspekte von 
Nikotin- und Alkoholkonsum sowie die Wirkung der Werbung 
referiert Er legt Wert auf die Feststellung, dass Alkohol- und 
Tabakkonsum zu Abhängigkeiten führen, er hat die quantitati­
ven und qualitativen Ausmasse der Gesundheitsschädigung 
dargelegt, die Wirkung der Werbung aus seiner Sicht erläutert 
Für ihn ist klar, dass Werbeverbote, zusammen mit anderen 
Massnahmen, den Konsum im Sinne einer Beschränkung be­
einflussen. 
Herr Dr. Müller hat ausgeführt, dass sich die Initiativen nicht 
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gegen den Konsum richten, sondern gegen die Verführung 
unserer Kinder zum Konsum von Suchtmitteln. Ein Verlust für 
die Werbewirtschaft entstünde nicht, wohl aber eine Verlage­
rung. 
Herr Müller hat zum Gegenvorschlag ausgeführt (ich zitiere 
aus dem Protokoll): «Ein Wort noch zum Gegenvorschlag. Die 
Initianten halten nichts davon, denn es ist eine Vorlage, der 
alle Zähne gezogen worden sipd Auch der Vollzug des Ge­
genvorschlages scheint uns sehr schwierig zu sein. Die Kon­
trolle für Bier- und Weinwerbung wird z. B. den Kantonen über­
tragen, als ob Werbestrategien kantonal wären.» 

. Herr Oberholzar hat sich vor allem mit dem Thema «Kinder 
und Suchtmittelwerbung» engagiert auseinandergesetzt 
Von den Gegnern der Initiative, 30 Verbände sind aufgelistet, 
darunter die grossen, von den Bauern über das Gewerbe bis 
zum Vorort, die vom Schweizerischen Gewerbeverband koor­
diniert werden, hörten wir vorweg in einem kurzen Statement 
Herrn Fürsprecher Platzar, der den grundsätzlichen Akzent 
setzte: «Es geht aber auch um die grundsätzliche Frage, was 
Werbung bzw. Werbeverbote bewirken. Und da heute allge­
mein die Tendenz besteht, mit Werbeverboten zu arbeiten, 
steht hier ein Grundsatzentscheid an, der für andere Produkte 
relevant sein wird» Vor etwa drei Jahren-so haben wir uns in 
.Erinnerung rufen lassen-sei ein Postulat eingereicht worden, 
das ein Verbot der Werbung für fossile Brennstoffe verlangt 
habe. ' 
Professor Atteslander hat in seinen Ausführungen die Bedeu­
tung der Präventivmedizin unterstrichen, die vorgelegten Zah­
len einer sehr einlässlichen Kritik unterzogen und der Meinung 
Ausdruck gegeben, dass die Werbeverbote mit hoher Wahr­
scheinlichkeit den erwarteten Erfolg nicht bringen werden. 
Professor Reinhold Bergler, Direktor des Psychologischen In­
stituts 'der Universität Bonn, der dem Deutschen Bundestag 
bereits zum Thema Rede und Antwort gestanden hat, hat ein 
sehr umfangreiches und tiefschürfendes Gutachten resü­
miert Er ist u. a zu folgenden Schlüssen gelangt: «Werbever­
bote - das ist empirisch international hinreichend belegt- lö­
sen nicht Probleme des Alkoholmissbrauchs .... oder anderer 
Risikofaktoren menschlicher Gesundheit .,.. Werbevert5ote 
sind infolgedessen das untauglichste Mittel, gravierende Ge­
sundheitsprobleme der Gesellschaft zu lösen .... Im Mittel-

. punkt aller Gesundheitserziehung muss die Entwicklung des 
selbstverantwortlichen Umgangs mit Risikofaktoren stehel'I. 
Auch die politischen Rahmenbedingungen müssen Selbstver­
antwortlichkeit fördern und nicht durch Ueberreglementierung 
abbauen.» 
Schliesslich hat Professor Richard Kühn, Universität Bam, 
eine «Stellungnahme zur Problematik von Werbebeschrän­
kungen aus betriebswirtschaftlicher Sicht» abgegeben. Nach 
seiner Sicht der Dinge istfestzustellen, «dass durchaus erheb­
liche Zweifel bestehen, dass Werbeverbote oder Werbeein­
schränkungen für Tabakwaren und Alkoholika in der Schweiz 
die von den Gesundheitsbehörden gewünschte Wirkung zei­
gen». Professor Kühn argumentiert auch mit den aus einem 
Verbot resultierenden Wettbewerbsverzerrungen, die zugun­
sten der ausländischen Grassen wirken und zum Nachteil der 
inländischen Kleineren. 
Ich komme zur Beurteilung und zu den Entscheiden der Kom­
mission. 
Zu1:1rst zu den Initiativen: Die Kommission ist bei ihrer Beurtei­
lung. von vier unbestrittenen Feststellungen ausgegangen: 
1. Es ist unbestritten, dass übermässigerTabak- und Alkohol­
konsum individuell schädlich und sozial abträglich sind und 
zur negativen Kostenentwicklung im Gesundheitswesen bei­
tragen. 
2 Mit dem Bundesrat und den Initianten sind wir der Ueber­
zeugung, dass es sich um zwei grosse Suchtprobleme unse-
rer Gesellschaft handelt , 
3. Der präventive Einsatz auf diesem Gebiet ist. ungenügend 
und muss gefördert werden. 
4. Es ist sinnvoll, besonders junge Menschen vor dem Einstieg 
zu bewahren, um sie später nicht für einen Ausstieg motlvioren 
zu müssen. · 
Eine klare Mehrheit der Kommission lehnt die Initiativen ab. Es 
wurden folgende Argumente angesprochen: 

.. 
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1. Es liegt ein klares Diktum des Souveräns aus dein Jahre 
1979 vor, nämlich die Verwerfung der Guttempler-Initiative. Es 
ist jetzt nicht die Zeit, um gleiche Uebungen zu wiederholen. 
2 Die Initiativen sind rechtlich unnötig, weil die für die Zielerrei­
chung nötigen Verfassungsbestimmungen bereits bestehen. 
3. Wenn gehandelt werden sollte, sollte man das auf der 
Ebene der Gesetzgebung tun. · 
4. Es bestehen Zweifel am Zusammenhang zwischen dem 
Werbeverbot und der Konsumverminderung, der Suchtbe­
kämpfung. Gerade in Staatshandelsländern ohne Werbung ist 
der' Konsum sehr hoch, der Missbrauch offensichtlich. 
5. Werbeverbote widersprechen der Marktwirtschaft und der 
Deregulierungstendenz. Sie neigen zur Bevormundung des 
gerade in diesen Fragen eigenverantwortlichen Bürgers. 
6. Die übrigen Argumente des Bundesrates, der ebenfalls 
die Ablehnung der Initiativen in ihrer Absolutheit und Strin­
genz will, werden von der klaren Mehrheit der. Kommission 
geteilt 
Eine Minderheit würde der Initiative zustimmen. Sie bejaht den 
Handlungsbedarf jetzt Sie erkennt klar einen Zusammenhang 
zwischen Werbung und Missbrauch; das Werbeverbot für Ta­
öak und Alkohol liegt für sie in einem weltweiten Trend 
Das hat sich im Ergebnis der Abstimmung niedergeschlagen. 
Die Kommission lehnt die Initiativen mit 9 zu 1 Stimmen bei ei­
ner Enthaltung ab. 
Den Gegenvorschlag des Bundesrates beurteilt die Kommis­
sion folgendermassen: Bezüglich des bundesrätlichen Ge­
genvorschlages hat sich die Kommission in zwei gleich starke 
Lager gegliedert 
Das eine Lager hält es hier mit den Initianten: Der als Werbe­
verbot mit Ausnahmen ausgestaltete Gegenvorschlag auf der 
Ebene von Gesetzen ist löcherig, unpraktikabel, stellt die voll­
ziehenden Kantone vor erhebliche Probleme. Es wird darauf 
hingewiesen, dass die Guttempler-Initiative nicht mit einem 
Gegenvorschlag bekämpft wurde. Auch Gegner der Initiative 
lehnen den Gegenvorschlag ab: Was er an Verboten beinhal­
tet, könne den Minderkonsum nicht herbeiführen, die Zahl der 
Süchtigen nicht reduzieren. 
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Das andere, ebenso grosse Lager will einen Gegenvorschlag, 
um sicher zu sein, dass die Initiativen erfolgreich bekämpft 
werden können. Es übernimmt die Position des Bundesrates. 
Der Gegenvorschlag soll Werbeverbote und Prävention mit- ' 
einander kombinieren. 
Mit 7 zu 6 Stimmen ist die Kommission auf den Gegenvor­
schlag des Bundesrates nicht eingetreten. Wenn der Rat hier 
anders entscheidet, so erwartet die Kommission, dass das Ge­
schäft an die Kommission zurückgewiesen wird 
Wir haben Ihnen aber eine Kommissionsmotion unterbreitet, 
und ich erfahre heute, dass Herr Reymond lhneri den Vor­
schlag macht, die Motion in ein Postulat umzuwandeln. Ich 
bitte Sie jetzt schon, bei der Fassung der Motion zu bleiben. 
Diese Kommissionsmotion beruht auf der Erkenntnis, dass 
Werbeverbote nicht weit führen. Hingegen muss die alterna­
tive Position - für Gesundheit, für Mass, für Prävention - ge­
stärkt werden, muss mit der Gegenwerbung der Produkte­
und Lebensstilwerbung der Industrie entgegengetreten wer­
den. Die Mittel dazu sind über eine zusätzliche Besteuerung 
des Genussmittels Tabak einzubringen. Wir nehmen hier ei­
nen Gedanken der Zwillings-Initiativen auf, die 1 Prozent aus 
der Tabaksteuer für diesen Zweck erheben wollen. Unsere 
Vorstellungen gehen weiter: Wir denken an 5 bis 6 Prozent der 
Tabaksteuer, 50 Millionen Franken, ohne dass die Ausgaben 
und Abgaben für die AHV dadurch tangiert werden dürfen. Sie 
ersehen das aus dem Wortlaut derMotion. Die Analogie zum 
Alkoholzehntel liegt auf der Hand: Auch dieser Beitrag wird in 
den Kantonen für Prävention und Therapie verwendet Wir ha­
ben in der Kommission diesem neuen Versuch, die Verbots­
strategie durch eine Anreizstrategie zu ersetzen, mit 11 zu O 
Stimmen bei einer Enthaltung zugestimmt 
Ich fasse zusammen: 
1. Die Kommission will eine kohärente Gesundheitspolitik. Sie 
will nicht tagelang über die Revision der Krankenversicherung 
verhandeln und nachher einer aktiven Prävention aus dem 
Wege gehen. Sie will vielmehr, dass die Mittel, die dem Bund 
und den Kantonen zur Verfügung gestellt werden, nach dem 
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Verursacherprinzip effektive und notwendige Suchtprophy­
I~ zu betreiben helfen. 
2 Sie lehnt mit 9 zu 1 Stimmen bei einer Enthaltung mit dem 
Bundesrat die Initiativen ab. 
3. Die Mehrheit der Kommission lehnt den vom Bundesrat auf 
der Ebene des Gesetzes vorgelegten Gegenvorschlag, der 
auf dem System des Werbeverbotes mit Ausnahmen beruht, 
bei einem Stimmenverhältnis von 7 zu 6 ab. 
4. Sie ersucht den Rat. die Kommissionsmotion, die unserer 
gesundheitspolitischen und rechtspolitischen Ueberzeugung 
entspricht, mit 11 zu O Stimmen bei einer Enthaltung gutzu­
heissen. 

Frau Meier Josi, Sprecherin der Minderheit: Darüber, dass die 
Initiativen abzulehnen seien, war sich die Kommission weitge­
hend einig, weil sie erstens in ihrer Absolutheit über das Ziel 
hinausschiessen und weil zweitens, abgesehen vom finanziel­
len Teil, die nötigen Verfassungsgrundlagen für Gesundheits­
massnahmen ohnehin gegeben sind Die Kommission ist sich 
auch darüber einig, dass der Missbrauch der Drogen Alkohol 
und Tabak schwerwiegende Schäden bewirkt; sie ist sich so­
gar darin einig, dass die Zielsetzung der Initiativen, nämlich 
Gesundheitsschäden zu bekämpfen und Prävention fördern 
zu wollen, eine gute Zielsetzung seL 
Die Kommission zerfiel aber in zwei gleich grosse Teile, als es 
darum ging, entsprechend dieser Erkenntnis wirksam zu han­
deln. Der einen tfälfte genügt die Motion, die, auch wenn sie 
einstimmig überwiesen werden sollte, noch einen langen und 
ungewissen Weg über Verfassungsrevisionen vor sich hat Sie 
sehen das übrigens schon aus dem Antrag von Kollege Rey­
mond, der sie heute schon in ein Postulat umwandeln will und 
damit dem «Mumientod» in den Schubladen der Departe­
mente weiht 
Die andere Hälfte, die nur durch den Stichentscheid des Präsi­
denten unterlag, hält sich an den Spruch: «Leute reden, Hüh­
ner legen Eier.,, Es sollte sofort gehandelt und nicht länger nur 
gesprochen werden. Nach Auffassung der Minderheit genügt 
es nicht, dem Unheil, das durch bestimmte Werbeformen ins­
besondere bei Jugendlichen angerichtet wird, erst hintennach 
mit Gegenwerbung entgegenzutreten. Sie will durch gewisse 
Schranken in der Werbeordnung mehr Schonraum und mehr 
Schon~lt gegen die Verführung der Werbung zu Suchtmitteln 
erreichen; sie will damit die Präventionspolitik glaubwürdig 
gestalten, und sie will letztlich damit die Chancen der Initiati­
ven, die besonders im Bereiche Tabak nicht zu verkennen 
sind, vermindern. 
Sagen Sie nicht, wir hätten die Guttempler-Initiative verworfen, 
ohne an einen Gegenvorschlag zu denken. Wir von der Min­
derheit hatten auf ihn ohne weiteres verzichten können, weil 
damals eine Lösung auf Gesetzesebene versprochen worden 
war und weil das Wort des Bundesrates immer ndch etwas gilt 
Bei der Lebensmittelgesetzgebung haben wir wieder etwas 
versprochen. Damals wurde vorläufig dem Bundesrat die 
Möglichkeit eingeräumt, zum Schutze der Jugend Bestim­
mungen zu erlassen. Man verwies aber im übrigen auf die heu­
tige Diskussion im Zusammenhang mit diesen Zwillings-lnitia­
, tlven. Jetzt haben wir diesen Zeitpunkt erreicht und sollten uns 
nicht wieder damit begnügen, konkrete Entscheide auf den 
Sankt-Nimmerleins-Tag zu verschieben, sondern unsere Auf­
gabe als Gesetzgeber lösen und die Grenzen dieser Werbung 
oder der Einschränkung der Werbung selbst festlegen. 
Wir haben die genannten Grenzen in der Kommission noch 
nicht gezogen; wir konnten dies angesichts der extrem knap­
pen Verwerfung des Eintretens nicht tun, obwohl viele ver­
schiedene Abänderungsvorschläge vorlagen. Damit wir es tun 
und zwischen diesen verschiedenen Vorschlägen entschei­
den können, müssen Sie vorerst auf den Gegenvorschlag ein­
treten, worum wir Sie bitten. 
Worum geht es uns konkret? Die Jugendlichen sind heute ne­
ben den Frauen die bevorzugten Werbeziele der Genussmit­
telreklame. Der Trend zum Ausstieg, bei Tabak vor allem, führt 
natürlich dazu, dass noch stärker als bisher von der blossen 
Sachinformation und , Erinnerungswerbung, welche nur auf 
die• Erhöhung des eigenen Marktanteils innerhalb des ganzen 
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Verkaufskuchens abzielt, auf die verführerische Lebensstil­
werbung umgestellt wird: Es werden pro Jahr 50 000 Neu.~in­
steiger gesucht, um die Aussteiger infolge Tod und Selbstent­
schluss zu ersetzen. Die betreffenden Genussmittel werden in 
der Werbung mit Begriffen wie Erfolg, Abenteuer, Werbewir­
kung beim anderen Geschlecht usw. in Verbindung gebracht 
Heute spricht man damit leider immer jüngere Menschen an, 
die bisher noch nicht konsumierten und die deshalb als Neu­
kunden in Frage kommen. Das Einstiegsalter liegt heute bei 
rund 12Jahren, oder es beginnt da und hat zum Teil noch die 
Tendenz, zu sinken; es fällt also in die Pubertät Es trifft auf un­
gefestigte Persönlichkeiten! 
Die Minderheit möchte mit gewissen Einschränkungen die so­
ziale Akzeptanz der Drogen, indirekt letztlich auch der illega­
len Drogen, bei den Jungen verzögern. Nichts weniger wollen 
wir und nichts mehr. Wir wollen die jungen Menschen also vor 
Lockvögeln, etwa vor Gratlsabgaben und ähnlichem, bewah­
ren. Dazu braucht es den Gegenvorschlag. 
Dort, wo im Bereiche der gebrannten Wasser heute schon Be­
schränkungen für die Werbung bestehen, haben uns die 
Fachleute des Gesundheitswesens in der Kommission be­
zeugt, dass keine übermässigen Vollzugsprobleme aufgetre­
ten sind. Der Vollzug habe sich eingespielt, sagten sie. Ent­
sprechende Aengste sind also -von der Minderheit aus gese­
hen -verfehlt 
Sie fürchten für die Freiheit der Werbewirtschaft? Dass Ein­
schränkungen im höheren Interesse - und ein solches stellt, 
weiss Gott, die Gesundheit der Jugend dar-grundsätzlich zu­
lässig sind, ist wohl unbestritten. 
In Tat und Wahrheit hat sich die Werbewirtschaft dort sehr flexi­
bel gezeigt, wo sie Einschränkungen unterstellt worden ist Sie 
ist ohne weiteres von der verpönten verführerischen Werbung 
zur erlaubten, beschreibenden Werbung - zum Beispiel ohne 
Personendarstellungen - übergegangen. Die Werbeaufkom­
men wurden dadurch nicht verkleinert, sondern auf die erlaub­
ten Sektoren verschoben. 
Ich zitiere aus den Kommissionsberatungen den Direktor der 
EAV: «Es besteht eine enge Zusammenarbeit zwischen uns 
und den Werbenden, die ihre Kampagnen mit uns abspre­
chen, denn die wollen ja nicht, dass eine Kampagne abgestellt 
wird.» 
Von grundsätzlicher Werbefeindschaft also keine Spur, son­
dern immer nur das beschränkte Ziel der Einschränkung im 
Sinne des Jugendschutzes. 
Sie fragen nach der konkreten Wirksamkeit der Werbebe­
schränkung auf die Jugend? In der Botschaft und auch in der 
Kommission wurden uns entsprechende konkrete Beispiele 
vorgelegt Ich nehme das von Norwegen heraus, wo-gestützt 
auf ein Werbeverbot - der Konsum bei den 16- bis 24jährigen 
von über 40 auf unter 30 Prozent der täglich Rauchenden zu­
rückging. Vergessen Sie nicht: Wir haben es hier mit einem 
Schichtproblem zu tun, das vielleicht Ihre Kinder angesichts 
Ihres sehr guten Beispieles weniger trifft 
Sie sagten, in Staatshandelsländern hätte man besonders 
starken Missbrauch festgestellt, obwohl es dort keine Werbe­
freiheit gebe? Also, ich weiss nicht, ob diese Länder gerade 
unsere Beispiele sein sollen, aber ich glaube, es liegt ohnehin 
ein Fehlschluss vor, denn in einigen dieser Länder gab es 
eben herkömmliche Lebensgewohnheiten, die den Miss­
brauch von sich aus schon förderten (und dem wurde vom 
staatlichen Gesundheitswesen aus gar nichts Taugliches ent­
gegengestellt); in anderen wiederum - ich erinnere Sie an die 
islamischen Länder - gibt es totale Verbote, u_nd dort gibt es 
auch die Missbrauchsprobleme nicht, die Wir haben. Wenn Sie 
das noch nie erfahren haben, sollten Sie einmal in ein solches 
Land reisen. 
Ich bin ohne weiteres mit Ihnen einverstanden: Werbebe­
schränkungen reichen selbstverständlich nicht aus, aber sie 
unterstützen das, was die Minderheit möchte, sie unterstützen 
nämlich den erzieherischen Einfluss, sie machen ihn minde­
stens nicht dauernd von vornherein zunichte. 
Die Minderheit bittet Sie also, die Jugendgesundheit stärker 
zu werten als die schrankenlose Freiheit der Werbewirtschaft, 
und möchte daher, dass Sie im Interesse einer glaubwürdigen 
Prävention auf den Gegenvorschlag eintreten. 
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Frau Weber Monika: Erlauben Sie mir zuerst eine Art «Selbst­
deklaration». Ich gehöre zwar nicht zu den ursprünglichen In­
itianten, ich möchte mich also nicht mit fremden Federn 
schmücken, aber ich präsidiere das Patronatskomitee der 
Zwillings-Initiativen und beantrage Ihnen deshalb - weil ich 
von der Sache überzeugt bin-, die Zwillings-Initiativen zu un­
terstützen, das heisst, die Initiativen Volk und Ständen zur An­
nahme zu empfehlen. 
Es ist eine bekannte und eine akzeptierte Tatsache, dass so­
wohl Rauchen und übermässiger Alkoholkonsum der Ge­
sundheit schaden. Es ist nun aber nicht so, dass Rauchen und 
übermässiger Alkoholkonsum nur direkt demjenigen scha­
den, der konsumiert, sondern wir wissen, dass Rauchen und 
übermässiger Alkoholkonsum auch in erheblichem Masse der 
U~gebung der Rauchenden und übermässig Trinkenden 
schaden. 
Ein Wort zum übermässigen Alkoholkonsum: In der Schweiz 
werden jährlich durch die gesamte Bevölkerung - also inklu­
sive Säuglinge- pro Kopf 10, 7 Liter reiner Alkohol konsumiert 
Vielleicht denken Sie, 10,7 Liter reiner Alkohol, das gehe ja 
noch. Ich möchte Ihnen aber sagen, was 10,7 Liter reiner Alko­
hol bedeuten. Das bedeutet einen Pro-Kopf-Konsum von 49 
Litern Wein, von 70 Litern Bier, von 4 Litern Obstwein und von 
4,5 Litern Schnaps pro Jahr - das sind Zahlen aus dem Jahr 
1991. 
Wenn wir den Pro-Kopf-Verbrauch für die Bevölkerungs­
gruppe ab 15 Jahren berechnen, kommen wir auf einen Kon­
sum von 13 Liter reinen Alkohols pro Person und pro Jahr. Die 
Schweiz hält damit auf der internationalen ·Alkoholkonsum­
rangfiste - wenn Sie so wollen - den dritten Platz. Es ist also 
nicht ganz unbedeutend, dass wir hier einmal über dieses Pro­
blem offen reden Dass der übermässige Alkoholkonsum 
nicht nur jedes Jahr zu X-Tausenden von Opfern an Leberzir­
rhose und anderen Krankheiten.führt, sondern ganze Familien 
verelenden lässt, dürfte bekannt sein. Ich glaube, dieses Um­
feld müssen wir auch anschauen. Wir haben es in der Schweiz 
mit zirka 600 000 bis 700 000 Menschen zu tun, die unter dem 
Alkoholproblem leiden oder wegen Alkoholkonsums verelen­
den. Die volkswirtschaftHchen und volksgesundlieltlichen Ko­
sten belaufen sich auf schätzungsweise 1 Milliarde Franken. 
Zum Tabak ist zu sagen: Auch das Rauchen ist ein Uebel, das 
nicht nur diejenigen trifft, -die es selber tun So hat eine Studie 
des Deutschen Krebsforschungszentrums, das vor vier Mona­
ten ihre Ergebnisse präsentiert hat, darauf hingewiesen, dass 
jedes Jahr X-Tausende von Passivrauchem in den europäi­
schen Ländern, im amerikanischen Raum und auch in ande­
ren Ländern sterben. Rauchen bewirkt vorzeitigen Tod. Das ist 
erwiesen, eine wissenschaftliche Tatsache. Jedes Jahr ster­
ben in der Schweiz mindestens 1 O 000 Menschen vorzeitig, 
weil sie jahrelang geraucht haben. Wenn man die Raucher, die 
noch nicht 65 Jahre alt sind, anschaut, dann sind es pro Jahr 
2563. Davon sind 2086 Männer und 477 Frauen 
Wiederum muss man die volksgesundheltlichen Kosten an­
· schauen Auch sie belaufen sich auf2 bis3 Milliarden Franken 
Ich fasse zusammen: Rauchen und übermässiger Alkohol­
konsum schaden der Gesundheit Es gibt Hunderttausende 
von Menschen in der Schweiz, die darunter leiden; und die 
volksgesundheitlichen Schäden verursachen in der Schweiz 
Kosten in der Höhe vorr etwa 3 bis 4 Milliarden Franken. 
Nun verbieten die beiden Initiativen weder das Rauchen noch 
das Trinken, auch den übermässigen Alkoholkonsum nicht, 
sondern schlicht die Werbung für das Rauchen.und den Alko­
holkonsum. 
In der Schweiz gibt es etwa 1,7 Millionen Raucherinnen und 
Raucher, und rund die Hälfte möchte damit aufhören. Es ver­
steht sich von selbst, dass insbesondere diese Gruppe, also 
jene, die mit dem Rauchen aufhören möchten, aber auch eine 
andere Gruppe - Frau Meier Josi hat darauf hingewiesen -, 
nämlich die jungen Menschen, durch die Werbung angespro­
chen werden. 
Man sage mir nicht, dass die 100 Millionen Franken, die jähr­
lich für die Tabakwerbung eingesetzt werden,· nichts bewirk­
ten. Es ist meines Erachtens absurd, so etwas zu sagen. Be­
zahlte oder gesponserte Werbung wird eingesetzt, um etwas 
zu bewirken; das ist ganz normal. Und dass die Schwächeren, 
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das heisst diejenigen, die mit dem Rauchen aufhören möch­
ten, und jene, die gerne so frei und unabhängig werden möch­
ten, wie die Werbung es verspricht, nämlich die Jungen, am 
meisten angesprochen werden, scheint mir selbstverständlich 
zu sein. 
Die Frage stellt sich nun, ob umgekehrt ein Suchtmittelverbot 
etwas bewirken kann Gemessen an der nervösen Reaktion 
der Tabakwirtschaft zum Beispiel bewirkt das Verbot ganz si­
cher etwas. Und wenn ich heute in einer Tageszeitung die be­
schwörenden Worte zugunsten der Werbung lese. sehe ich 
ebenfalls, dass etwas auf dem Spiel steht 
Auch die Erfahrungszahlen des Auslandes sprechen für sich. 
Die Idee der Zwillings-Initiativen ist nämlich nicht neu. Es gibt 
eine ganze Reihe von Ländern, die ein Suchtmittelwerbever­
bot praktizieren, zum Beispiel Norwegen. In Norwegen haben 
sich das Werbeverbot und die weiteren Massnahmen des Ta­
bakgesetzes positiv auf das Suchtverhalten der Altersklassen 
der Sechzehn- bis Vierundzwanzigjährigen ausgewirkt Der 
Anteil der täglich rauchenden Pen:ionen ist seit 1975 von über 
40 Prozent auf unter 30 Prozent gesunken 
Wenn wir andere Länder _nehmen, von denen Statistiken exi­
stieren - wie zum Beispiel Finnland, Kanada uhd Netisee-_ 
land-, so haben wirfolgende Ergebnisse zu verzeichnen: Finn­
land hat seit 1977 ein Verbot, und der Rückgang des Tabakkon­
sums beläuft sich auf 6, 7 Prozent Kanada hat seit 1989 ein Ver­
bot, und der Rückgang beträgt4 Prozent Neuseeland hat seit 
1990 ein Verbot, und der Rückgang beträgt 5,5 Prozent 
Wenn man in der Schweiz von den gleichen Durchschnittszah­
len ausgent, könnte man eventuell mit 6 Prozent rechnen. So 
besagt eine Berechnung der WHO, dass 500 bis 700 Nikotin­
Todesopfer weniger zu verzeichnen wären. Ich betrachte das 
als eine gewaltige Wirkung. 
In unserem Nachbarland Frankreich werden ab 1993, also ab 
diesem Jahr, die· bereits heute stark eingeschränkte Tabak­
werbung und neu auch das Sponsoring verboten Es existie­
ren noch keine Zahlen, wie sich das Ganze auswirkt Solche 
Massnahmen machen Langzeituntersuchungen nötig. Man 
kann also nicht nach kurzer Zeit sagen, was passiert Aber 
dass rings um uns herum, im europäischen Raum, weitere 
Massnahmen getroffen worden sind und getroffen werden, ist 
klar. Frankreich folgt dem Trend, den Tabakkonsum auf ge­
setzgeberischem Weg einzuschränken, einem Weg, den Ita­
lien, Island, Norwegen, Finnland und Portugal bereits einge­
schlagen haben, und die EG sowie Schweden haben entspre­
chende Gesetzentwürfe in Vorbereitung. In keinem Land wird 
eine Lockerung von Werbeeinschränkungen diskutiert 
Beide Initiativen sind konsequent Für mich steht im Vorder­
grund, dass wir in unserem Land etwas im Bereich äer Ge­
sundheitsprävention tun sollten. Wir fördern den Tabakanbau 

! und den Rebbau, und wir haben bei der Eurolex-Debatte um 
unsere Spirituosen- und Schnapsherste!ler gezittert. Sie erin­
nern sich daran! Wir beklagen aber gleichzeitig 4 Milliarden 
volkswirtschaftliche- oder volksgesundheitliche- Kosten und 
wissen, dass viele Familien und auch viele Einzelpersonen we­
gen Suchtproblemen im Elend stecken. 
Tun wir also etwas für die Suchtmittelprävention I Verbieten wir 
die Suchtmittelwerbung, und tun wir das vor allem im Gedan­
ken an die junge Generation und für all jene, die Mühe haben, 
all den Träumen und Illusionen, die uns die Werbung ver­
spricht, zu widerstehen. 
Die Werbung wird mit Freiheit gleichgesetzt Erlauben Sie mir 
dazu no9h ein Wort: Rundum beklagen verschiedene am Ab­
satz interessierte Kreise, mit einem Suchtmlttelwerbeverbot 
werde unsere Freiheit eingeschränkt Dazu sind zwei Dinge zu 
sagen: 
1. Wir haben nirgends in unserem Land eine schrankenlose 
Freiheit Ueberall, wo Menschen gefährdet sind und wo sozi­
ale Schäden festgestellt werden - mit 4 Milliarden Franken 
sind die volksgesundheitlichen Kosten und Schäden wohl 
deutlich nachgewiesen -, wird mittels Einschränkung der ab­
soluten Freiheit versucht, Besseres zu leisten Die Einschrän­
kund ist ciso durch ein höheres Interesse legitimiert Frau 
Meier Josi hat darauf hingewiesen. 
2. Ich bin grundsätzlich nicht gegen die Werbung. Ich bin eine 
vehemente Verfechteril"l freiheitlicher Formen. Aber Sie hören 
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den Betiriff «Formen», und das bedeutet eben einen Wider­
spruch. Keine Freiheit ist in der menschlichen Gemeinschaft 
absolut 
Ich finde es- und sage es sehr deutlich - nicht zulässig, dass 
eine Sucht gefördert wird, und die für den Tabak- und den Al­
koholkonsum eingesetzte Werbung ist zur Förderung dieses 
Konsun;is da und für nichts anderes. Das schleckt keine Geiss 
wegl 
Ich empfehle Ihnen deshalb, die Zwillings-Initiativen zur An­
nahme vorzuschlagen. 

Seiler Bernhard: Mit dem, was vorhin Kollegin Weber Monika 
bezüglich der Schäden gesagt hat, die Tabak und Alkohol in 
der Schweiz oder anderswo angerichtet haben, gehe ich 
grundsätzlich einig. Aber Ich gehe nicht so weit, dass ich der 
Mei~ung bin, dass die Werbung dazu -beiträgt Ich bin über­
zeugt, dass Werbebeschränkungen und sogar Werbeverbote 
die Probleme mit Alkohol und Tabak nicht lösen Deshalb 
lehne ich die Initiativen, aber auch den indirekten Gegenvor­
schlag des Bundesrates ab. 
Werbeverbote bewirken nämlich keine Reduktion des Kon­
sums. Es hat sich noch und noch gezeigt, dass Werbebe­
schränkungen - ja. selbst Werbeverbote - völlig untaugliche 
Mittel zur Verringerung der Tabak- und Alkoholprobleme sind 
So paradox es klingt: Die Absenz von Werbung beeinflusst 
den Gesamtkonsum von alkoholischen Getränken und Tabak­
produkten in keiner Welse. Warum? Viele Märkte, z. B. der Zi~ 
garettenmarkt, der Wein-, der Bier-, der Spirituosen-, aber 
auch der Milch- und Brotmarkt, sind, wie die Fachleute sagen, 
gesättigt In solchen Märkten ist die Werbung ausschliesslich 
ein Instrument des Wettbewerbs, d h., die einzelnen Anbieter 
versuchen mittels Werbung, ihren Marktanteil zu Lasten des 
Mitbewerbers zu erhöhen. 
Es erstaunt deshalb nicht, dass der Verbrauch damit noch in 
keinem Land, in dem partielle oder umfassende Werbeverbote 
eingeführt worden sind, beeinflusstwerden konnte. Werbever­
bote als gesundheitspolitische Massnahmen zur Konsumre-

-duktion basieren also auf einem Irrtum. Sie werden wider bes-
-seres Wissen erlassen. 
Ich bin überzeugt, dass die Werbung für Tabak- und Alkohol­
produkte keinen Einfluss auf das Konsumverhalten der Ju­
gendlichen hat Wenn der Tabak- und der Alkoholkonsum in 
zahlreichen sogenannt hochzivilisierten Ländern seit ein paar 
Jahren zurückgehen - und das ist eine Feststellung -, so hat 
dies ausschliesslich mit Veränderungen des Bewusstseins 
und des Lebensstils zu tun und nichts mit Werbung oder Ver­
bot von Werbung. Einzig der Wertewandel zeitigt eine nach• 
haltlge Umgestaltung des Verhaltens. 
Die wlr.tschaftlichen Schäden andererseits wären bei An­
nahme der Initiativen - auch bei der Annahme des indirekten 
Gegenvorschlages - für. das schweizerische Mediensystem 
enorm. So haben Fachleute ausgerechnet, dass im Zeitpunkt 
des lnkrafttretens des Gegenvorschlages rund 100 Millionen 
Franken Werbeaufträge wegfallen würden, bei einer Gutheis­
sung der Zwillings~lnitiativen weit über 150 Millionen Franken. 
Viele Zeitungen - grössere und kleinere-, Zeitschriften, aber 
auch Kinos könnten damit und dazu in einer Zeit, wo das Wer­
bevolumen infolge des starken Konjunkturrückganges so­
wieso rückläufig ist, in grosse Schwierigkeiten geraten. 
Das heute übliche Sponsoring, z. B. von Organisationen, 
von kulturellen und sportlichen Veranstaltungen, würde bei 
Annahme der Initiativen praktisch verschwinden Wenn Fir-. 
men. für Sponsoring Geld investieren, dann erhoffen sie sich 
daraus einen klaren Nutzen. Allein für das Sponsoring im 
Bereich Sport wenden die Firmen der Tabak- und Alkohol­
branche jährlich etwa 25 Millionen Franken auf, und für kultu­
relle Organisationen sind es nicht viel weniger. Viele hundert 
kleinere und grössere Veranstaltungen sind auf diese Unter­
stützung angewiesen, und Ersatzsponsoren sind keine zu 
finden. 
Die in den Initiativen, aber auch im Gegenvorschlag veranker­
ten Werbebeschränkungen benachteiligen die schweizeri­
schen Hersteller auf extreme Weise, weil die Schweiz keine 
Medieninsel ist· Insbesondere würden wir vom nördlichen 
Nachbarn Deutschland werbemässig überschwemmt 
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Heute schon stellen wir fest, 'dass die Bierimporteure fleissig 
über die ausländischen Sender in schweizerische Haushalte 
hinein Werbung betreiben, dem Schweizer Bierbrauer aber 
sind die Hände gebunden. 
Es hat sich auch gezeigt, dass in jenen Märkten, in denen die 
Tabakwerbung beschränkt worden oder verboten ist, in denen 
der Wettbewerb zwischen den staatlichen Monopolprodukten 
und den internationalen Marken behindert wird, die Produkt­
innovationen ausbleiben. Ergo hinkt die Einführung neuer, 
leichterer Produkte mit weniger Schadstoffen weit zurück 
Auch Selbstregulierung~n werden durch Werbebeschränkun­
gen torpediert Werbeverbote fördern auch den Glauben, der 
Bürger sei inkompetent, sich in der heutigen Gesellschaft zu­
rechtzufinden und persönliche Entscheide selber treffen zu 
können. Wie lässt sich ein solches Menschenbild mit unserem 
heutigen Staatssystem vereinbaren, in dem derselbe Bürger 
oft über höchst komplexe Sachverhalte an der Urne urteilen 
muss? Für mich gibt es keine guten Gründe, die für rigorose 
Werbebeschränkungen sprechen. 
Ich lehne deshalb die initiativen und den indirekten Gegenvor­
schlag dazu ab und bitte Sie, das ebenfalls zu tun. 

Schüle: Unser Staat tut sich schwer mit seinem Rollenver­
ständnis gegenüber den Suchtmitteln. Zum einen fördert er 
sie. Der Tabakanbau hat in unserem Land eine lange Tradi­
tion. Der Rebbau ist ein wichtiger volkswirtschaftlicher Zweig. 
Bei den Spielbanken sind wir drauf und dran, über unseren ei­
genen Schatten zu springen. Zum anderen schränkt der Staat 
diese Suchtmittel ein, erklärt sie zum Teil für illegal, und doch 

· bringt uns dieser Weg - nehmen Sie das Problem der Dro­
gen - keiner Lösung näher. 
Aber auch bei der Werbung kennen wir Einschränkungen. So 
ist die Tabak- und Alkoholwerbung weder bei den gebrannten 
Wassern noch in den elektronischen Medien frei. Hier kann 
der Staat als Konzessionsgeber Einfluss nehmen. Wir haben 
es also nicht mit einer ungezügelten Werbung für Tabak und 

·· Alkohol zu tun, nicht mit einer schrankenlosen Freiheit für die 
Werbung, wie das Frau Josi Meier und Frau Monika Weber ge­
sagt haben, sondern wir haben schon heute Restriktionen. Sie 
sind nicht ohne Problematik, aber sie haben sich immerhin ei-
nigermassen eingespielt . 
Nun kommen diese Zwillings-Initiativen, die klar und konse­
quentsind- Frau Weber hat das gesagt Imrflerhin wagen sich 
auch die Initianten nicht an das Grundproblem heran; sie 
schränken nicht den Konsum ein oder verbieten ihn, sondern 
setzen bei der Werbung an. Aber die Initiativen - das ist zuzu­
geben - sind für den Bürger verständlich und nachvollziehbar. 
Und doch gehen sie fast allen zu weit, in der Kommission je­
denfalls und wahrscheinlich auch hier im Rate. Die Initiativen 
sind unverhältnismässig, auch etwas fundamentalistisch. Sie 
gehen von einer Rolle des Staates aus, der verbietet, der den 
Bürger bevormundet 
Darum lehne ich diese Initiativen aus Ueberzeugung ab. Ich 
bin gegen derartige staatliche Zwangsmassnahmen. 
Hier und heute stellt sich für uns, nachdem die Initiativen keine 
Chancen haben, vor allem die eine politische Frage: Sollen wir 
gemäss dem Antrag des Bundesrates einen indirekten Ge­
genvorschlag beschliessen, ja oder nein? 
Es ist darum vor allem der Gegenvorschlag kritisch zu beurtei­
len, wie er vom Bundesrat vorgeschlagen wurde, der aber in 
der Kommission nicht ausdiskutiert worden ist Wenn wir die 
Initianten und die Gegner nehmen, ist der Fall klar. Beide Sei• 
ten, Initianten und Gegner, haben in der Kommission klipp 
und klar gesagt, der Gegenvorschlag bringe nichts. Das soll­
ten wir zur Kenntnis nehmen. 
Mit dieser Rückendeckung habe Ich in der Kommission den 
Antrag gestellt, auf diesen Gegenvorschlag zu verzicht~n. ich 
bin froh, dass mir die Kommission mit knapper Mehrheit- mit 
der knappsten aller möglichen Mehrheiten - gefolgt ist Denn 
die Wirksamkeit de~ Gegenvorschlages ist völlig offen, bei der 
Initiative wäre sie allenfalls noch nachvollziehbar. Anderseits 
steht fest, d"lSS cier Gegenvorschlag negative Nebenwirkun­
gen haben wird, die klar absehbar sind: volkswirtschaftliche 
Negativwirkungen, Negativwirkungen im Bereiche der Wett­
bewerbspolitik 
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Nun stellt sich die Grundsatzfrage: Welches ist denn der Stel­
lenwert der Werbung? Führt sie tatsächlich-wie das hier auch 
wieder behauptet word.en ist - zu diesem Einstieg gerade der 
Jugendlichen? Ist diese Lebensstilwerbung in der Tat so pro­
blematisch? Persönlich bin ich nach den Diskussionen in der 
Kommission überzeugt, dass die Behauptung, der Einstieg 
werde durch die Werbung gefördert, zumindest fraglich ist Ich 
kann mich dabei auf Experten abstützen. 
Ich war eigentlich erstaunt, als ich in der Kommission Profes­
sor Bergler hörte, den Direktor des Psychologischen Instituts 
der Universität Bonn. Aufgrund seiner Funktion habe ich ge­
glaubt, er sei natürlich ein erklärter Befürworter der Initiativen. 
Aber das Gegenteil war der Fall..Professor Bergler hat in sei­
nem Gesamturteil ausdrücklich festgehalten: «Es ist extrem 
unwahrscheinlich, dass der Jugendliche die Werbebotschaf­
ten an sich zum Anlass nimmt, mit dem Ra1,1chen zu begin­
nen.» Er hat dann dargelegt, dass es eben um diese Frage des 
Lebensstils gehe, dass Zigarettenrauchen kein isolierbares 
Element männlichen Verhaltens, sondern Bestandteil eines 
ganzheitlichen Lebensstils sei. Er hat darauf hingewiesen, 
dass die jugendlichen Raucher stärker als die Nichtraucher 
das Bedürfnis hätten, in ihren subjektiven Freiräumen nicht 
eingeschränkt zu werden. Er hat auf ·der anderen Seite darge­
legt, dass eben der Lebensstil nichtrauchender Jugendlicher 
spezifisch bestimmt werde: von Lektüre, von Lernen, von ge­
staiterisc.hen und sportlichen Aktivitäten. Hier bieten sich man­
cherlei Ansätze für unser politisches Handeln an. Hier soll der 
Staat tatsächlich aktiv werden. Die Kommission schlägt das 
über die Motion ja auch vor. 
Warum dann also diese Werbung? Frau Weber Monika hat von 
100 Millionen Franken gesprochen. Insgesamt sind es für die 
Tabak- und Alkoholwerbung, glaube ich, 140 Milllonen Fran­
ken. Bei diesem Werbeeinsatz geht es primär um Marktanteile, 
um ein Instrument des Wettbewerbes, um die Verteilung eines 
gegebenen Kuchens. Herr Seiler hat darauf hingewiesen, 
dass diese Märkte weitgehend gesättigt seien. 
Was machen wir also mit diesem Gegenvorschlag? Für mich 
ist die Widersprüchlichkeit einfach zu gross: eine Wider­
sprüchlichkeit zur bisherigen Politik - ich habe es bereits ge­
sagt: Subventionen für den Tabakanbau, wir fördern den Reb­
bau usw. -. aber auch eine Widersprüchlichkeit in den konkre­
ten Auswirkungen dieser partiellen Verbote, die einfach nicht 
praktikabel sind Das wird sich in der Detailberatung noch er­
härten, falls wir diese tatsächlich durchführen müssen. 
Der Gegenvorschlag ist ineffizient und bürokratisch. Wir ha­
ben in der I(ommission verschiedene Szenarien andiskutiert, 
beispielsweise das Sponsoring: Hier haben wir gesagt, es 
wäre bei Annahme des Gegenvorschlages weiterhin möglich, 
aber natürlich nicht in der Form der Leibchenwerbung. Im 
Sponsoring würden wieder problematische Grenzen gezo­
gen: Die Firmen dürften r.var mit ihrem Namen werben, aber 
nicht mit ihrem Logo. Dabei gehen immer mehr Firmen dazu 
über, ihren Firmennamen eben derri Logo gleichzusetzen. Sie 
definieren ihr Logo heute in einer Normschrift 
Ich nenne einen unverdächtigen Zeugen, die Swissair. Sie ist 
von ihrem ursprünglichen und beliebten Logo abgerückt und 
hat heute eine Normschrift, die sie in der ganzen Welt bekannt­
macht 
Weiter wollen wir die Werbung auf den Plakaten verbieten, im 
Kino soll sie auch nicht erlaubt sein, dafür aber an den Ver­
kaufsstellen. Auch in den Zeitungen, sofem sich die Zeitung 
wiederum nicht vorwiegend an Jugendliche richtet, wo dann 
die Werbung wieder verboten wäre. Wir wollen dazu die 
Preisangaben in den Zeitungen verbieten, was dem Grund­
satz einer offenen Konsumenteninformation tatsächlich wider-
spricht · · 
Schliesslich der internationale Aspekt: Der Werbemarkt ist 
längst kein nationaler Markt mehr. In der gedruckten Presse, in 
den elektronischen Medien bestehen längst grenzüberschrei­
tende Verhältnisse. Diese Medienerzeugnisse werden grenz­
überschreitend angeboten und konsumiert Wollen wir aus-
ländische Anbieter also bevorzugen? · 
Nun wird gesagt, im Ausland kenne man dieses Verbot auch, 
insbesondere in der Tabakwerbung. Dazu muss ich Ihnen sa­
gen: Viele Länder schützen natürlich ihr staatliches Tabakmo-
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nopol mit diesen Verboten und machen viel weniger, als wir 
denken, in Gesundheitspolitik! 
Wir befinden uns dazu in der Zeit der Deregulierung, und doch 
beschliessen wir im Konkreten wieder das Gegenteil: Wir regu­
lieren, verbieten, obwohl wir über die konkreten Wirkungen 
unserer Massnahmen höchst verunsichert sind. Wir greifen 
will_kürlich in den Werbemarkt und in die Medienlandschaft 
ein, bevorzugen heute und jetzt die gedruckte Presse, ohne 
die Jugendzeitschriften, benachteiligen Kinos und Plakatwer­
bung. 
Alle Argumente, die Sie gehört haben und die Sie jetzt noch 
hören werden, sprechen im Grunde genommen, wenn schon, 
für die Initiativen, nicht für den Gegenvorschlag. Ich möchte 
Sie bitten, doch nicht aus rein taktischen Gründen hier einen 
Gegenvorschlag zu basteln, der uns wirklich in Teufels Küche 
führt Der Staat kann nun einmal nicht alles und jedes im Detail 
regeln, gerade dann nicht, wenn er nicht einmal weiss, welche 
konkreten Wirkungen damit verbunden sind 
Wie unsicher wir im Umgang mit den Suchtmitteln sind, zeigt 
doch die Drogenfrage, wo wir die klarste Situation haben: Die 
Werbung ist verboten, der Handel ist verboten, der Konsum ist· 
verboten, und wir überlegen uns jetzt in diesem Bereich, ob wir 
nicht den umgekehrten Weg einschlagen müssten: Wir über­
legen, die kontrc;>llierte Abgabe harter Drogen zu legalisieren, 
und hoffen, damit das Problem zu entschärfen 
Zurück zu unseren Initiativen. Sagen wir ja oder nein zu diesen 
beiden Initiativen - ich sage nein -, und lassen wir das Volk 
entscheiden; tun wir nicht so, als ob...,. das hat auch mit politi­
scher Redlichkeit zu tun. 
Ein letztes Wort noch.zur Kommi~ionsmotion Sie enthält mei­
nes Erachtens den richtigen Ansatz für eine wirksame Ge­
sundheitspolitik, hinter der ich voll und ganz stehe. Sie geht 
von Anreizen aus statt von einer Verbotsstrategie, und sie geht 
vom Bild des mündigen Bürgers aus. 
Was die Jugend anbetrifft: Ihren Einstieg in den Alkohol und in 
den Tabak müssen wir vordringlich mit Prävention vermeiden. 
Im Grunde genommen waren wir uns in der Kommission einig: 
Die Jugend braucht ve>r allem Vorbilder und nicht Verbote. Ich 
möchte mit einem Zitat aus de~ heutigen «NZZ» schliessen: 
«Auch auf dem Gebiet der Werbung stirbt die Freiheit zentime­
terweise. » 

M Roth: Le principe d'un freln a l'incitation a consommer de 
l'alcool et du tabac falt partie d'une politique moderne de pre­
vention. Pour ma part, je soutiens une teile polltfque·, d'autant 
plus que ces incitations visentfrequemment un publlc jeune et 
partlculierement vulnerable. 
La commission de notre conseil a admis que las efforts entre­
prls jusqu'a ce Jour en matiere de preventlon sont ins~sants. 
La motlon 93.3026 qul vous est proposee par Ja commission 
adopte partiellement las exigences des initiatives jumelles an 
proposant d'affecter l'impositlon du tabac a des fins de pre­
vention. II me semble qua cette motion indique le bon chemin 
a suivre. Nous avons procede dans la commission a une serie 
d'auditions. Partisans et adversalres des initiatives ou du -
contre-projet pourront-j'en suis convalncu -se declarer d'ac­
cord sur un aspect: il n'est pas possible d'etablir clairement 
qua l'lnterdlction de la publicite pourralt entrainer une balsse 
de la consommation de l'alcool ou du tabac. Nous avons aussi u 

examine quelles solutions avalent ete retenues par las pays 
voisins. Las pays dans lesquels la publlcite sur le tabac est 
interdite enregistrent des chlffres de consommation qui ne 
sont pas, de maniere signiflcative, differents de cE)ux dans les­
quels la publlcite est autorisee. La non plus, une relation de 
cause a effet ne peut etre reellement clarifiee. Une interventlon 
aussl forte et aussi massive que l'interdiction, dans ces condi­
tions incertaines, ne semble guere satisfalre au principe de 
proportionnalite entre las moyens et l'objectif d'une teile me­
sure. La contre-projet indirect du Conseil federal et las initiati­
ves sont articules autour d'une interdiction generale, assortie 
d'exceptions dans le contre-projet Je me suis parfaltement 
accommode de la version de Ja loi sur les denrees alimental- · 
ras, adoptee le 9 octobre 1992 par le Conseil des Etats, qui at­
tribue au Conseil federal la competence de limiter Ja publicite 
pour les boissons alcooliques et les articles de tabac, en parti-
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culier lorsqu'elle s'adresse a la jeunesse. La motion qui veut 
renforcer Ja prevention serait un complement approprie a cette 
disposition. 
Permettez-moi une reflexion encore: on a appris dans Ja com­
mission que las marches du tabac et de I' alcool etaient actuel­
lement dans une phase de sattJration. Pour defendre au ga­
gner une part de marche les entreprises productrices ont re­
cours a tjes strategies publicitalres dites de differenciation. 
Cela permet a une marque de se distancer de fa9on nette de 
l'image de marque concurrente. On aura doncassez vite com­
pris ici qu'a moyen terme une distorsion importante de la 
concurrence, en cas d'interdiction, se fera en faveur des gran­
des entreprises particulierement bien etablies, mais surtout 
aussi en faveur des entreprises actives a I' etranger, C' est ainsi 
que las joumaux allemands, par exemple, continueront de 
nous arriver avec de la publicite pour l'alcool et pour le tabac, 
publicite qui promeut donc les prodults des entreprises etran­
gerE;IS. Les entreprises actives uniquement en Suisse, an parti­
culier les nouvelles entreprlses, n'ont pratiquement plus au­
cune chance sur ce marche. lnterdire la publicite et toutes las 

. ressources qui an decoulent, y comprls le parrainage qui sou­
tient une part importante des activites des clubs sportlfs ou 
des assoclations culturelles, sans etre s0r du resultat que l'on 
veut atteindre, me parait pour le moins delicat, d'autant plus 
qu'un fondamentalisme excessiffait refuser le contre-projet in­
direct du Conseil federal aux auteurs des initiatives. 
Dans sa prise de position, face a la motion proposee par la 
commission du Conseil des Etats, le comite d'action des initia­
tives jumelles precise: «C'est seulement en associant l'infor­
mation, des prlx eleves pour le tabac et l'alcool, alnsi que 
l'interdiction de la publicite, que l'on obtient les meilleurs re­
sultats en matiere de prevention.» Eh bien, l'information sur la 
periculosite des substances a ete rendue obligatoire depuis 
longtemps. S'agissant des prlx, il taut rappeler que le Conseil 
f99eral a deja decide d'augmenter, par exemple, l'impöt sur le 
tabac de 40 centimes d'ici 1995. Ajouter a cela l'lnterdiction 
pure et simple de la publicite devralt conduire, au terme du rai­
sonnement, a supprimer le subventionnement de la culture du 
tabac et de la vigne par I' Etat 
Avant la resolution de ce probleme, une interdiction de la pu­
bllcite an tant que mesure etatique constltue une contre­
mesure legerement hypocrlte, diral-je, et en taut cas suffisam­
ment contradictoire pour y renoncer. II faut un peu de cohe­
rence, il faut aussi bien s0r consacrer des moyens a une pre­
vention intelligente; la motion, que la commission a d'ailleurs 
adoptee a la majorlte moins une abstention, veut foumir les 
moyens a une teile prevention. 
Je vous propose, par consequent, de soutenir cette motion 

Begrüssung-Bienvenue 

Presldent: J'ai le plaisir de saluer a la tribune M. Luis Manual 
Chac6n, ministre du tourlsme du Costa Rica Par son interme­
dialre, j'adresse mes voeux sinceres a ce pays d'Amerique 
centrale qui n'a cesse d'oeuvrer pour la palx dans la region. 
Bienvenue an Suisse, Monsieur le Ministre! (Applaudisse­
men~) 

Onken: Ich gebe zu, es ist nicht die Zeit der Verbote, sondern 
die Zeit der grösseren Freiräunie, der Lockerungen und Dere­
gulierungen. Gerade jetzt, wo wir uns anschicken, das Spiel­
bankenverbot aufzuheben, erschallt wieder das Hohelied des 
mündigen und selbstverantwortlichen Bürgers. Wir werden 
sehen, wie diese Prophezeiungen in Erfüllung gehen. So ge­
sehen, passen diese Zwillings-Initiativen- natürlich nicht unbe­
dingt in die politische Landschaft Gebote und Einschränkun­
gen sind out, mehr Freiheit, weniger Staat sind wieder einmal 
angesagt Aber, man muss immer fragen: Mehr Freiheit für 
wen und mehr Freiheit wozu? Die Freiheit, möglichst ohne Auf­
lagen - ich sage nicht ganz ohne Auflagen, aber doch mög-
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liehst ohne Auflagen, ohne Schranken - für den Tabak und 
das Rauchen, für den Alkohol und das Trinken zu werben, ist 
das eine. Abzuwägen ist diese Freiheit aber gegen die Unfrei­
heit, zu der eben diese Werbung verführt Denn die Abhängig­
keit von Alkohol und· von Nikotin macht unfrei. Sie fesselt den 
fr.eien Willen derjenigen, die diesen Suchtmitteln erliegen, be­
hindert die Entfaltung guter menschlicher Kräfte und Bega­
bungen und endet für viele, für zu viele, in Sucht und Krank­
heit, ja sogar tausendfach jährlich in einem frühen Tod. 
Jeder Drogentote sorgt in diesem Land noch für Aufsehen -
völlig zu Recht! -. doch wer spricht in dieser Welt der abstutnp­
fenden Gewohnheiten noch davon, dass dreissigmal mehr 
jährlich an unmässigem Alkohol- und Tabakgenuss zugrunde 
gehen? , 
Die Folgekosten, die diese Freiheiten und Unfreiheiten dann 
bewirken, muss, grösstenteils jedenfalls, die öffentliche Hand 
tragen. Sie muss für Aufklärung und Vorbeugung Mitteleinset­
zen; sie unterhält Beratungsstellen und führt Rehabilitation 
durch; sie leistet IV-Renten und andere Sozialhilfen; sie. be­
rappt beträchtliche Teile (fer Gesundheitskosten, mehrere 
hundert Millionen Franken Jährlich, und 'Z)Nar Gesundheitsko­
sten - gestatten Sie mir, dass ich Sie daran erinnere-, die wir 
uns nun schon mehrfach zu senken angeschickt haben, mit 
tauglichen und mit anderen Mitteln. Kurz: Die öffentliche Hand 
kuriert mit enormem Aufwand die Folgen, hilft die Schäden be­
heben, knüpft soztalstaatliche Netze anstelle der familiären 
Strukturen, die durch eben die Sucht und Abhängigkeit zer­
stört worden sind. 
Die Freiheit, unbehindert oder weitgehend unbehindert für Al­
kohol und Tabak zu werben, muss an diesem hohen Gut der 
Gesundheit gemessen werden Sie soll und darf eine Ein­
schränkung erfahren, wo es um die Volksgesundheit geht, für 
die der Staat gewaltige Aufwendungen leistet Die volkswirt- · 
schaftlichen Kosten für das Rauchen betragen 1 Milliarde 
Franken jährlich, für den Alkohol betragen sie 2,2 Milliarden 
Franken jährlich. Auch das muss man sich einmal vergegen-
wärtigen! . 
Nun wissen wir allerdings, dass es eine suchtfreie Gesellschaft 
nicht geben wird. Auch wenn wir noch so gute gesellschaftli­
che und menschliche Rahmenbedingungen schaffen, wird es 
stets solche geben, die den Rahmen des bekömmlichen Ge­
nusses verlassen und zu Suchtmitteln als vermeintliche Pro-­
blemlöser im Unmass oder als Ersatzbefriedigung Zuflucht 
nehmen. Aber soll nun weiterhin im grossen Stil dafür gewor­
ben werden dürfen, als ob es sich um ganz normale, unver­
fängliche Konsumgüter handelte?. Soll insbesondere unserer 
Jugend weiterhin der Einstieg akzeptierbar, leichtgemacht 
werden, indem sie beständig der verführerischen Suggestion 
einer Werbung ausgesetzt bleibt, die ihren Lebensstil ge­
schicktthematisiert, die sogar ihre Ideale und Träume aufgreift 
und mit dem Genuss von Tabak und Alkohol verquickt, mit 
dem «Duft der grossen weiten Welt» oder mit dem «hard drink 
on the rocks», mit dem man sich «freiklingelt», wie es so schön 
heisst 
Eine knappe Mehrheit der Kommission lehnt die Initiativen 
und den Gegenvorschlag ab. Sie will gar nichts unternehmen. 
Sie will eine weiterhin möglichst grosse Freiheit für die Wer­
bung, eine Werbung, von der sie ganz genau weiss, dass sie 
Wirkung zeigt, denn niemand gibt 140 Millionen Franken im 
Jahr aus, wenn damit nicht Wirkung erzielt wird! Das kann ich 
Ihnen sagen als einer, der selbst Werbung betreibt und nutzt 
und schätzt und der weiss, wie hart hier um Marktanteile, um 
Margen gerungen wird. Gerungen wird nicht beim Umsteigen 
von einer Zigarettenmarke auf die andere, gerungen wird um 
den Einstieg in das Rauchen Dort kann man die Marktanteile 
erweitern, und dort setzt die Werbung auch an. Das soll nun 
einfach so unbehindertwie bisher weiterlaufen! 
Aber man will die Prävention verbessern und hat dazu einen 
Vorstoss unterbreitet;den ich ebenfalls unterstütze, Herr Präsi­
dent,· einen ehrenwerten Vorstoss, wie auch alle diese Bemü­
hungen, die auf diesem Gebiete bisher erfolgt sind, ehrenwert 
und unterstützenswert sind - kein Zweifel! Nur die Mittel, die 
dafür zur Verfügung stehen, sind ausserordentlich beschei­
den. Selbst wenn wir sie erhöhen, werden sie noch beschei­
den bleiben. Das Ganze gleicht ein bisschen dem Kampf von 

Don Quichotte: Es ist ein Kampf mit kürzeren, kleiner~n Sples­
sen gegen die riesigen Windmühlen einer millionenschweren 
Werbung für Tabak und Alkohol. 
Heute wissen wir-wir wissen es aus verschiedenen internatio­
nalen Studien -, dass drei Faktoren zusammenwirken müs­
sen, wenn man Erfolg haben will: selbstverständlich Präven­
tion, andererseits Preisgestaltung und schliesslich Werbebe­
schränkungen. Diese drei· Faktoren müssen sich ergänzen 
und sollen sich nicht konterkarieren, wie das heute der Fall ist 
Sie müssen sich ergänzen, wenn die Bemühungen wirklich 
gebündelt zum Erfolg führen sollen und wenn man auch nach 
aussen hin glaubwürdig wirken will. Das ist eine kohärente Ge­
sundheitspolitik, wie Sie sie erwähnt haben, wenn diese drei 
Faktoren zusammengenommen werden und man damit auch 
Wirkung erzielt . 
Es muss nicht zwingend, jedenfalls für mich nicht, ein rigoro­
ses Verbot sein Ich muss gestehen, dass sich auch in mir et­
was sträubt, sozusagen mit dem Rasenmäher durch die Land­
schaft zu fahren und konsequent alles zu verbieten. Ich ge­
stehe zu, dass das vielleicht etwas inkonsequent ist Aber ich 
habe auch etwas gegen diejenigen, die unter Strapazlerung 
des Begriffes Freiheit - und zwar meines Erachtens einer 
falsch verstandenen Freiheit - sogar den vertretbaren Mittel­
weg des Bundesrates, also den Gegenvorschlag, ablehnen. 
Dieser Gegenvorschlag, über den wir in der Kommission nicht 
im einzelnen gesprochen haben, bekämpft nur die Aus­
wüchse. Er bricht lediglich die Allgegenwärtigkelt der Tabak­
und Alkoholwerbung, gegen die die Prävention vergeblich an~ 
rennt; er bricht mit den raffinierten Verführungen, wie sie teil­
weise inszeniert werden. Er gestattet aber die informative, pro­
duktebezogene Werbung in einer tolerierbaren Bandbreite -
wir haben Beispiele aus Frankreich gesehen -, die werbliche 
Kreativität ohne weiteres zulässt. und er unterbindet jene Gau­
kelbilder einer suggestiven Leben~lwerbung, die sich an die 
Jugend richtet und deshalb besonders verhängnisvoll ist - ei~ 
ner Lebensstilwerbung, die übrigens beim Alkohol schon 
längst ausgeschlossen ist; es besteht ei.ne bewährte Praxis auf 
diesem Gebiet ' 
Der Gegenvorschlag erlaubt aber das Sponsoring, und er 
schont auch die Printmedien, die sich besorgt an uns gewen­
det haben. Er schränkt also ein, wo es sinnvoll ist und gleich­
wohl Wirkung erzielt werden kann, und er gestattet daneben 
eine gewissermassen gebändigte, weniger verfängliche Wer­
bung, wie sie auch in anderen Ländern, selbst in Frankreich, 
eingeführt worden ist Er. öffnet also einen Mittelweg zwischen 
dem Rigorismus der Verbote und dem Rigorismus des Lais­
ser-faire. 
Wenn die lnitlanten sagen, dieser Gegenvorschlag bringe 
nichts, dann ist das Taktik. Man kann von ihnen nicht verlan­
gen, dass sie sich schon von ihren Initiativen lossagen; aber 
sie wissen, dass dieser Gegenvorschlag ein wichtiger Schritt 

· in ihre Richtung wäre. Könnten die Initianten hier mitstimmen, 
würden sie In der Abstimmung, die wir noch zu bestehen ha­
ben werden, ganz sicher für den Gegenvorschlag eintreten 
Ich möchte Sie deshalb einladen, dem Bundesrat zu folgen 
und mit der Minderheit Ihrer Kommission auf diesen Gegen­
vorschlag einzutreten. Sie sollten Ihrer vorberatenden Kom­
mission Gelegenheit geben, diesen Gegenvorschlag zu prü­
fen und zu beraten. Sie sollten dann in Kenntnis der Dinge und 
mit einem bereinigten Beschlussdispositiv entscheiden. Mit 
dem Nichteintreten selbst auf den Gegenvorschlag brüskieren 
Sie nicht nur den Bundesrat. sondern Sie schliessen auch die 
Reihen hinter diesen Initiativen- kein Zweifel-, und zwar Initia­
tiven, die heute in eine ganz andere Zeit fallen als damals die 
Guttempler-Initiative, in eine Zeit, wo die Bevölkerung in ande­
rer Weise für Suchtfragen und für Drogenprobleme sensibili­
siert Ist, so dass diese Volksbegehren keineswegs chancenlos 
sind. 
In diesem Sinne trete ich für den Gegenvorschlag ein. 

M. Coutau: A etudler de pres le dossier que nous traitons et a 
ecouter attentivement les experts que nous avons consultes, 
j'ai constate un seul point sur lequel tout le monde se rejoint, a 
savoir le danger que represente pour la sante individuelle et 
collective l'abus de la consommation de tabac et d'alcool. Sur 
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ce point, tout le monde est d'accord. A partir de cette constata­
tion, les divergences d'opinion se multiplient quant aux meil­
leurs moyens de prevenir ces abus dangereux de consom­
mation. 
Jusqu'ici, personne n'a propose d'interdire la consommation, 
la production, l'importation et la distribution du tabac et de l'al­
cool, Dieu mercil - on se souvient des ravages provoques par 
la prohibition decretee dans les annees trente aux Etats-Unis. 
Une teile interdiction en Suisse est reservee aux drogues ä. 

· proprement parler et ä. la ~eule absinthe. D'ailleurs, une me­
sure de cette nature, appliqueea. l'alcool et au tabac, mettrait 
fln aux deux cultures de la vigne et du tabac qui sont actuelle­

. ment reglementees et subventionnees par la Confederation. 
ce qui ne serait pas le moindre des paradoxes. 
On s'en prend des lors a. la publicite. Mais la. encore les analy­
ses les plus contradictoires sont presentees pour etablir et 
contester la relation de cause ä. effet entre la publicite et la 
consommation. Aucune de ces etudes n'a pu me convaincre 
d'autre chose que de l'inexistence de la predominance d'une 
these sur l' autre. A chaque resultat, on peut opposer urie autre 
statistique, une autre experience, et en realite les facteurs ä. 
prendre en campte pour expliquer .l'origine de l'abus de 
cc,msommation d'alcool et de tabac sonttrop nombreux ettrop 
variables d'une region ou d'un pays ä. l'autre pour qu'il soit 
possible d'en isoler un seul - et an particulier la publicite -
c'est encore plus le cas dans un pays tel que la Suisse, petit, 
enserre dans un environnement etranger avec lequel les 
echanges sont intenses et ou la mobilite des habitants les met 

· en contact avec des suppports publicitaires nombreux et va­
ries qui, necessairement, franchissent eux aussi nos etroites 
frontieres. Des lors, des analyses sur la relation de cause a et­
fet entre la publicite et la consommation sont particulierement 
hasardeuses, pour ne pas dire plus. 
Alors, dans cette ignorance et ces contestations indemontra­
bles,'veut-on ajouter une nouvelle interdiction essentiellement 
arbitraire? Au moment ou, par ailleurs„ on va liberer la mise 
dans les casinos au nom de la liberte du comportement de ci­
t6yens responsables d'eux-memes, on a dit qu'il y aurait la. 
une demarche pour le moins paradoxale-nouveau paradoxe. 
Je suis convaincu qua l'un des objectifs ä. poursuivre avec de­
termination en matiere de politique de la sante con~iste ä. aug­
menter le sens de la responsabilite personnelle de chacun 
vis-ä.-vis de ca que j'appellerai son propre capital sante. 
L'interdiction de Ja publicite pour des produits dont Ja consom­
mation abusive est un danger ne particlpe en rien ä. ce besoin 
d'autoresponsabilite sanitaire, bien au contraire. 
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En revanche, cette lnterdiction, qu'elle soit totale comme le de­
mande les initiatives ou partielle comme le suggere le contre- • 
projet du Conseil federal, provoque de nombreux dommages, 
bien concrets, bien reels, au nom d'un objectiftotalement hy­
pothetique. Ce· n'est pas seulement la branche de la creation 
publicitaire qui se verrait amputee d'une partie non negligea­
ble de son activite, ce.sont aussi les supports de cette publi­
cite, en particulier les journaux, les revues et les autres medias 
qui se trouvent tous aujourd'hui dans une situation financiere 
grave, en raison meme de la diminution conjoncturelle du vo­
lume de la publicite. Veut-on la disparition de ces medias na­
tionaux et regionaux au profit des produits de presse etrangers 
qu'il ne sera pas possible d'arreter a. la frontiere sous pretexte 
qu'ils contiennent de la pubilcite pour l'alcool et le tabac? 
M. Roth y a fait allusion. 
D'autres collegues ont deja. signale les effets desastreux pour 
les manifestations sportives et culturelles, je n'y reviendrai pas 
en detail, mais je citerai l'absurdite ä. laquelle on aboutit dans 
ce domaine, absurdite qui a ete recemment demontree en 
France dans le domaine du sport automobile sponsorise dont 
les courses n'auraient plus de raison d'etre parce qu'elles ne 
pourraient plus etre retransmises a la television. Ces deux ini­
tiatives sont totalement excessives et manquent largement le 
but qu'elles pretendent rechercher. Jene peux donc qua vous 
en recommander le rejet 
Le contre-projet souffre - dans une moindre mesure ii est vrai, 
campte tenu de sa portee plu.s restreinte- des memes detauts 
de principe: inadequation aux buts recherches, difficultes 
d'application, distorsion arbitraire de la concurrence et, sur-
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tout.-inefflcacite. Je pense qua le peuple et les cantons ont re­
jete, le 18 fevrier 1979, une initiative analogue ä. des majorites 
assez convaincantes pour qua I' on evite de se lancer dans une 
nouvelle operation de ce genre, ml(!Jme si les circonstances ne 
sont pas totalement · identiques, j'en convi~ns volontiers. 
L'acharnement manifeste par les auteurs des initiatives indi­
que d' ailleurs bien qu' aucun contre-projet moins excessif que 
leurs propositions ne les pousserait ä. retirer leur propre texte. 
Le rejet de ces projets ne resout pas pour autant le probleme 
de la surconsommation de l'alcool et du tabac, j'en suis d'ac­
cord. C'est pourquoi je suis aussi d'avis que des mesures pre­
ventives sont tres souhaitables. Elles sont deja en partie en vi­
gueur sous diverses formes. Ayec la collaboration des bran• 
ches concernees, des restrictions volontaires ont ete conve­
nues, se developpent et ont cree un climat de concertation tres 
positif. Du point de vue financier, la dime sur l'alcool permet 
aux cantons de developper des activites qui, deja.. debordent 
le domaine strict de la prevention du seul alcqolisme. Des fon­
dations auxquelles les cantons apportent leur soutien sont ä. 
l'oeuvre et obtiennent des resultats encourageants. En colla­
boratlon avec l'industrie de la cigarette, un programme global 
est a. l'etude a. l'Office federal de la sante publique, dans le do­
maine de la lutte contre le tabagisme. Toutes ces demarches 
sont bien plus efficaces et bien plus prometteuses que de nou­
velles interdictions arbitraires et dogmatiques. 
Faut-il, pour appuyer ces demarches, prelever sur le tab~ de 
nouvelles recettes affectees, comme le propose la motion de 
I& commission? Cette question merite un examen attentif, 
campte tenu notamment des reserves emises par le Departe- , 
ment federal des finances. Personnellement, je me suis abs­
tenu lors des debats de la commission sur cette motion et j' es­
time que prendre aujourd'hui une decision imperative dans ce 
sens, sous forme de motion precisement, serait premature. 
Aussi, je vous invite d'ores et deja. a appuyer la proposition de 
M. Reymond qui demande de donner la preference a. la forme 
dupostulat 

Schlesser: Ich spreche nur zum Gegenvorschlag, nicht zu 
den beiden Initiativen. Ich beantrage Ihnen, die beiden Initiati­
ven abzulehnen, hingegen auf den Gegenvorschlag des Bun­
desrates einzutreten und die Sache dann an die Kommission 
zurückzuweisen, damit wir den Gegenvorschlag inhaltlich be­
handeln können. 
In der Kommission war unbestritten, dass etwas getan werden 
sollte. Das zeigt auch die Motion der Kommission, die sich al­
lerdings auf den Bereich des Tabaks beschränkt Die Ansich­
ten, mit welchen Mitteln gegen die scl:lädlichen Auswirkungen 
von Alkohol- und Tabakkonsum vorgegangen werden soll, 
gingen weit auseinander. Die Kommissionsmehrheit wünscht 
eine reine Verstärkung der Prävention; weiter gehende Ein­
griffe im Sinne einer Einschränkung der Werbung sollen nicht 
vorgesehen werden. 
In der Kommission, aber zum Teil auch hier im Rat hat sich 
eine interessante Diskussion über die Wirkung der Werbung 
ergeben. Von Fachleuten wurde versucht, uns darzutun, dass 
die Werbung keinen Einfluss auf den Entscheid habe, ob je­
mand zu rauchen oder zu trinken beginne oder nicht Ich war 
immer etwas skeptisch gegenüber diesen anscheinend wis­
senschaftlich abgestützten Erkenntnissen. Man mag das viel­
leicht wissenschaftlich nachweisen zu können glauben. Ich 
muss aber ganz offen gestehen, dass mir dieser Glaube fehlt 
Wäre einer dieser Herren Experten in letzter Zeit nur einmal in 
einem Kino gesessen und hätte sich entsprechende Rekla­
men über Tabakwaren angesehen, so müsste er sich doch 
wohl fragen, ob diese wissenschaftliche Erkenntnis richtig ist 
Mir sagt allein der gesunde Menschenverstand, dass diese 
angeblich wissenschaftlich abgestützte Erkenntnis nicht ohne 
weiteres als Tatsache hinzunehmen ist Es wird hier kritiklos 
auf angeblich wissenschaftliche Erkenntnis abgestützt, ·wäh­
rend man in anderen Bereichen wissenschaftlichen Erkennt­
nissen gegenüber sehr skeptisch eingestellt ist Warum, so 
müsste man. sich tragen, haben wir an anderen Orten Werbe­
verbote? Zum Beispiel für gebrannte Wasser, zum Beispiel für 
Alkoholika und Tabakwaren in Radio und Fernsehen. Wenn 
doch die Werbung keine entsprechende Wirkung entfaltet, 
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nicht zum Einstieg verleiten soll, können wir doch diese Wer­
beverbote auch aufheben. Ich habe aber von niemandem ge­
hört, dass er eine entsprechende Schlussfolgerung ziehen 
möchte. 
Warum, so ist weiter z~ fragen, verschärfen denn unsere Nach­
barn laufend ihre Vorschriften für die Werbung in den Berei­
chen von Alkoholika und Tabak? Wir haben in der bundesrätli­
chen Botschaft eine interessante Zusammenstellung. Frank­
reich, Italien, Norwegen, Portugal und Finnland kennen be­
reits heute absolute Verbote. In anderen Ländern sind entspre­
chende Bestir:nmungen in Vorbereitung. Offenbar soll die 
Schweiz hier einen ganz anderen Weg beschreiten, während­
dem man in anderen Gebieten immer darauf hinweist, man 
müsste mit den Nachbarn Schritt halten. Es wurde gesagt, die 
ausländischen Werber bekämen einen Vorteil, wenn wir ent­
sprechende Werbebeschränkungen erllessen In diesen so­
eben zitierten Ländern sind die ausländischen Werber gegen­
über den inländischen offenbar auch im Vorsprung, und die 
inländische Werbewirtschaft in diesen Ländern funktioniert 
trotzdem. 
Herr Seiler Bernhard hat gesagt, Werbeverbote lösten die Pro­
bleme nicht, es wäre etwas zu einfach, wenn man die anste­
henden Probleme mit Werbeverboten lösen wollte und 
könnte. Immerhin können solche Werbeverbote einen kleinen 
Beitrag dazu leisten, dass die Probleme wenn auch nicht ge­
löst, so doch vermindert werden können. 
Es wurde ausgeführt, der Gegenvorschlag bringe einen will­
kürlichen Eingriff in die Werbefreiheit Das Wort «willkürlich» 
möchte ich in diesem Zusammenhang zurückweisen. Von 
Willkür kann keine Rede sein. Der Gegenvotschlag des Bun­
desrates-wie auch immer er In der Detailberatung ausgestal­
tet werden mag, wenn Sie der Minderheit folgen - geht davon 
aus, dass an vorderster Stelle die Gesundheit und der Jugend­
schutz stehen Das sind Interessen, die beileibe eine Ein­
schränkung gewisser Werbemethoden rechtfertigen. Selbst 
der Kommissionspräsident hat ausgeführt, es sei sinnvoll, be­
sonders junge Menschen vor dem Einstieg in Alkoholika- und 
Tabakkonsum zu bewahren Er hat ebenfalls erklärt, die Kom­
mission vertrete das Anliegen einer kohärenten Gesundheits­
politik. 
Selbstveiständllch wünscht die Kommission für soziale Si­
cherheit und.Gesundheit (SGI<) eine kohärente Gesundheits­
politik; das haben wir mit der Revision des Krankenversiche­
rungsgesetzes bewiesen. Das setzt aber voraus, dass wir 
auch in anderen Bereichen entsprechende Leitplanken errich­
ten. Heute hätten wir Gelegenheit dazu, wenn wir auf den Ge­
genvorschlag einträten 
Ich möchte noch einige Argumente aus der Diskussion auf­
nehmen Es wurde gesagt, der Gegenvorschlag bringe nichts; 
das hätten selbst die Vertreter der Initianten erklärt Meine Da• 
men und Herren, können Sie von den Vertretern der Initianten 
erwarten, dass sie in einer Anhörung vor der Kommission des 
Erstrates, bevor irgendwelche Entscheide gefallen sind, sa­
gen: Der Gegenvorschlag ist derart, dass wir die Initiativen zu­
rückziehen können? Das kann doch nicht im Ernst erwartet 
werden! Die Initianten müS$8n doch abwarten, was sich aus 
diesem Gegenvorschlag ergibt und wie die Initiativen im 
lichte dieses Gegenvorschlages zu beurteilen sind 
Weiter wurde ausgeführt, der Gegenvorschlag brächte erheb­
liche negative volkswirtschaftliche Auswirkungen im Bereich 
der Werbebranche. Aber dass hier eine Gesamtbilanz erstellt 
werden müsste, dass hier auch die positiven Aspekte entspre­
chender Einschränkungen in volkswirtschaftlicher Hinsicht 
berücksichtigt werden müssten, wurde nicht herausgestri­
chen. Es wird nur auf die negativen Auswirkungen auf die Wer­
bebranche eingegangen, nicht aber auf die positiven volks­
wirtschaftlichen Auswirkungen an anderen Orten. 
Es wurde weiter gesagt, dieser Gegenvorschlag passe 
schlecht in eine Zeit der Deregulierung. Deregulierung heisst 
nicht einfach völlige Freiheit, sondern auch, dass dort Schran­
ken gesetzt werden müssen, wo solche Schranken in höher­
stehendem Interesse gefordert werderi. 
Ich muss auch den Vorwurfzurückweisen, dass die Minderheit 
rein taktische Gründe für den Gegenvorschlag vorbringe. Wir 
haben nicht aus taktischen Gründen für Eintreten gestimmt; 
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es sind inhaltliche Ueberlegungen, die den Ausschlag gege-
ben haben. , 
Schliesslich noch ein Wort zum Sponsoring: Es wurde gesagt, 
mit dem Gegenvorschlag würde das Sponsoring auch für 
sportliche Veranstaltungen ausgeschlossen. Es ist schlicht 
und einfach schizophren, wenn mit Geldern für Tabak- und Al­
koholikawerbung Sportanlässe finanziert werden sollen. Das 
kann doch nicht der Sinn einer solchen Veranstaltung sein! 
Die Strategie der Mehrheit geht offenbar dahin, Feuer mit Ge­
genfeuer zu bekämpfen, indem mehr Gelder für die Prävention 
zur Verfügung gestellt werden. Ich muss offen gestehen, dass 
ich nie daran glaµbe, dass hier mit gleich langen Spiessen ge­
kämpft werqen kann. Aus diesem Grunde scheint es mir uner­
lässlich, einige weitere Grenzen im Sinne des Gegenvorschla­
ges zu setzen 
Zum Schluss noch ein Wort zum Antrag Reymond: Ich habe in 
der Kommission die Motion unterstützt und trete auch heute 
dafür ein, dass wir den Vorstoss als Motion überweisen, einge­
denk der altbekannten Weisheit: Motionen binden, und Po­
stulate verschwinden Wenn wir an dieser Motion nicht festhal­
ten, haben wir am Schluss überhaupt nichts mehr, was den In­
itiativen entgegengestellt werden kann Ich bitte Sie aus die­
sen Gründen, an der Motion festzuhalten. 
Ich bitte Sie, der Minderheit zu folgen, die Sache damit an die 
Kommission zurückzuweisen und dann zu entscheiden, ob 
der Kommissionsvorschlag, wie er aus den Beratungen her­
vorgeht, den Initiativen als Gegenvorschlag entgegengesetzt 
werden soll oder nicht ' 

Frau Slmmeft: Lassen Sie mich den einen Hauptpunkt erwäh­
nen, der mich sowie alle meine Kolleginnen im Ständerat dazu 
bewogen hat, für Eintreten auf den Gegenvorschlag des Bun­
desrates zu votieren Es ist nicht deshalb, weil er bereits der 
Weisheit letzter Schluss wäre, aber er eröffnet eine Möglich­
keit, auf einem ganz sensiblen Sektor gezielte Massnahmen 
zu ergreifen, nämlich bei der Werbung, die sich an junge Men­
schen richtet 
Es gibt für die Werber zwei Arten Publikum: Das eine sind die 
Kunden, bei denen es darum geht, sie zum Gebrauch einer 
bestimmten Marke von irgend etwas zu animieren oder-was 
schon sehr viel schwieriger ist- sie zum Wechsel einer-Marke · 
zu veranlassen; das andere sind die Neuakquisitionen, die die 
Abgänge im Kundenkollektiv kompensieren sollen Junge 
Menschen sind nun praktisch zu 100 Prozent in dieser zweiten 
Gruppe von Publikum vertreten; es sind Neuakquisitionen. 
Wenn Sie bedenken, dass das Einstiegsalter für das Rauchen 
heute bei zwölf Jahren liegt und der Trend sinkend ist, dann 
richtet sich diese Werbung in der Praxis an Kinder-an Kinder, 

< die voll im Alter der Nachahmung stehen Bei ihnen geht es 
nicht darum, eine bestimmte Zigarettenmarke zu wählen, son­
dern sie entscheiden sich dafür, ebenso frei, sympathisch, 
cool und lässig zu sein wie die Frauen und Männer, die sie auf 
all den Bildern sehen; mit dieser Entscheidung übernehmen 
sie gleichzeitig die Verhaltensmuster dieser Erwachsenen. 
Eine selektive Elimination von Lebensstilwerbung, wie es der 
Gegenvorschlag des Bundesrates ermöglicht, gibt die Mög­
lichkeit, den Einstieg in den Konsum von legalen und dadurch 
indirekt auch illegalen Drogen zu verhindern oder doch wenig­
stens zu verzögern. Jedes Jahr ist hier ein gewonnenes Jahr. 
Wir haben in der Kommission Beispiele von Werbung für das­
selbe Produkt gesehen, mit und ohne Persönlichkeitskompo­
nente. Diese Beispiele haben mich davon überzeugt, dass die 
Werbewirtschaft sehr wohl imstande ist, hervorragende und 
witzige Werbung auf die eine und die andere Art zu machen. 
Es hat mich im übrigen immer wieder erstaunt zu hören, dass 
Werbung überhaupt keine Wirkung haben soll Ich frage mich 
schon, weshalb sich denn Heerscharen von Werbern eine sol­
che Mühe geben und weshalb so viel Geld für Werbung aus­
gegeben wird, wenn sie am Schluss keinen Effekt haben soll. 
Das kann doch wohl kaum aus reiner Menschenfreundlichkeit 
gegenüber ZE!itungen, Kinos und der Plakatgesellschaft ge­
macht werden! 
Werbung ist ein Teil unseres Alltags, und ein Verbot steht des­
halb auch für mich nicht zur Diskussion. Aber bei der Abwä­
gung zwischen völliger Werbefreiheit einerseits und Anliegen 
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der Gesundheitsvorsorge andererseits bietet für mich der Ge­
genvorschlag des Bundesrates einen gangbaren Mittelweg. 
Das ist letztlich der einzige Grund, weshalb ich mich dafür ent­
schieden habe. 

lten Andreas: Als ehemaliger Präsident der Kommission zur 
Beratung des Lebensmittelgesetzes erlaube ich mir einige Be­
merkungen zur vorgeschlagenen Revision des Artikels 13 des 
Lebensmittelgesetzes. Carl Miville sprach damals beim Eintre­
ten auf die Vorlage des Lebensmittelgesetzes etwas pathetisch 
vorn SchicksalsartikE!I, Nach zähem Ringen haben wir schliess­
lich dem Bundesrat die gesetzliche Kompetenz eingeräumt, 
die Werbung für alkoholische Getränke und T~bakwaren, wel­
che sich speziell an die Jugend richtet, einzuschränken. Damit 
erhielt der Bundesrat eine gesetzliche Grundlage für die etwas 
detaillierteren Vorschriften in den Verordnungen, vorzüglich in 
der Lebensmittelverordnung. Der Bundesrat hat damit die nö­
tige Handhabe, um präventiv tätig zu sein und alles vorzukeh­
ren, was dem Gesundheitsschutz von Jugendlichen dient 
Der vorgeschlagene Artikel als Gegenvorschlag zu den Zwil­
lings-Initiativen gefällt mir nicht Er geht meines Erachtens von 
falschen Voraussetzungen aus, und zwar in bezug auf die 
Frage, was Werbung bewirkt Zudem nimmt er in fast heuchle­
rischer Art wieder zurück, was er zu lösen verspricht Wenn er 
mit vielen Ausnahmen operieren muss, gibt er zu erkennen, 
das$ der Vollzug voller ungelöster Probleme ist 
Wenn man gerade die _ausländischen Fernsehanstalten vom 
Werbeverbot ausnimmt, dann gleicht das einer Kapitulation. 
Gerade diese wildwuchernden Fernsehanstalten verbreiten 
eine erschreckende Konsum-und Genussmentalität Nicht die 
punktuelle Werbung für ein Produkt ist problematisch, son­
dern das allgemeine Konsumklima Auf den verschiedensten 
Kanälen wird ein Lebensstil propagiert, den Jugendliche at­
traktiv finden und dessen Einflüssen sie auch erliegen. Dieser 
allgemein verbreitete Lebensstil bewirkt mehr als einzelne Ver­
bote und Restriktionen. Es ist sogar äusserst fragwürdig, ob 
Werbung für Zigaretten eine signifikante Bedeutung in der Ein­
stiegsphase des Rauchens hat Zigarettenrauchen ist kein iso­
liertes und isolierbares Element menschlichen Verhaltens, 
sondern Bestandteil eines ganzheitlichen L.ebensstils. Ju­
gendliche Raucher betonen im Gegensatz zu nichtrauchen­
den Gleichaltrigen die Bedeutung von Gruppen, Parties, 
Disco- und Kneipenbesuch, Freizeiturlaub, Genusshaltung 
usw. für das Rauchen. 
Di~ ausgeprägte Genuss- und Freizeitorientierung gehört zum 
heute allseits gelobten und propagierten Lebensstil Unsere 
Grossläden und Einkaufszentren, in denen sich Jugendliche 
oft lange aufhalten, sind eigentliche Konsumtempel, die insge­
samt den Konsum stimulieren. Diese Konsumkathedralen 
strahlen eine Atmosphäre aus, der viele nicht gewachsen sind 
Wallte man gegen die Verführung zum Tabak- und Alkohol­
missbrauch, aber auch gegen den Missbrauch anderer Ge­
nussmittel wirklich etwas unternehmen, dann müsste man viel 
tiefer ansetzen. 
Mehr als das, was der Bundesrat aufgrund des geltenden Ge­
setzes tun kann, scheint mir unrealistisch. Auch im lichte der 
internatlonalen Lage, auf die heute schon oft hingewiesen 
wurde, scheint mir der Gegenvorschlag untauglich. Wir haben 
vor dem Hintergrund der gesellschaftlichen Verhältnisse kei­
nen Grund, unsere Werbewirtschaft über Gebühr einzu­
schränken und dafür der ausländischen Konkurrenz mit ihren 
Fernsehanstalten eine bessere Position zu geben. 
Wenn wir eine individuelle Suchteinschränkung - sei es bei 
Drogen, sei es bei Tabak oder Alkohol - erreichen wollen, 
müssen wir nicht eine überreglementierte und überbehütete 
Gesellschaft anstreben, sondern vielmehr der Jugend positive 
Leitbilder geben. Wir müssen ihr aber auch die Fähigkeit zur 
kreativen und selbstverantwortlichen Bewältigung von kriti­
schen Situationen vermitteln. Wenn es uns gelingt, ein gesell­
schaftlich positives Klima zu schaffen, in dem eine erhöhte 
Sensibilität für die Gesundheit, aber auch ein von Lernen, Lek­
türe, von gesi.lterlschen, sportlichen Aktivitäten geprägter Le­
bensstil vorherrschen, dann sind wir in der präventiven Ge­
sundheitsvorsorge auf dem richtigen Weg. 
Ich unterstütze die Anträge der Kommissionsmehrheit 
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Rüesch: In meinem Alter glaubt man nicht mehr alles. Vor al­
lem glaube ich nicht daran, dass es um die Gesundheit des 
Schweizervolkes besser bestellt wäre, wenn es in diesem 
lande verboten wäre, ein Plakat aufzuhängen mit dem Wort 
«Feldschlösschen», «Calanda» oder «Cardinal» - « Thurella» 
muss ich noch erwähnen. 
Frau Weber Monika, wenn Sie dies wegen der Gefahr des 
Missbrauchs verbieten wollen, ist einfach zu sagen: Auch 
wenn Sie die besten Nahrungsmittel der Migros nehmen und . 
sie im Ueberrnass konsumieren, sind sie schädlich. Wenn Sie 
überidie Fressucht in die Fettsucht gelangen: Im Paracelsus­
Jahr sollten wir uns vielleicht wieder einmal daran erinnern, 
dass es auf die Dosis ankommt; alles kann Gift sein, alles, es 
kommt nur auf die Dosis ar\. 
Die Zwillings-Initiativen, aber auch der Gegenvorschlag sind 
aus meiner Optik ein weiterer Schritt zum total verwalteten und 
total bevormundeten Menschen in unserem Staat Nach dem 
Tenor der Botschaft sind wir -wie ein Journalist geschrieben 
hat-offenbar ein Volk von Unzurechnungsfähigen. 
Herr Onken hat ans ersucht, den Bundesrat ja nicht zu brüskie­
ren. Ich frage mich, wenn ich den Tenor der Botschaft höre: 
Wer brüskiert hier wen? 
Dem bundesrätllchen Gegenvorschlag fehlt zudem die Logik. 
Wenn die Werbung mit Plakaten schädlich sein soll, so ist es 
auch die Werbung mittels Inseraten. 
Von den Befürwortern der Initiativen wie auch von den Geg­
nern erhielten wir ausreichend statistisches Material Dieses 
ist widersprüchlich, jede Gruppe beweist ihre Thesen. Offen­
sichtlich gilt immer noch der alte Satz über die Statistik, der da 
lautet: «Die Statistik Ist für den Politiker, was die Strassenla­
terne für den Betrunkenen ist Sie dient zum Festl1alten und 
nicht zur Beleuchtung.» 
Als Lehrer, welcher lange Jahre Schüler im sogenannten Ein­
stiegsalter untemchtet und auch betreut hat, habe ich die Er­
fahrung gemacht, dass es nicht die Reklame war, welche 
diese jungen Menschen zur Zigarette, zum Alkohol usw. ge­
führt hat Entscheidend waren das Persönlichkeitsprofil und 
das persönliche und familiäre Umfeld Für die Drogen gibt es 
ja schllesslich auch keine Reklame, und trotzdem haben wir 
viel zu viele Einsteiger. 
Verschiedene Votanten sind überzeugt, dass die Wirkung der 
Werbung sehr gross sei, sonst würde ja nicht so viel Geld dafür 
eingesetzt Henry Ford hat einmal gesagt, die Hälfte seines 
Werbeetats sei verlorenes Geld, er wisse nur nicht, welche 
Hälfte. 
Werbung istoffensichtllch mehr ein Kampf um die Marktanteile 
innerhalb eines Konsumvolumens und weniger ein Mittel, um 
das Gesamtvolumen zu steigern. Die Autowerbung beispiels­
weise spricht doch vor allem jene an, welche disponiert sind, 
ein neues Auto zu kaufen, und die Mittel und den Willen dazu 
haben, und weniger die übrige Mitwelt 
Bei Annahme der Initiativen, wje das Frau Weber Monika 
wünscht, würde die heutige schweizerische Presselandschaft 
massiv darunter leiden. Viele Landzeitungen kämpfen heute 
um ihr Ueberieben. Wenn Sie das Werbevolumen einschrän­
ken, werden viele zusätzlich verschwinden, was staatspoli­
tisch sehr bedenklich ist 
Leidtragender wird ebenfalls der Schweizer Sport sein, der auf 
Sponsoring und Werbung nie~ nur für die Spitzensportler, 
sondern auch zur Durchführung von Veranstaltungen im Brei­
tensport angewiesen ist Und der Sport ist immer noch eines 
der besten Kampfmittel gegen die Drogensucht unserer Zeit 
Auch die EG hat ihre Pläne für ein Werbeverbot zurückgestellt 
Die künftige Werbeordnung in Europa ist noch vollkommen of­
fen. Die Regierung von St Gallen schreibt In ihrer Vernehmlas­
sung: «Da der Einfluss der aus den europäischen Ländern 
stammenden Werbung in der Schweiz gross ist, hat die isolie­
rende und isolierte Beschränkung in unserem lande wenig 
Sinn.» 
Es ist merkwürdig, dass der Bundesrat, der so viel von Europa­
kompatibilität hält, diese Haltung bei der Werbung ni~ht ein­
sieht Varbiet~n wh die Werbung, dann können unsere Jungen 
ja schliessllch die Werbung in ausländischen Sendern und in 
ausländischen Presseerzeugnissen, von denen unsere 
Kioske überflutet sind, trotzdem geniessen. Den Profit hat 



Prevention des problemes lies au tabac et a l'alcool 

dann einfach das Ausland, während unsere Zeitungen 
sterben. 
Merkwürdig ist, dass es Leute gibt welche den Drogenkon­
sum freigeben möchten, anderseits bei Tabak und Alkohol so­
gar die Werbung verbieten wollen. Auch da kann man sagen: 
Wo bleibt die Logik? 
Die Gesundheit schützen wir vor allem mit der Prävention. 
Süchte werden vermieden, wenn wir dem jungen Menschen 
eine gesunde Familie und ein positives Umfeld in Schule, 
Lehre und Sport vermitteln. Die Prävention gelingt nur, wenn 
wir die Selbstverantwortung des Menschen in einem gesun­
den Umfeld stärken können. Mit der Entmündigung des Men­
schen durch den Staat zerstören wir doch die Selbstverant-
wortung. . 
Ich ersuche Sie, die Initiativen abzulehnen und auf den Gegen­
vorschlag nicht einzutreten. 

On. Momiroll: Devo essere brave, perche piu o meno e gia 
stato detto tutto quelle ehe si poteva dire attomo a queste due 
iniziative. Vorrei forse richiamare lo stesso un aspetto ehe mi 
sembra importante. 
In occasione della sessione autunnale del 1992 ho presentato 
un mio postulato con il quale chiedevo la definizione del con­
cetto «Droga CH». 
Ich habe damals folgendes ausgeführt: Man muss davon aus­
gehen, dass jede Kultur ihre legalisierten und frei konsumier­
ten Drogen gekannt hat und auch heute noch kennt Dies be­
deutet, dass ein den Umständen.entsprechender, in der Do­
sierµng und Häufigkeit eingeschränkter Drogenkonsum zur 
Tradition jeder Kultur gehört Die Einschränkungen, die einen 
sogenannten «normalen» Gebrauch festlegen, haben sich im 
laufe der Zeit ergeben. 
In der abendländischen Kultur sind Alkohol und Tabak die hi­
storisch traditionellen Drogen Die durch die Kollektiwemunft 
diktierten Konsumlimiten ergeben sich aus dem Bewusstsein 
des Unterschiedes zwischen dem Rauchen von sieben Ziga­
retten pro Tag und drei Päckchen in der gleichen Zeitspanne, 
zwischen dem Trinken von zwei Gläschen Wein zum Essen 
und dem Sichbetrinken. 
Man muss davon ausgehen, dass in unserem lande jährlich 
für 2 Milliarden Franken Tabak konsumiert wird und der Ab­
usus 1 Milliarde Franken an Sozialkosten verursacht, eine Mil­
lion Personen abhängig sind und die Todesfälle wegen Tabak­
missbrauchs 6000 Einheiten ausmachen Für den Alkoholkon­
sum werden 5 Milliarden Franken ausgegeben, es ergeben 
sich Sozialkosten von 2 Milliarden Franken, es gibt 150 000 Al­
koholiker, und 2000 Todesfälle sind jährlich zu verzeichnen. 
Aus diesen Zahlen ergibt sich, dass neben den sozialen Pro­
blemen auch relevante Kosten für die Gesellschaft entstehen. 
Den grössten Teil dieser Kosten finden wir In der Staatsrech­
nung unter der Rubrik «Gesundheitskosten». Der Staat kommt 
aber andererseits in den Genuss von erheblichen direkten und 
indirekten Steuereinnahmen, welche jedoch in genannter 
Buchhaltung in einer anderen Rubrik zu finden sind. Ein buch­
halterischer Ausgleich drängt sich somit auf. 
Ich rege deshalb an, dass der Bundesrat in seinem indirekten 
Gegenvorschlag, den ich unterstütze, dieses Anliegen mit be­
rücksichtigt Ich bin mit der Verwendung eines Teils des fiskali­
schen Ertrages aus der Belastung des Tabak- und Alkohol­
konsums für die Prävention einverstanden, aber es muss ein 
voller Ausgleich der durch diese Genussmittel verursachten 
Gesundheitskosten erfolgen. Am Schluss kommt es buchhal­
teri~ch auf dasselbe hinaus. Psychologisch ist aber hier 
sicherlich ein Zeichen zu setzen. 
Es gibt auch andere Bereiche, in denen dieses Prinzip ange­
wendet werden sollte. Ich erwähne den Strassenverkehr mit 
den berühmten, bekannten und aktuellen Benzinzolleinnah­
men und den erheblichen Gesundheitskosten, die z. B. durch 
Unfälle verursacht werden, von den Umweltschäden und den 
indirekten Gesundheitsschäden ganz zu schweigen; oder den 
Skisport, weil wir gerade in dieser Saison stehen, mit den ge­
wichtigen direl1.:en und indirekten ~teuereinnahmen und den 
unglaublich hohen Unfallkosten; die in die Gesundheitsrech­
mmg eingeschrieben werden. Ich könnte eine ganze Reihe 
anderer Beispiele aufzählen. 
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Sicherlich werden Sie, Herr Bundesrat, meine Anregung prü­
fen, und ich danke Ihnen hierfür bereits im voraus bestens. 

Huber, Berichterstatter: Gestatten Sie dem Kommissionsprä­
sidenten noch zwei, drei Bemerkungen, äie im Zusammen­
hang mit eben gehaltenen Voten stehen 
Ich teile mit Herrn Onken die Auffassung, dass die Politik, die 
hier befolgt werden muss, um die Prävention effektiv zu gestal-

. ten, auf drei Pfeilern beruht: auf Prävention, auf genügend 
Werbeverboten und auf mehr finanziellen Mitteln. 
Ich halte zuerst fest nachdem das in der Diskussion sehr un­
tergegangen ist: Die Anstrengung .der Kantone für die Präven­
tion ist vorhanden Sowohl die Sanitätsdirektorenkonferenz 
als auch kürzlich die Erziehungsdirektoren haben entspre­
chende Schritte unternommen und Strukturen zur Verfügung 
gestellt: Die Gesundheitserziehung in der Schule ist ein 
Faktum. 
Es ist ebenfalls wesentlich, dass wir die Familie als einen Ort, 

, wo Verhaltensweisen gegenüber modernen Süchten einge­
übt werden müssen, nicht übersehen. Ich vertrete hier poli­
tisch ganz dezidiert das Subsidiaritätsprin?ip. Wenn meine 
verehrte Fraktionskollegin, Frau Simmen - sie ist leider nicht 
anwesend -, das Schichtproblem angesprochen hat, muss 
ich Ihnen sagen: Die Schickeria, die sich auf der Strasse da­
menhaft mit der Zigarette zeigt, gehört nicht zur Unterschicht 
Das sind Situierungen, die den Tatbeständen nicht _entspre­
chen - Ich stelle,fest: Die verehrte Kollegin hat mein Votum mit 
8.l'lgehört; sie steht dort unter der tragenden Säule. 
Nebst der Prävention, die vorhanden ist, geht es um die Frage: 
liegen genügend Werbeverbote vor oder nicht? Man muss 
doch mit sich selber ehrlich sein und anerkennen: An unseren 
eigenen Massenmedien, Radio und Fernsehen, besteht das 
Werbeverbot für Tabak und Alkohol Das ist ganz eindeutig. 
Von einer völligen Werbefreiheit, von der hier gesprochen 
wurde, kann keine Rede sein. Aufgrund der bestehenden Ein­
schränkungen muss ich sagen, dass dieser Gegenvorschlag, 
der in der Diskussion im allgemeinen richtig bewertet wurde, 
nicht r:iötig ist Ich bin auch sehr beeindruckt davon, dass 
man _; mit Ausnahme von Kollege lten Andreas - unsere An­
strengungen im Zusammenhang mit der Revision des Le­
bensmittelgesetzes kaum zur Kenntnis nimmt, dessen Bedeu­
tung nicht akzentuiert Ich bedaure nochmals, dass es die Bot­
schaft diesbezüglich bei sehr knappen Ausführungen bewen­
den lässt 
Ich stelle auch fest: Weder die Werbewirtschaft noch die Ta­
bakwirtschaft, noch die Alkoholproduzenten haben gegen 
diese Norm irgendwelche Schritte unternommen, ge­
schweige denn ein Referendum in die Wege geleitet Sie ist 
akzeptiert; sie ist geltendes Recht; damit kann man effektiv ar­
beiten 
Nun ist hier gesagt worden: Sch~ut einmal auf die Nachbarn! 
Herr Kollege Schiesser hat dann das Verhalten unserer Nach­
barn geschildert Wir müssen unsere Nachbarn ansehen; ich 
nehme einen heraus, Italien. Mir liegt eine Statistik vor - ich 
weiss nicht, ob sie der Qualifikation der Statistiken, die Kollege 
Rüesch vorgenommen hat, entspricht-, in der ausgewiesen 
wird, dass Italien im Jahr 1962 das totale Werbeverbot einge­
führt hat Im Zeitalter des Werbeverbots wurde ein Zigaretten­
konsum von 57,'2 Milliarden ausgewiesen. Im Jahr danach ist 
dieser Konsum markant- auf 52,6 Milliarden - gesunken. Vier 
Jahre später hat er den einsamen Höhepunkt von 64, 7 Mllliar-

, den konsumierten Zigaretten erreicht Das ist die italienische 
Realität 
Die französische Realität besteht in der Deklaration des Verbo­
tes der Werbung und in schamhaftem Darüberhinwegsehen. 
Die Romands als Nachbarn der Grande Nation können uns 
durchaus Auskunft darüber geben, wie das gehandhabt wird. 
Wir anderen brauchen auch keinen Nachholunterricht bezüg­
lich des Kampfes gegen den Tabak in der Republik des Herrn 
Mitterrand. 
Ich will aber nicht nur die Nachbarn, sondern auch die ande­
ren Länder ansprecr.en, Norwegen, Finnland Wie hat sich der 
Konsum dort entwickelt, nachdem eirr totales Werbeverbot 
eingeführt worden ist? Die Zahlen sind in der Tat eindrücklich. 
Ueberraschenderweise rauchen mehr Jugendliche in Län-
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dem mit starken Werberestriktionen als in Staaten, in denen 
für Tabak geworben werden darf. Norwegen und Finnland 
kennen ein völliges Werbeverbot für Tabakwaren. In Norwe­
gen rauchten 1989 - Werbeverbot seit 1975 - 63 Prozent der 
15jährigen. Im Jahre 1987 rauchten in Finnland-Werbeverbot 
seit 1978 - 21 Prozent der 14jährigen. In der Schweiz waren 
dies im gleichen Zeitraum 8 Prozent der 15jährigen. Das sind 
die Realitäten und die Zahlen, die den Ueberlegungen zu­
grunde gelegt werden müssen. 
Ich bin dankbar, dass die Motion mit relativ wenig Gegner­
schaft in der Debatte bestehen konnte. Ich meine, dass das 
Beispiel des Alkoholzehntels ein ausserordentlich gutes Bei­
spiel ist Setzen wir nun neben diesem Alkoholzehntel einen 
im Umfang entsprechenden Mittelbedarf frei, dann können 
Kantone und Bund wirkungsvolle Präventivstrategien in die 
Tat umsetzen. Der Konsum von Tabak und Alkohol wird weder 
durch ein generelles Werbeverbot noch durch die Preispolitik 
allein in massgebender Weise einzuschränken sein. Anstelle 
eines Werbeverbotes muss ein Informationsgebot treten. Ob­
jektive und aktive Information irT) Sinne einer vorbeugenden 
und informativen Aufklärung über Alkohol- und Tabakkonsum 
muss zielgruppenorientiert erfolgen. Das ist das Kredo und die 
Ueberzeugung, die hinter der Haltung der Met,rheit der Kom­
mission steht 
Ich bitte Sie, dieser Mehrheit zu folgen. 

Frau Weber Monika: Es wurde verschiedentlich das Lebens­
mittelgesetz zitiert. Ich möchte auf folgendes hinweisen: Im 
Lebensmittelgesetz ist es Artikel 13, der eine Einschränkung 
beinhaltet Diesen Artikel haben wir extra aus dem Gesetz her­
ausgenommen und in eine Uebergangsbestimmung einflies­
sen lassen. Diese Uebergangspestimmung wurde damals im 
Hinblick auf diese Zwillings-Initiativen formuliert, mit dem Ge-­
danken, dass wir im Zusammenhang mit deren Behandlung 
aktiv etwas in bezug auf die Einschränkung der Werbetätigkeit 
beschliessen würden. 
Ich möchte Herrn Bui:1desrat Cotti bitten, wenn erseine Bemer­
kungen macht, dass er auf Artikel 60 Uebergangsbestimmun­
gen zurückkommt und uns verspricht, dass sich der Bundes­
rat letztlich - wenn hier alles gebodigt wird -verpflichtet fühlt, 
im Sinne der Kommission von damals zu handeln und ge­
wisse Einschränkungen vorzunehmen, die dann in diesem 
Gesetz verankert werden müssen. 
Wir haben damals in diesem Rat diese Uebergangsbestim­
mung, Artikel 60, beschlossen. Es ist nichts Sicheres, und es 
muss etwas nachgeholt werden, falls hier im Rat jetzt nichts 
geschieht · 

M. Cottl, conseiller federal: Si M. Huber y consent, je com­
mence justei:nent avec la loi sur les denrees alimentaires, afin 
d'eviter tout malentendu quant au contenu des dlscussions 

. que nous avons conduites dans ca conseil et dans l'autre a 
propos de sa revision totale. Je vous rappelle qu'lci et au 
Conseil national j'avais declare qua la discussion materielle 
sur l'article 13 ne pouvalt pas avoir lieu au moment de la revi­
sion totale en ralson des deux initiatives jumelles pendantes. II 
fallait obligatoirement renvoyer la dlscussion materielle au de-, 
bat sur ces demieres. Aujourd'hui, le Conseil des Etats est ap­
pele a trancher de maniere definitive sur ce probleme. C'est 
aujourd'hui, Monsieur Huber, qu'II faut dire si on veut ou non 
quelques limitations supplementaires en matiere de publicite 
dans las secteurs du tabac et de l'alcool. 
Si vous le permettez, du moment que vous avez souvent evo­
que !'initiative populaire au sujet de laquelle le peuple suisse a 
vote an 1979, j'ajoute une deuxieme chose. II est vral que le 
peuple s'est exprime il y a quatorze ans et il y a ceux parmi 
vous qui considerent legitimement que l'opinion qu'il a mani­
festee a cette epoque sera inevitablement confirmee lors du 
scrutin qui se deroulera dans quelques mois au sujet des ini­
tiatives jumelles. Quanta moi, je tiens a dire aux defenseurs le­
gitimes des interets du secteur de la publicite que l'opinion po­
pulaire au sujttt de I&. matiare qui nous occupe a certalnement 
evolue. Face aux dommages gigantesques provoques par le 
tabac et l'alcool dans notre pays, je considere que la peur de la 
population est fondee et que son attitude est beaucoup plus 
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concemee. A la limite, je me demande-je m'arreterai ici avec 
les evocations tactiques - si le non absolu propose pour les 
deux initiatives ne va pas retomber sur ceux qui le prönent ac­
tuellement Saul l'avenir dira qui aura eu raison dans cette eva­
luation de details tactiques. 
Bien sur, le probleme est d'ordre material. Et, jene me lasse 
pas de repeter ici tous les effets catastrophiques que ces deux 
secteurs de l'alcool et du tabac provoquent dans notre popu­
lation. Las chiffres ont ete indiques dans le message et evo­
ques ici, en particulier par Mm8 Weber Monika, jene les repete 
pas. On parle d'une dizaine de milliers de morts en une annee. 
On parle de quelque trois milliards de francs de couts sociaux 
pour l'ensemble du pays. Et, ceux qui dans leurfam,ille ont eu, 
une fois ou l'autre, a payer les consequences decette situation 
savent bien que nous nous trouvons ici confrontes a un fait 
particulierement grave de notre societe. Mais alors, quelle est 
la strategie pour essayer d'eviter la continuation de ces dom­
mages particulierement graves? Je pense que cette strategie 
a ete evoquee utllement dans cette salle ce matin. Je me per­
mets de la repeter. Qui etait-ce? Vous, Monsieur Onken, avez 
indique qu'il taut bien sur developper la prevention. Qui 
conteste cela, Monsieur Huber? La prevention est fondamen­
tale. Et vous avez raison de dire qu'elle se fait deja dans ce 
pays. Puis, on ajoute - c'est juste Monsieur Onken - qu'il faut 
operer aussi au niveau des prix. Je rappelle que, indirecte­
ment, bien que las finalites financieres soient indeniables, las 
mesures prises par le Conseil federal, qui provoquent un~ evo­
lution du prix du tabac parexemple, jouentjustement 
De plus, nous disons tres ouvertement qu'une action sur la dif­
fusion et sur la publlcite de ces produits marlte d'etre entre­
prise. Je repete pour la xteme fois a M. lten Andreas qu'.il ne 
s'agit pas ici, par une mesure limitee aux effets, d'obtenir le but 
final, mais simplement d'ajouter un anneau a une strategle qui 
doit etre multiple, car il n'y a pas qu'une seule solution dans ce 
secteur. 
C'est au fond le but qua le Conseil federal vous propose. On 
dlra alors que le troisieme anneau, celui de la publicite, ne sert 
a rien. C'est ce qua nous avons entendu ici et on a evoque des 
chiffres, des statistiques. Je pourrais vous mentionner - on le 
dit d'ailleurs dans le message - des chiffres qui, d'apres de 
nombreux pays, jouent un rQle important dans la relation entre 
la publicite et la consommation. On a evoque la Norvege, la 
Anlande: j'ai des chiffres qul temoignent d'une diminution de 
la consommation - M. Huber ne l'a pas nie - ä partir du mo­
ment ou l'lnterdlction de la publicite a ete introduite dans ces 
pays. Mais j'admets qua ce n'etait pas le seul element: au 
meme moment, la Norvege a aussi augmente les prix des pro­
duits. O'ailleurs, II est valn de nous battre trop longtemps au 
sujet des resultats statistiques plus ou moins probants obte-
nus dans plusieurs pays. . 
Ce qui me parait essential, comme l'ont evoque MmeSimmen 
et M. Schiesser, c'est bien le bon sens qui nous fait dire qu'on 
n'investit pas 150 millions de francs dans une promotion sans 
poursuivre quelque but Certalnement, il s'agit aussi d'interve­
nir pour essayer de deplacer l'attention d'une marque a l'au­
tre. C'esttout ä fait normal. II s'agit bien sur aussi d'accroitre la 
consommation et dans une certaine mesure, Monsieur lten, 
de pousser a la consommation. Qui pourralt nier que la finalite 
de la publicite, finalite en soi legitime, ne soit aussi d'augmen­
ter la consommation? Si on veut etre logique, on ne peut pas 
nier cette situation-lä. Je pense qu'il est tout de meme assez 
ose d'affirmer qua ces investissements se font pour des rai­
sons autres qua celles d'augmenter la consommation. 
Croyez-vous qua vous pourrez raconter cela au peuple suisse 
lorsque la votation aura lieu? On se retrouvera au moment de 
la votation populaire, mais j'ai la certitude que tres peu de per­
sonnes vont croire aux theses quelque peu poussees qui sont 
avancees a ce sujet · 
Je- ne voudrals pas signifier qua la consommation soit liee di­
rectement et exclusivement a l'intensification de la publicite. 
Je voudrals simplementtenter de souligner I' une des relations 
de cause a effet en la matiere, et il y en a certalnement plu- . 
sieurs autres. Et puisque l'on citait d'autres pays, lorsque 
M. Rüesch parlait d'harmoni~tion europeenne_ et reprochait 
au Conseil federal d'etre toujours tres attentif a ~ qui se passe 
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ailleurs en Europa, je lui signale qua la majorite des autres 
pays europeens sont beaucoup plus restrictifs qua la Suisse, 
et je parle de pays repondant a des systemes democratiques 
et au libre marche taut autant qua le nötre. Donc, par rapport 
aux autres pays europeens, on constate que la Suisse, dans 
ce secteur, se situe bien au-dessous des mesures prises par la 
moyenne d'entre eux, qui sont ces pays au-dessus de tout 
soupgon qua nous venons d'evoquer. II y a sans aucun doute 
une relation entre la publicite et la consommation et qui le nie, 
nie la realite de tous les jours. 1 

Je fais un pas en avant pour signaler un autre element qui me 
parait reellement fondamental. Personne n'indique qua deja 
aujourd'hui nous connaissons ga et la des limitations de la pu­
blicite. Vous le savez, l'interdiction de la publicite de ces pro­
duits a la radio et a la television est, un falt acquis. 
De meme, un certain type de publicite pour les produits a haute 
teneur en alcool est interdit Quelqu'un oserait-il, au nom de la 
purete de sa vision economique, s'opposer a ces mesures? 
Personne! Elle sont acquises. La Conseil federal vous propose 
d'allerunpeuplusavantdanscettedirectionenetendantl'inter­
diction a certains secteurs supplementaires. C'est une simple 
proposition du Conseilfederal qui n'arien a voiravec lesgrands 
principes, mais qui essaie d'lntroduire quelques elements sup­
plementaires dans des secteurs partlculierement cruciaux, 
comme le contre-projet l'indique ouvertement 
Or, jene serais pas icl pourvous dire quelle doit etre la position 
au sujet des initiatives. La grande majorite de la commission 
s'est exprimee pour le rejet des initiatives. Le Conseil federal 
est du meme avis, d'autant plus que les bases constitutionnel­
les actuelles permettent deja d'allertres loin au niveau de la le­
gislation. Ce que nous vous proposons c!est donc un contre­
projet indirect qui, comme le disait fort justement Mma Meier 
Josi, essaie de mettre an balance certains interäts qui sont cer­
tainement en jeu -c'est evident et M. Onken l'a egalement re­
leve. II ne faudrait pas escamoter cet aspect, mais nous ten­
tons aussi de faire un pas an avant dans cette voie an introdui­
-sant quelques mesures fondees sur las criteres de lasante pu­
blique. 
M. lten affirme ici qua le contre-projet n'est pas tot.it a fait sati$­
faisant Peut-ätre, Monsieur lten, mais si vous venez malnte­
nant barrer la reute a taute discussion concrete sur le contre­
projet en votant contre l'entree en matiere, vous adoptez une 
position de principe et vous empächez toute dlscussion 
concrete en commission de ca contre-projet Je pense que la 
logique de votre reflexion devrait ätre: jene suis pas tout a fait 
satisfait du contre-projet, mais Je vote l'entree an matiere afin 
qu'on puisse revenir en commlssion pour discuter certains 
elements. Je serai alors le premier a vous dire qua Je ne suis 
pas un partlsan incondltionnel de ca conn-e:projet On peut 
encore an discuter, Monsieur lten, mais pourquol bloquer l'en­
semble? En taute logique, vous devriez vous dire: du moment 
qua nous ne pouvons pas nier certaines notions de base au ni­
veau de lasante publique, il ·taut revenir sur le sujeten commis­
sion et discuter ce contre-projet Je vous assure que si le 
Conseil des Etats accepte l'entree an matlere, nous serons 
taut ä falt präts a discuter du contenu du contre-projet 
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J'en viens ä ma conclusion. On a parle evidemment de liberali­
sation et de dereglementatlon. II est vrai qua les initiatives et le 
contre-projet sont quelque peu en opposition avec le grand · 
vent du large de la liberalisation auquel on. fait toujours appel 
maintenant Vous serez cependant d'accord avec moi pour 
dire qua, s'il faut pröner la liberalisation - et le Conseil federal 
s'y engage-cela ne signifie pas liberalisatlon toujours et a taut 
prix. M. Schiesser l'a d'ailleurs tres bien dit taut a l'heure. II fau­
dra tou~ de mäme fixer quelques limites a cette liberalisation. 
Lorsqu'il s'agit de questions aussi fondamentales qua la sante 
publique, je crois pouvoir dire que certaines limitatlons, mo­
destes, se ju,stifient sans entraver pour autant la ligne generale 
qui continue a tendre vers une dereglementation. · 
La conclusion serait donc celle indiquee icl par Mrne Meier Josi. 
II s'agit effectivement d'essayer de mettre an balance las inte­
rets en jeu, mc1is il e&t certdin qu'il faut pouvoir agir. L'interät de 
la sante publique, mäme s'il s'agit d'un interät modeste, doit 
pouvoir primer, en principe, sur d'autres interäts, quelque legi­
times qu'ils soient 
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J'ajouterai encore, afin de rassurer le Conseil des Etats, que si 
l'on intervient ici de maniere moderee et scrupuleusement, ce 
n'est pas pour aller plus avant dans las limitations en matiere 
de publicite. Nous nous trouvons confrontes ici ä des diffi­
cuttes dans un secteur particullerement concret et dramatique 
ou une action se justifie. Je vous assure, et je vous demande 
de bien le preciser dans le Bulletin officiel, que le Conseil fede­
ral n'a aucun,e intention de modifier quoi que ce soit ailleurs 
dans le domaine de la publicite. 
C'est la raison pour laquelle, quant a moi, je vous serai re­
connaissant si vous acceptiez au moins d'entrer en matiere. 
La discussion sur le contenu, discutable, j'en conviens, du 
contre-projet se fera ensuite dans votre commission, en y 
consacrant tout 1~ temps ettoute I' attention necessaires. 

Präsident Nachdem e!nige VQtanten, insbesondere Herr On­
ken, ihre Position davon abhängig gemacht haben, ob wir auf 
die Aenderung des Lebensmittelgesetzes eintreten, werden 
wir zuerst darüber abstimmen 

A. Lebensmittelgesetz und Alkoholgesetz 
A. Lol sur les denrees allmentalres et loi sur l'atcool 

Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Nichteintreten 
Minderheit 
(Meier Josi, Beerli, Onken, Schiesser, · Simmen, Weber Mo­
nika) 
Eintreten 

Proposition de la commission 
Majorite 
Ne pas entrer en matiere 
Minorita 
(Meier Josl, Beerli, Onken, Schiesser, Simmen, Weber Mo­
nika) 
Entrer en matlere 

Abstimmung-Vota 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

B. Bundesbeschluss über die Volksinitiativen 
«zur Verminderung der Alkoholprobleme,, und 
cczur Verminderung der Tabakprobleme» 
(Zwillings-Initiativen) 

34Stimmen 
8Stimmen 

B. Arrete federal concernant les Initiatives populalres 
c1pour la preventlon des problemes lies a l'alcooln et 
«pour la preventlon des problemes lies au tabac,, 
(Initiatives Jumelles) 

Eintreten ist obligatorisch 
L 'entree en matlere est acquise de p/ein droit 

Detailberatung - Discussion par articles 

Titel und Ingress 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundes_rates 

Titre et preambule 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Jagmettl: Mit der vorliegenden Fassung von Titel und Ingress 
beschliessen wir auch, die Stellungnahme zu beiden Initiati­
ven in einem Bundesbeschluss zusammenzufassen, damit 
selbst nur einmal zu stimmen und dem Bürger nur eine Gele­
genheit zu ge'ben, zu beiden Initiativen ja oder nein zu sagen .. 
Von mir aus gesehen ist das ohne weiteres vertretbar. Ich 
wollte nur, dass wir das ausdrücklich so zur Kenntnis nehmen 
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und entsprechend handeln. Ich g1aube nicht, dass sich wäh­
rend der Kommissionsberatung eine Skepsis gegenüber die-: 
ses Vorgehen ergeben hat . 

Angenommen -Adopta 

Art. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf de~ Bundesrates 

Art.1 
Proposition de la commisslon 
Adherer au projet du Conseil federal 

Schüfe: Ich möchte doch die Frage aufwerfen, ob Herr Jag­
metti mit seiner Vermutung recht hat, der Bürgerwürde in einer 
Abstimmung über die Alkohol- und die Tabakwerbu,:ig ent­
scheiden. Wir haben es mit zwei Initiativen zu tun, wie Sie jetzt 
auch aus Artikel 1 ersehen, den wir jetzt bereinigen Hier heisst 
es: «Die Volksinitiativen .... werden gültig erklärt und der Ab­
stimmung von Volk und Ständen unterbreitet», und dann: «Die 
Initiativen lauten: ..•. » Im nächsten Artikel werden wir dann 
empfehlen, «die beiden Initiativen zu verwerfen». Ich halte es 
für unmöglich, dass wir sagen: Wir erledigen das in einer einzi­
gen Abstimmung. Der Bürger muss zwei getrennte Fragen 
vorgelegt bekommen: Will er zur Volksinitiative «zur Verminde­
rung der Alkoholprobleme» ja oder nein· sagen, will er zur 
Volksinitiative «zur Verminderung der Tabakprobleme» ja oder 
nein sagen?ich glaube, das ist die Lösung, die wir vorzusehen 
haben. 

Frau Weber Monika: Ich möchte das wärmstens unterstützen. 
Es muss für den Bürger Transparenz herrschen. Es gibt viel­
leicht Bürger, die nur der einen Initiative zustimmen wollen 
und der anderen nicht Ich glaube, diese Freiheit müssen wir 
lassen. Es sind zwar «Zwillings-Initiativen», weil sie beide in die 
gleiche Richtung gehen. Aber es sind Werbeverbote für zwei 
verschiedene Suchtmittel, die zur Diskussion stehen ln die­
sem Sinne darf jeder Bürger auswählen, was er stimmen will. 
Der Beschluss muss sinngemäss so lauten. 

Präsident: Ich nehme an, dass man diesen Beschluss, so wie 
er hier vorliegt, dem Stimmbürger in zwei Fragen vorlegen 
kann. 

Angenommen -Adopta 

Art.2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Weber Monika 
Die Bundesversammlung empfiehlt Volk und Ständen, die bei­
den Initiativen anzunehmen. 

Art.2 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Proposition Weber Monika 
L'Assemblee federale recommande au peuple et aux cantons 
d'accepter les initiatives. 

Abstimmung- Vote , 
Für den Antrag der Kommission 
Für den Antrag Weber Monika 

Gesamtabstimmung- Vote sur l'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes 
Dagegen 

An den Nationalrat-Au Conseil national 

38Stimmen 
4Stimmen 

37Stimmen 
4Stimmen 

35"" 
33 
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Differenzen - Divergences 

Siehe Seite 19 hiervor-Voir page 19 ci-devant 

Beschluss des Nationalrates vom 2. Juni 1993 
Decision du Conseil national du 2 juin 1993 

A. Bundesbeschluss über die Volksinitiative «z11r Vermfna 
derung der Alkoholprobleme» 
A. Arrete federal concemant l'inltiatlve populaire «pour la 
preventlon des problemes lies a l'alcool» 

Titel und Ingress, Art 1, 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Tltre et preambule, art. 1, 2 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen -Adopte 

sie sowohl die Initiative «zur Verminderung der Alkoholpro­
bleme» wie auch jene «zur Verminderung der Tabakpro­
bleme» in einem Erlass zusammengefügt hat 
Nach Abschluss der Beratungen hat die Bundeskanzlei noch 
einmal ein Auge auf die Vorlage geworfen und herausgefun­
den, dass ganz zu Beginn im Prinzip ein konstruktiver oder ein 
destruktiver Fehler - je nachdem - passiert ist Man muss da­
von ausgehen. dass es sich um zwei getrennte Volksinitiativen 
handelt, die je für sich die verfassungsmässig verlangten Un­
terschriftenzahlen erreicht haben Die Volksinitiative «zur Ver­
minderung der Tabakprobleme» erzielte 115 21 o gültige Un­
terschriften, die Volksinitiative «zur Verminderung der Alkohol­
probleme» dagegen nur 11 O 648 gültige Unterschriften. 
Nun kommt Artikel 121 Absatz 3 der Bundesverfassung ins 
Spiel. Die Trennung der Volksinitiativen ist auch geboten, da­
mit der Grundsatz der Einheit der Materie eingehalten werden 
kann: «Wenn auf dem Wege der Volksanregung mehrere ver­
schiedene Materien ztJr Revision oder zur Aufnahme in die 
Bundesverfassung vorgeschlagen werden, so hat jede dersel­
ben den Gegenstand eines besonderen lnitiativbegehrens zu 
bilden» Der Grundsatz der Einheit der Materie schützt die kor­
rekte Bildung des Volkswillens in der Volksabstimmung. Die 
Stimmberechtigten sollen nicht gezwungen werden, mit einer 
einzigen Stimme Anliegen ohne inneren Sachzusammen­
hang zuzustimmen. 
Nun ist es auch so, dass der Bundesrat als Vollzugsbehörde 
nicht befugt ist, einen von den eidgenössischen Räten gefass­
ten Bundesbeschluss über die Volksabstimmung aufzuteilen. 
Würden mithin die eidgenössischen Räte die beiden Volksin­
itiativen in einem einzigen Bundesbeschluss verabschieden, 
so würde in der VolksabstimmUng das Gebot der Einheit der 
· Materie verletzt, oder das Abstimmungsergebnis könnte nicht 
zuverlässig die freie und unverfälschte Willenskundgebung 
der Stimmberechtigten wiedergeben Das ist auch die Forde­
. rung der konstanten und unbestrittenen Praxis von Bundesge­
richt und Bundesrat 
In den seltenen Fällen, in denen der Bundesrat dem Parlament 
aus Effizienzgründen, inhaltlich durchaus korr~ zu Jeweils 
mehreren Volksinitiativen eine einzige Botschaftvorlegte- ich 
erwähne als Beispiele die Kleeblatt-, die Moratoriums-. die 
Ausstiegs- und die Landwirtschafts-Initiativen-. wurde für jede 
Volksinitiative zutreffend ein eigener Bundesbeschluss vorge­
legt Das war der Bundeskanzlei zum Zeitpunkt der Behand-

· 1ung im Ständerat noch nicht klar; sie ist nicht auf diesen Tat­
bestand gestossen 
Dann ist Zeit ins Land gegangen, und der Nationalrat hat sich 
mit diesem Geschäft befasst Dann hat die Bundeskanzlei den 
Nationalrat auf die Trennung der beiden Beschlüsse aufmerk­
sam gemacht, und dieser hat sie daher auch vorgenommen. 
Es liegt Ihnen jetzt eine Fahne vor, die diesem Tatbestand 
Rechnung trägt 
Ihre Kommission hat die Situation überprüft und ist zum 
Schluss gekommen, der vom Nationalrat beschlossenen 
Trennung in zwei Vorlagen zuzustimmen 
Ich empfehle Ihnen namens der einstimmigen Kommission, 
Ihrerseits in diesem Sinne zu entscheiden. 

B. Bundesbeschluss über die Volkslnltlatlve «z11r Vermin- Angenommen -Adopte 
derung der Tabakprobleme» 
B. Arrete federal concemant l'lnltlatlve populalre «pour la 
preventlon des problemes lies au tabac» 

Schluss der Sitzung um 1 O. 15 Uhr 
Titel und Ingress, Art.1, 2 Laseanceestleveea 10h 15 
Antrag der Kommission , 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Tltre et preambule, art. 1, 2 
Proposition de Ja commission 
Adherer ä la decision du Conseil national 

Huber, Berichterstatter: Man kann über diesen PunktderTrak­
tandenliste den Trtel schreiben: «Meister, die Arbeit ist getan, 
wir müssen sie sofort wieder reparieren.» In der Tat sind wir 
hier der Bundeskanzlei gutmütig gefolgt, die uns die entspre­
chenden Unterlagen zum Entscheid vorgelegt hat, in denen 
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Siehe Seite 451 hiervor-Voir page 451 ci-devant 

Beschluss des Nationalrates vom 2. Juni 1993 
Decision du Conseil national du 2 juin 1993 

A. Bundesbeschluss über die Volksinitiative «zur Vermin­
derung der Alkoholprobleme» 
A. Arrete federal concernant !'Initiative populaire «pour la 
prevention des problemes lies ä l'alcool» 

Schlussabstimmung-Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 
Dagegen 

32Stimmen 
3 Stimmen 

B. Bundesbeschluss über die Volksinitiative «zur Vermin­
derung der Tabakprobleme» 
B. Arrete federal concernant l'initlative populalre ccpour la 
preventlon des problemes lies au tabac» 

Schlussabstimmung- Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 
Dagegen. 

An den Nationalrat-Au Conseil national 

30 Stimmen 
3Stimmen 

E 18 juin 1993 



Bundesbeschluss 
über die Volksinitiative 
«zur Verminderung der Tabakprobleme» 

vom 18. Juni 1993 

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 

nach Prüfung der am 11. Oktober 1989 eingereichten Volksinitiative «zur Ver­
minderung der Tabakprobleme» 1>, 
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 9. März 19922), 

besch/iesst: 

Art. 1 
1 Die Volksinitiative «zur Verminderung der Tabakprobleme» wird Volk und 
Ständen zur Abstimmung unterbreitet. 
2 Die Volksinitiative lautet: 

Art. 2 

Die Bundesverfassung wird wie folgt ergänzt: 

Art. J2snies 
1 Vom Ertrag der f1Skalischen Belastung der Tabakwaren ist, unter Einbezug 
der Kantone, mindestens ein Prozent zur Verhütung tabakbedingter Krank­
heiten zu verwenden. 
2 Die Werbung für Tabakwaren und deren Marken ist untersagt, ebenso für 
Dienstleistungen und Güter, die in Wort, Bild oder Ton ihnen gleichen oder 
an sie erinnern. Die Bundesgesetzgebung kann in bestimmten Sonderfällen 
beschränkte Ausnahmen gestatten. 

Übergangsbestimmungen 
1 Das Werbeverbot gemäss Artikel 32sex1es Absatz 2 tritt spätestens drei Jahre 
nach Annahme dieser Verfassungsbestimmung in Kraft. 
2 Widerhandlungen gegen das Werbeverbot werden bis zum Inkrafttreten 
von Strafbestimmungen auf Gesetzesstufe gemäss Artikel 57 Absatz 2 Buch­
stabe a des Alkoholgesetzes bestraft. 

Die Bundesversammlung empfiehlt Volk und Ständen, die Volksinitiative zu 
verwerfen. 

Ständerat, 18. Juni 1993 

Der Präsident: Piller 
Der Sekretär: Lanz 

1> BBI 1990 I 926 
2l BBI 1992 II 1149 

1993-459 

Nationalrat, 18. Juni 1993 

Der Präsident: Schmidhalter 
Der Protokollführer: Anliker 



Bundesbeschluss 
über die Volksinitiative 
«zur Verminderung der Alkoholprobleme» 

vom 18. Juni 1993 

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 

nach Prüfung der am 11. Oktober 1989 eingereichten Volksinitiative «zur Ver­
minderung der Alkoholprobleme» 1>, 
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 9. März 1992 2>, 
beschliesst: 

Art. l 
1 Die Volksinitiative «zur Verminderung der Alkoholprobleme» wird Volk und 
Ständen zur Abstimmung unterbreitet. 
2 Die Volksinitiative lautet: 

Art. 2 

Die Bundesverfassung wird wie folgt ergänzt: 

Art. J2quiaqrda 
1 Die Werbung für alkoholische Getränke und deren Marken ist untersagt, 
ebenso für Dienstleistungen und Güter, die in Wort, Bild oder Ton ihnen 
gleichen oder an sie erinnern. Die Bundesgesetzgebung kann in Sonderfällen 
beschränkte Ausnahmen gestatten. 
2 Die Werbung für alkoholfreie Getränke muss klar als solche erkennbar 
sein. 

Übergangsbestimmungen 
1 Das Werbeverbot gemäss Artikel 32<1ulnquiea tritt spätestens drei Jahre nach 
Annahme dieser Verfassungsbestimmung in Kraft. 
2 Widerhandlungen gegen das Werbeverbot werden bis zum Inkrafttreten 
von Strafbestimmungen auf Gesetzesstufe gemäss Artikel 57 Ab'Satz 2 Buch­
stabe a des Alkoholgesetzes bestrafL 

Die Bundesversammlung empfiehlt Volk und Ständen. die Volksinitiative zu 
verwerfen. 

Ständerat, 18. Juni 1993 

Der Präsident: Piller 
Der Sekretär: Lanz 

1> 881 1990 I 923 
Z) 881 1992 II 1149 

1993-458 

Nationalrat, 18. Juni 1993 

Der Präsident: Schmidhalter 
Der Protokollführer: Anliker 



Amte iederaI 
concernant }'initiative populaire 
«pour Ja prevention des problemes lies au tabac» 

du 18 juin 1993 

L 'Assemblee fedh-ale de la Confederation misse, 

w !'initiative populaire «pour Ia prevention des problemes lies au tabac», deposee 
le 11 octobre 19891>; 
w le message du Conseil federal du 9 mars 19922>, 
an-ete: 

Article premier 
1 L'initiative populaire «pour la prevention des problemes lies au tabac» est 
soumise au vote du peuple et des cantons. 
2 L'initiative populaire a la teneur suivante: 

Art. 2 

La constitution federale est completee comme il suit: 

Art. 32-
1 Un pour cent au moins-du produit de l'imposition du tabac doit etre utilise, avec 
le concours des cantons, ä la prevention des maladies dues au tabac. 
2 La publicite pour le tabac et ses marques est interdite; il en va de meme pour les 
prestations de services et les marchandises qui leur ressemblent ou font penser ä 
elles, par le texte, l'image ou le son. La legislation federale peut autoriser des 
exceptions limitees dans des cas particuliers. 

Di.spositions transitoires 
• 1 L'interdiction de 1a publicite visee ä l'article 32sex1es, 2• alinea, entrera en vigueur 

au plus tard trois ans apres l'acceptation de cette disposition constitutionnelle. 
2 Les violations de l'interdiction de 1a publicite seront punies jusqu'ä l'entree en 
vigueur de dispositions penales fixees par 1a loi, conformement ä l'article 57, 
2° alinea, lettre a, de la loi federale sur l'alcool. 

L' Assemblee federale recommande au peuple et aux cantons de rejeter !'initiative. 

Conseil des Etats, 18 juin 1993 

Le president: Piller 
Le secretaire: Lanz 

tJ FF 1990 I 895 
2) FF 1992 II 1141 

1993-459 

Conseil national, 18 juin 1993 

Le president: SChmidhalter 
Le secretaire: Anliker 

35134 



Arrete rec1era1 
concemant l'initiative populaire 
«pour la prevention des problemes lies a l'alcool» 

du 18 juin 1993 

L 'Assemblee federale de la Confederation suisse, 
w !'initiative populaire «pour la prevention des problemes lies a l'alcool», 
deposee le 11 octobre 19891>; 
w le message du Conseil federal du 9 mars 19922>, 
arrete: 

Article premier 
1 L'initiative populaire «pour la prevention des problemes lies a l'alcool» est 
soumise au vote du peuple et des cantons. 
2 L'initiative populaire a la teneur suivante: 

Art. 2 

La constitution est completee comme il suit: 

Art. J2q,dnqrdo 
1 La publicite pour !es boissons alcooliques et pour leUIS marques est interdite; il 
en va de mßme pour. les prestations de services et les marchandises qui leur 
ressemblent ou font penser a elles par le texte, l'image ou le son. La legislation 
federale peut autoriser des exceptions limitees a des cas particuliers. 
2 La publicite pour les boissons sans alcool doit ßtre clairement reconnaissable 
comme teile. 

Dispositions transitoires 
1 L'interdiction de 1a publicite visee a l'article J2qu/Dqulos entrera en vigueur au plus 
tard trois ans apres l'acceptation de cette disposition constitutionnelle. 

2 Les violations de l'interdiction de la publicite seront punies, jusqu'a l'entree en 
vigueur de dispositions penales fixees par 1a loi, conformement a l'article 57, 
2• alinea, lettre a, de 1a loi federale sur l'alcooL -

L' Assemblee federale recommande au peuple et aux cantons de rejeter !'initiative. 

Conseil des Etats, 18 juin 1993 

Le president Piller 
Le- secretaire: Lanz 

ll FF 1990 I 892 
2i FF 1992 Il 1141 

1993 -458 

Conseil national, 18 juin 1993 

Le president: Schmidhalter 
Le secretaire: Anliker 

35134 



Decreto federale 
concemente l'iniziativa popolare 
«per Ia diminuzione dei problemi dovuti al consumo 
di tabacco» 

del 18 giugno 1993 

L "Assemblea federale della Conjederazione Svizzera, 
esaminata l'iniziativa popolare «per la diminuzione dei problemi dovuti al con­
sumo di tabacco», depositata 1'11 ottobre 1989 1>; 
visto il messaggio del Consiglio federale del 9 marzo 19922>, 
decreta: 

Art. 1 
1 L'iniziativa popolare «per la diminuzione dei problemi dovuti al consumo di 
tabacco» e sottoposta al voto del popolo e dei C~toni. 
2 L'iniziativa popolare.. ha il tenore seguente: 

Art. 2 

La Costituzione e eompletata come segue: 

Art. 32""""' 
1 Almeno l'uno per eento dei proventi delle imposte sui tabacchi deve essere 
destinato, eon il coneorso dei Cantoni, alla prevenzione delle malattie dovute 
al consumo del tabacco. 
2 La pubblicita per i tabacchi e per i relativi marchi e vietata, eome pure e 
vie~ta per quei servizi o quelle merci ehe rassomigliano loro o ehe li riehiama­
no alla memoria attraverso 1a parola, l'immagine o il suono. La legislazione 
federale puo, in casi partieolari, eonsentire limitate eceezioni. 

Disposidoni transitorle 
1 Il divieto di pubblicita secondo l'articolo 32- capoverso 2 entra in vigore 
al piu tardi tre anni dopo l'accettazione di questa disposizione costituzionale. 
2 Infrazioni al divieto di pubblicita saranno punite, flno all'entrata in vigore 
di disposizioni penali legislative, secondo l'artieolo 57 capoverso 2 lettera a 
della legge federale sull' aleool. 

L' Assemblea federale raccomanda al popolo e ai Cantoni di respingere l'inizia-
tiva. · 

Consiglio degli Stati, 18 giugno 1993 

II presidente: Piller 
II segretario: Lanz 

1> FF 1990 I 670 
2> FF 1992 II 969 

1993 - 459 

Consiglio nazionale, 18 giugno 1993 

II pr~idente: Schmidhalter 
II segretario: Anliker 



Decreto federale 
concemente l'iniziativa popolare 
«per la diminuzione dei problemi dovuti all'alcool» 

del 18 giugno 1993 

L 'Assembfea federale della Confederazione Svi:zzera, 
esaminata l'iniziativa popolare «per la diminuzione dei problemi dovuti all'al­
cool», depositata 1'11 ottobre 19891>; 
visto il messaggio del Consiglio federale del 9 marzo 1992 2>, 
decreta: 

Art. 1 
1 L'iniziativa popolare «per la diminuzione dei problemi dovuti all'alcool» e 
sottoposta al voto del popolo e dei Cantoni. 
2 L'iniziativa popolare ha il tenore seguente: 

Art.2 

La Costituzione e eompletata eome segue: 

Art. 32 qrm,qu1a 

1 La pubblicita per le bevande aleoliehe e per i relativi marehi e vietata, eome 
pure e vietata per quei servizi e quelle merci ehe rassomigliano loro o ehe li 
richiamano alla memoria attraverso la parola, l'immagine o il suono. La legi­
slazione federale puo, in casi partieolari, eonsentire limitate eceezioni. 
2 La pubblicita per le bevande analcoliche deve essere chiaramente riconosci­
bile come tale. 

Dlsposizioni transitorie 
1 II divieto di pubblicita secondo l'articolo 32qulnquies entra in vigore al piu tar­
di tre anni dopo l'accettazione di questa disposizione costituzionale. 
2 Infrazioni al divieto di pubblicita saranno punite, fino all'entrata in vigore 
di disposizioni penali legislative, secondo l' articolo S7 capoverso 2 lettera a 
della legge federale sull'alcool. 

L' Assemblea federale raccomanda al popolo e ai Cantoni di respingere l'inizia­
tiva; 

Consiglio degli Stati, 18 giugno 1993 

11 presidente: Piller 
11 segretario: Lanz 

1> FF 1990 I 667 
2> FF 1992 II 969 

1993 • 458 

Consiglio nazionale, 18 giugno 1993 

11 presidente: Schmidhalter 
11 segretario: Antiker 




